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VoPCUOFt. 

Von der ganzen Welt durch den Streik der Post, des 
Telegraphen, der Eisenbahnen, der Dampfsohiffe abgeschnitten, 
von der russischen Revolution umgeben, deren Schwingungen 
wir auch in unserem stillen Winkel fühlten — schrieb ich 
diese Studien. Wie oft habe ich dort nach schweren parla- 
mentarischen Kämpfen innere Ruhe und die notwendige Ab- 
geschiedenheit gefunden, um objektiver beurteilen zu können, 
was ich selbst, was wir alle getan und was wir in der Zukunft 
tun sollten. 

In den Wirmissen der großen Kämpfe und der kleinlichen 
Intrigen verliert man so leicht das richtige Maß für alles, was 
um einen herum geschieht und was die Seele einmal mit 
Hoffnungen, dann mit Enttäuschung, immer aber mit Unruhe 
und mit Aufregung erfüllt, die um so größer sind, je ernster 
es einem um die Sache geht, für welche man sich einsetzt. 

Und gerade die Politik bedarf der ruhigen, durch die 
Leidenschaft des Kampfes ungetrübten Beurteilung ! 

Ich habe diese Studien schon im Sommer vorbereitet, als 
ich noch keine Ahnung hatte, daß ich sie vor der Verband. 
lung über das allgemeine Wahlrecht im Wiener Parlament 
schreiben werde. Um so mehr tut es nunmehr not, sich über 
die Probleme unserer aktuellen Politik klar zu werden. 
J Ich weiß nicht, ob dasjenige, was ich niedergeschrieben, 
i zu dieser Klärung beitragen wird. Ich bin nicht unbescheiden 
genug, um dem Wesen der böhmischen Frage nachzugehen. 
Ich wollte lediglich dartun, auf welchen Wegen das böhmische 
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Volk meines Eraohtens zum vollen natio nalen nnd staatlichen 
Leben irelamren könnte. Wofür und wozu es leben soll - 
das sind Fragen, die ioh gerne anderen überlasse. Mir genügt 
es, daß es nach außen stark, nach innen gesund sei, frei 
und von niemand abhängig in seiner intellektuellen und 
moralischen Entwicklung. Dann wird es meiner Überzeugung 
nach einen Ehrenplatz unter den anderen Völkern einnehmen 
können. Und ich hege die Hoffnung, daß es jederzeit ein 
Vorkämpfer für nationale und so^il^e Gerechtigkeit und für 
eine wahrhaft freisinnige Politik bleiben wird. 

Ist es mir nicht gelungen, diese Wege ausfindig zu 
machen, so werde ioh mich zufriedengeben, wenn diese 
meine Bemerkungen wenigstens zum Verständnis unserer 
Politik beitragen werden, welche so oft unrichtig beurteilt 
worden ist, und zur Aufklärung so mancher Mißverständnisse, 
die eine gesündere und natürlichere Organisation der 
böhmischen Parteien hindern, die uns so sehr fehlt. Würde 
divzu rücksichtslose Wahrheitsliebe und Aufrichtig]^eit ge^ügen, 
so dürfte ich vielleicht doch hoffen, daß ich diese Zeilen 
nicht vergeblich geschrieben habe. 

Barbo, im Dezember und Jänner 1905/06. 
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Einleitang. 

Die innere österreichisclie Politik eilt einer neuen Etappe 
zu. Die trotz Widerstandes des böhmisclien Volkes einge- 
führten verfassungsmäßigen Einrichtungen werden zwar der- 
malen unverändert bleiben — aber deren Grundlage, die 
Wahlordnung, soll eine ganz neue werden. Das Abgeordneten- 
haus des Beichsrates wird, kommt die S>eform der Wahl- 
ordnung auf Grund des allgemeinen und gleichen Stimm- 
rechtes zustande, ein modernes Volksparlament. Der Prozeß 
der Vervolkstümlichung der Politik, der durch den Radikalis- 
mus und die Obstruktion stürmisch begonnen — wodurch 
ohnehin schon der Schwerpunkt des parlamentarischen Ein- 
flusses von den sogenannten Staatsparteien, die zum größten 
Teil mittels der Wahlprivilegien gewählt sind, auf die Volks- 
parteien stark abgewälzt worden ist, welche vor den äußersten 
Mitteln des parlamentarischen Kampfes nicht zurückschrecken 

— geht seinem Ende entgegen: zum vollen Siege der For- 
derungen des Volkes nach Beseitigung der künstlichen Wahl- 
Ordnungen. Das unberechtigte Übergewicht der Deutschen 
läßt sich nicht länger aufrechterhalten, wenn es auch ander- 
seits unmöglich ist, die Deutschen auf eine ihrer absoluten 
Bevölkerungsziflfer entsprechende Zahl von Mandaten herab- 
zudrücken. 

Neue Perspektiven eröffnen sich der böhmischen Politik 

— neue Horizonte, breitere und freiere. Dem böhmischen 
Volke wird es endlich möglich sein, in die Schicksale des 
Seiches so einzugreifen, wie es seiner ziffermäßigen Stärke 

Kram Äff Anmerkungen zur böhmischen Politik. 1 
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Tind seiner kulturellen und wirtschaftlichen Potenz entspricht. 
Leider wird es dies auch dann nicht so vermögen, wie es 
vermöchte und träfe, wenn es auf seinem historischen Boden, 
im !Rahmen seines Staatsrechtes, dies tun dürfte. 

Auch fernerhin wird es verurteilt sein, um seine Lebens- 
interessen auf fremdem, ihm größtenteils feindlichem Boden, 
unter dem suggestiven Einfluß einer fremden Umgebung, zu 
kämpfen. Allein es wird dennoch dort ein anderer, neuer, 
starker und mächtiger Faktor sein, ohne welchen es einfach 
keine ruhige und, soweit dies bei dem zentral istischen öster- 
reichischen System überhaupt möglich ist, keine gesunde 
politische Entwicklung mehr geben wird. 

Wird das böhmische Volk auf der Höhe der neuen Ver- 
hältnisse sich bewähren 2. Wird es verstehen, seine neue und 
bessere Machtstellung in Wien bis zu den letzten Kon.- 
sequenzen auszunutzen? Wird es verstehen, die Desiderien 
der neuen böhmischen Politik der Erfüllung entgegenzu- 
fahren, den Einfluß des böhmischen Volkes im ganzen Keiche 
zur Geltung zu bringen, nachdem es infolge der Nieder- 
lage in seinem staatsrechtlichen Kampfe gezwungen worden 
ist, den mühsamen Weg der aktiven Politik im Wiener 
Beichsrate zu betreten? 

Diese Frage zu beantworten, getraue ich mich nicht. Die 
Zerfahrenheit der inneren böhmischen Verhältnisse vernichtet 
wie ein scharfer Frost alle Hoffnungen, die aus der durch- 
greifenden Umwälzung in der innerösterreichischen Politik 
hervorsprießen. Ich kann die Furcht nicht los werden, daß 
wir in dem Augenblick, in welchem ein einheitliches und 
imponierendes Auftreten des ganzen Volkes unerläßlich wäre, 
damit es die Wiener Politik zwinge, neue, bessere Wege 
einzuschlagen, durch unsere Uneinigkeit und Zersplitterung 
unseren Gegnern es ermöglichen werden, sich auch die 
neuen Verhältnisse so einzurichten, daß sie uns am wenigsten 
nutzen. 

Schließlich: ein jeder ist seines eigenen Schicksals 
^hmied. Die historische Gerechtigkeit ist nichts anderes 



als die Logik der Geschichte. Wir haben so viele Fehler 
begangen, daß es sich denn doch empfehlen würde, die Schuld 
unserer Mißerfolge, unseres Leides und unseres Leidens 
mehr in uns selbst als in der Ungerechtigkeit anderer zu 
suchen)>J!)en staatsrechtlichen Kampf haben wir durch unsere 
Fehler verloren, durch die Unbestimmtheit und Unklarheit 
dessen, was wir anstrebten, durch die unrichtige Abschätzung 
der Machtverhältnisse, durch die Ignorierung von Gescheh- 
nissen, die wir nur deshalb nicht sehen wollten, weil sie 
anders ausgefallen sind, als wir es gewünscht hatten, durch 
Überschätzung unserer eigenen Kräfte, endlich durch starren 
Eigensinn, der uns hinderte, eine oftmalige Gelegenheit aus- 
zunutzen, die sich uns im Eeichsrate zur Umformung des 
ganzen inneren Beichsorganismus bot, weil dies dem theo- 
retis^hen Absolutismus unserer staatsrechtlichen Überzeugung 
nicht entsprach — durch all das weit mehr als durch die 
Ungerechtigkeit unserer Widersacher. Die haben einfach in 
vollem Maße unsere Fehler ausgenutzt. 

Es wäre wahrhaft verhängnisvoll, wenn wir auch im 
gegenwärtigen Augenblick, in dem ein mächtiger Aufschwung 
der Volksbewegung uns nach langen, schweren Kämpfen 
wieder einmal die Möglichkeit gibt, der böhmischen Sache 
eine neue, bessere Zukunft zu verschaffen und zu sichern, 
nochmals alles durch unsere innere Zerfahrenheit, durch 
Zersplitterung in kleine Fraktionen, welche eine einheitliche, 
weit ausblickende böhmische Politik unmöglich macht, 
vereiteln würden. Dem vorzubeugen, ist Pflicht eines jeden, 
dem das Literesse des Volkes auf dem Herzen liegt. Ich 
will es versuchen. Nicht durch flammende Worte — denn 
bei uns glaubt man eher bösen Zungen, die Verleumdungen 
und Verdächtigungen aussprechen — sondern durch möglichst 
objektive Beurteilung unserer inneren Parteiverhältnisse sowie 
durch Vorzeichnung der Wege, welche meiner Meinung nach 
die böhmische Politik gehen sollte. Es bedarf nicht der Ver- 
sicherung, daß ich nicht fürchten werde, die Wahrheit zu 
sagen, auch wenn sie unangenehm sein wird, und daß ich 

1* 
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nicht gewillt bin, zurückzuweichen vor Schlagworten und 
Phrasen, mögen sie noch so populär sein, wenn ich sie für 
abträglich und schädlich halte unserem nationalen Fortschritt. 
Popularität ist im politischen Leben ein flüchtig Ding und 
wer nur danach strebt, wird unwillkürlich eine komische 
Figur/ Wir haben Beweise hierfür. Nur die ernste Über- 
zeugung, nur die Eücksichtslosigkeit in der Verteidigung 
der Wahrheit und dessen, was man als gut und gerecht 
erkannt, weckt wirkliche Achtung und die überdauert auch 
politische Mißerfolge. Auch hiervon sahen wir bei uns ein 
geradezu großartiges Beispiel.*) 

Es liegt auch nicht in meiner Absicht, einen Pan- 
egyrikus der Partei zu schreiben, der ich angehöre. Ich 
kenne besser als jeder andere ihre Mängel und Fehler und 
weiß allerdings auch, wie oft ihr absichtlich und ungerecht 
unrecht getan wird. Allein ich kenne vor allem ihr 
Programm und es ist meine tiefe Überzeugung, daß auf dem 
Boden dieses Programms die überwiegende Majorität unseres 
Volkes sich vereinigen läßt und daß unsere Zerfahrenheit 
nur zum geringsten Teil durch programmatische Fragen 
verursacht ist. Die Vereinfachung unserer Parteiverhältnisse, 
die Zusammenfassung dessen, was zusammengehört, die Ver- 
einigung insbesondere aller, die eine positive volkstümliche 
böhmische Politik ohne überflüssige Konzessionen an den 
politischen und sozialen Radikalismus wollen — das ist alles, 
was ich wünsche. Dann wäre eine Politik möglich, welche 
dem böhmischen Volke jenen Bang unter den österreichischen 
Völkern verschaffen könnte, der ihm mit Recht zukommt. 
Und nur das wäre auch der sichere und zuverlässige Weg 
zur Erreichung unserer letzten Ziele, zur Erneuerung des 
legislativen und administrativen Selbstbestimmungsrechtes 
der Länder der böhmischen Krone im Rahmen des fö derali- 
sierten Österreich. 



*) Dr. Rieger. 
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Es wäre eine gewollte Selbsttäuschung, sich zu verhehlen, 
dafi die jungSechische Partei sich in Decadence befindet. 
Ja noch mehr. Man muß sich nur wundem, daß sie noch 
soviel innere Kraft sich erhalten hat. Nur eine außerordent- 
lich gesunde Partei vermochte nach ihrer so plötzlichen 
Erstarkung die ihr folgende innere Krise, die große Nieder- 
lage durch die Aufhebung der Sprachenerlässe und das man- 
gelnde Vertrauensverhältnis zwischen dem Parteiorgan in 
Prag*) und der Wiener Politik des Klubs, überstehen. 

Die freisinnige böhmische Partei ist allzu rasch und 
plötzlich erstarkt. Die Wahlerfolge, die vollständige Nieder- 
lage der Altöechen haben auch die leitenden Kreise der 
JungSechen überrascht. Aus einer kleinen, durch scharfe 
und rücksichtslose Kritik starken Partei ist mit einemmal 
eine Partei geworden, welche fast das ganze Volk mit seiner 
Vertretung betraut hat. Das psychologische Moment der 
absoluten und elementaren Umwälzung von dem grenzen- 
losen Glauben an die Politik der Altöechen zum absoluten 
Mißtrauen ihnen gegenüber ist durch die Wiener Punkta- 
tionen eingetreten. Und so wurde die Führung der böhmi- 
schen Politik ohne jedwede allmähliche organische Evolution 
mit einem Schlag in die Hände einer innerlich nicht ein- 
heitlichen, uneinigen Partei gelegt. Die Partei war ein 
buntes Gemisch heterogenster Elemente. In ihr saßen neben- 
einander ehemalige Altcechen, die im letzten Augenblick 



*) „NÄrodnl Liety.« 
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zur freisinnigen Partei übergetreten waren und so für 
manchen ein warnendes Beispiel geworden sind, künftighin 
die Partei rechtzeitig zu verlassen . . . Der Partei traten 
bei die Sealisten, die untereinander auch nicht gerade sehr 
einig waren. Professor Masaryk stand mit seinen demokra- 
tischen Ansichten der freisinnigen Partei zwar sehr nahe, allein 
zwischen ihm und dem Hauptrepräsentanten der Partei, Doktor 
Julius Gregr, ist trotz eines loyalen Ausgleiches die Bitternis 
der Kämpfe um die Handschriften zurückgeblieben.*) Pro- 
fessor Kaizl war vermöge seiner Vergangenheit und seiner 
Beziehungen ein Altceche und ich war zwar schon in 
meinen studentischen Jahren ein Jungßeche, bin aber ein 
Realist geworden aus dem Q-runde, weil mir die damalige 
jungcechische Politik allzu negativ und allzu einseitig agita- 
torisch war. Die leidenschaftliche Agitation gegen die Alt- 
ßechen hat schließlich alle radikalen Elemente aufgerüttelt, 
welche den linken Flügel der Jungcechen verstärkten, so 
daß der eigentliche Kern der Partei, die alten Jungßechen, 
in eine sehr disparate Gesellschaft geraten ist. 

Der Prozeß der inneren Konzentration der Partei war 
überdies bedeutend erschwert durch die Folgen der Wahl- 
agitation und durch die geradezu unglaublich kurzsichtige 
Polizeipolitik des Statthalters Grafen Thun. 

Die leidenschaftliche Wahlagitation war schließlich unab- 
wendbar. Jüngere, neue Schichten der Gesellschaft gruppierten 
sich um die alten Mitglieder der freisinnigen Partei und 
waren bemüht, politische Macht zu erringen. Das war nicht 
mehr eine lokale Stimmung in einigen zu jeder Zeit fort- 
schrittlichen Bezirken — die Unzufriedenheit war allgemein. 
Das böhmische Volk verlangte eine neue Politik — das 
fühlten alle, aber was für eine Politik, darauf antworteten 



*) Gemeint ist der Kampf um die Echtheit der sog. Königinhofer 
Handschrift, die von Professor Masaryk, Hofrat Dr. Gebauer und anderen 
Realisten energisch bestritten, von Dr. Julius Gr^gr in den „Närodni Listy* 
ebenso energisch verteidigt wurde. 



— 7 — 

verschiedene Kandidaten und Redner je nach ihrer Art. Die 
Partei selbst hat allerdings in ihrem Wahlprogramm für die 
allgemeinen Wahlen zum Abgeordnetenhaus des Jahres 1891 
ein festes, unzerstörbares Fundament errichtet, welches wohl 
noch manche politische Phase überdauern wird — denn es 
ist unstreitig auf lange Zeit hinaus die beste Formulierung 
der politischen, kulturellen uud wirtschaftlichen Bestre- 
bungen des böhmischen Volkes. Auf diesem Programm einigte 
sich das ganze Volk im Jahre 1891 und auf diesem Pro- 
gramm können abermals alle im böhmischen Volke sich 
einigen, welche weder eine StandespDlitik noch einen prin- 
zipiellen staatsrechtlichen Eadikalismus wollen. 

Das Programm der Partei vom Jahre 1891 — das muß 
ausdrücklich betont werden — ist ein Programm für positive 
parlamentarische Arbeit zu Hause und in Wien, und der prin- 
zipielle Radikalismus, in welchen die Partei zu Beginn der neun- 
ziger Jahre hineingeraten ist, entsprach nicht den Anschau- 
ungen der leitenden Parteikreise, die zwar fest entschlossen 
waren, die Politik des Volkes energisch und rücksichtslos 
zu fuhren, anderseits jedoch nicht den Standpunkt eines 
negativen staatsrechtlichen Radikalismus einnehmen wollten 
md die daher das Parteiprogramm derart formuliert haben, 
daS es das Ziel der böhmischen Politik auch dann bilden 
sollte, wenn man sich in Wien endlich entschlösse, dem 
böhmischen Volke zumindest in sprachlichen und kulturellen 
Fragen gerecht zu werden. 

Allein dieses ernsthafte Bestreben, in die böhmische Politik 
etwas Neues, Frisches, Modernes zu bringen und in einer 
hierzu durchaus ungeeigneten Zeit nicht zur grundsätzlichen, 
altSechischen staatsrechtlichen Politik zurückzukehren, son- 
dern den Kampf in Wien zu führen, allerdings mit neuen 
und schärferen Waflfen, verstand nicht der radikale Flügel 
der Partei und verstand nicht — der Statthalter Graf Thun, 
Unter dem Einfluß einiger in ihrer eigenen Eitelkeit verletzten 
Persönlichkeiten der altcechischen Partei — wie groß erhob 
sich von dem Hintergrunde dieser kleinlichen Rachsucht 
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Dr. Eieger ! — unter dem Einfluß der Erbitterung der Qroß- 
grundbesitzerpartei, welche wohl fühlte, daß sie durch 
den Sieg der jungSechischen Partei für lange Zeit der 
führenden Solle entkleidet ist, wollte Graf Thun nicht sehen, 
wieviel ernstes Wollen die Partei hatte, verstand nicht 
ihr Programm und identifizierte radikale Agitatoren und 
eine aufgehetzte Jugend mit der Partei. Und so begann er 
in Böhmen eine Politik kleinlicher Persekution und zwang 
die Wiener Regierung zu einer geradezu lächerlichen Igno- 
rierung der Repräsentanz unseres ganzen Volkes, ja zum 
Versuch, an dieser Partei einen parlamentarischen Boykott 
zu üben, zu welchem unsere Großgrundbesitzer und die 
Deutschen hilfreich die Hand boten. Allerdings war diese 
kindische Politik in Wien nicht von langer Dauer. Gerade 
dort errang sich die Partei durch ihre Frische, durch 
ihre Rücksichtslosigkeit, durch ihren ehrlichen und wahren 
Demokratismus, durch ihre Emanzipation von der Be- 
vormundung durch den Adel, durch ihr modernes Streben 
in der sozialen Politik so große und so außergewöhn- 
liche, durch den triumphalen Einzug der böhmischen Musik 
in Wien noch erhöhte Sympathien, daß man dort all- 
mählich in der freisinnigen Partei denn doch etwas anderes 
zu erblicken begann als „eine sonderbare Gesellschaft^, als 
welche sie Graf Thun behandelt haben wollte, der freilich 
sin seiner verfehlten Politik nicht der Alleinschuldige war, 
weil er ja die böhmische Welt und die moderne böhmische 
Bewegung doch nur mit Brillen ansah, die ihm aus klein- 
lichster Parteisucht auch von böhmischer Seite gefärbt 
wurden. 

Ich gedenke all dessen mit tiefer Entrüstung, weil es 
auch böhmische Männer waren, die Schuld trugen an dieser 
verhängnisvollen Politik, durch welche zwar das böhmische 
Volk nicht gezähmt, dafür jedoch in Böhmen der hohle 
Radikalismus gestärkt wurde, an dem wir noch immer fort- 
laborieren. In jenen, bei denen der Radikalismus ein wahr- 
haftiger ist und bei denen er dem ganzen Charakter und 
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der ganzen Denkweise entspricht, hinterließ die Polizeiver- 
folgung eine Erbitterung, eine Verbissenheit, einen tief 
eingewurzelten Zorn, alles das, wodurch sich unser Radika- 
lismus so sehr zu seinem Nachteil vom Radikalismus bei 
anderen Yölkern unterscheidet, wo er aus dem Charakter 
bestimmter Klassen, bestimmter Gegenden und nicht aus 
einer kleinlichen Bepressivpolitik der Regierungen empor- 
wächst. Und wie lange noch spukte in den Köpfen unserer 
Jungen der Romantismus eines unklaren Revolutionismus! 
Das wäre schließlich kein großes Unglück, wenn zwischen 
der Partei, welche nachher wiederum ihren Radikalismus 
ablegen mußte, und der Jugend nicht eine bisher unüber- 
brückte Kluft entstanden wäre. 

Wohl kann nicht geleugnet werden, daß in Böhmen der 
Radikalismus wahre Orgien -feierte. Aber es war ein Fehler 
des Grafen Thun, hinter diesem Radikalismus die ganze 
Partei zu suchen, während durch rechtzeitige Diagnose der 
Situation, durch Auseinanderhalten der mächtigen Volks- 
bewegung, welche eine große Partei geschaffen hat, von 
dem radikalen äußersten Flügel und folglich durch eine 
andere Politik der jungcechischen Partei gegenüber, es 
schon damals möglich war, eine gesunde Scheidung der 
Geister in Böhmen herbeizuführen. Wäre so verfahren 
worden, wir lebten heute nicht im Chaos. Durch die Politik 
des Grafen Thun jedoch wurde die ganze Partei in einen 
Radikalismus hineingetrieben, den sie ursprünglich nicht ' 
wollte und der ihr auch trotz des schärfsten Kampfes gegen 
den Ausnahmezustand nicht als das erschien, was sie eigent- 
lich wollte. 

Beweis dessen die vorsichtige Stilisierung der Resolution 
des Nimburger Kongresses der Partei, welche mit Absicht 
der Partei die Möglichkeit belassen, die Wege einer positiven 
Politik zu betreten und welche alle Wege durchaus nicht 
so verrammelt hat, wie es der radikale Flügel der Partei 
verlangt hatte, welcher keine andere Politik kannte als die 
Zerstörung des Reichsrates, was übrigens der Stimmung im 
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böhmischen Volke entsprach. Die öffentliche Meinung in 
Böhmen war durch den Ausnahmezustand und durch den 
Prozeß gegen die „Omladina^ derart aufgebracht, daß sie 
der Partei jeden Schritt auf dem Wege zu einer gemäßig- 
teren Politik erschwerte, für welche seit dem Sturze des 
Koalitionskabinetts die Zeit gekommen war. Schon der Kampf 
gegen die Wiener Punktationen und zugleich der Kampf 
gegen die dominierende altfiechische Partei hat alle Leiden- 
schaften im Volke aufgewirbelt. Die gründliche Enttäuschung 
in der staatsrechtlichen Politik sowie in der aktiven Beichs- 
ratspolitik, deren Resultate denn doch in keinem Verhältnis 
standen zu jenem, was das Volk so lange Jahre hindurch 
gewollt, gehofft und erstrebt hat, hat soviel Zündstoff im 
böhmischen Volke angesammelt, daß dessen Unzufriedenheit 
in einem alles vernichtenden Brand aufflammen mußte in 
dem Augenblick, in welchem das ganze böhmische Volk 
\f glaubte, man griffe an sein teuerstes Gut, an die Integrität 
des Königreiches Böhmen. In einem derartigen Augenblick, 
in welchem alle Leidenschaften entfesselt sind, erwägt selten 
jemand vorsichtig Worte und Parolen, die für den Augen- 
blick bestimmt sind, zur Entfachung der Leidenschaften, 
die nur einen momentanen taktischen Zweck haben und die 
kein Programm für die Zukunft sein wollen. Das Volk wurde 
wieder zu einem aktiven staatsrechtlichen Kampf aufgeboten 
und gar viele waren der Überzeugung, es genügte nur fester 
und unbeugsamer Wille und scharfe Rücksichtslosigkeit, um 
Wien durch die elementare Äußerung des Willens des ganzen 
Volkes zu überwinden. Man verkündete, wir hätten in Wien 
nichts zu suchen, die böhmische Delegation hätte nur eine 
Aufgabe, den Zentralismus niederzuringen und auf dessen 
Ruinen einen böhmischen Staat zu errichten. Anstatt gegen 
die matte, nicht genug energische, immerwährend etwas 
Schreckliches befürchtende Parlamentspolitik der Alt- 
ßechen in Wien anzukämpfen, wurde jede Politik ver- 
worfen, die mit dermalen unabänderlichen Verhältnissen 
rechnet, und die radikalen Elemente trieben das Volk zu 
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Wiederholung der passiven staatsrechtlichen altßechischen 
Politik in einer anderen Form der Passivität, zur absolut 
negativen, „zerstörenden" Politik im Breichsrate. Die Parla- 
mentstribüne sollte nur dazu dienen, um den Kampf zu Hause 
bis zum äußersten zu entzünden. Und als Graf Thun den 
Versuch unternommen hatte, den ungestümen böhmischen 
Radikalismus durch Persekutionen niederzuringen, da war es 
nicht zu verwundem, daß auch sachliche Erfolge der böh- 
mischen Delegation, welche so beträchtlich zu einer anderen 
Bewertung des böhmischen Volkes in Wien beigetragen 
haben, übersehen wurden und daß diejenigen, die sich der 
alles mitreißenden radikalen Strömung nicht hingeben wollten, 
weil sie im Widerspruch war mit dem Wesen und Programm 
der Partei, Mangel an Festigkeit und patriotischem Gefühl 
vorgehalten wurde. Der radikale Paroxismus hat einen Grad 
erreicht, daß in Böhmen eine öflfentliche Versammlung abge- 
halten wurde, auf deren Programm die Frage stand: Brauchen 
wir Fachmänner oder Charaktere? Jeder Anfall von Radi- 
kalismus zeigt schließlich Symptome einer geistigen Ab- 
normalität . . . 

In dieser Atmosphäre wuchs die Jugend der neunziger 
Jahre heran, und es ging nur mit natürlichen Dingen zu, daß 
sie sich um so mehr von der Partei entfernte, je mehr sich 
diese vom radikalen Fieber abwandte. Außerdem begann auch 
unsere Jugend endlich an dem geistigen Leben des gesamten 
fortschrittlichen Europa teilzunehmen und je aussichtsloser 
der nationale und staatsrechtliche Kadikalismus ward, um so 
mehr widmete sie sich zum großen Teil sozialen und kultu- 
rellen Fragen. Diese Bewegung wurde nur noch durch den 
Austritt Professor Masaryks aus der Partei gestärkt, der 
einerseits verursacht worden ist durch den Zwiespalt zwischen 
dem Radikalismus der extremen Fraktion der jungßechi- 
schen Partei und zwischen der dem Parteiprogramm 
treuen Politik, aber auch durch das konsequente Unter- 
scheiden zwischen dem „Realismus" und der Partei, das 
gegen meinen Willen fortwährend im „öas" akzentuiert 
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wurde. Denn das entsprach nicht dem Geiste einer auf- 
richtigen Verschmelzung des Eealismus mit der freisinnigen 
Partei, wie ich sie mir vorgestellt hatte, als ich über diese 
Verschmelzung mit Dr. Julius Gr6gr verhandelte, und be- 
stärkte nur jene extremen Elemente, die den Einfluß des 
[Realismus im Geiste einer besonnenen böhmischen Politik 
fürchteten. So kam es zum persönlichen Konflikt, aus 
welchem Professor Masaryk soviel persönlichen Groll gegen 
die Partei davontrug, weil ihm tatsächlich ein Unrecht ge- 
schehen ist und der die ihm blindlings folgende Jugend 
leider zu jenem Haß gegen die Partei verleitet hat, der dem 
[Realismus alles genommen, was einst dessen größter Vorzug 
gewesen, die innere Wahrhaftigkeit, die so weit ging, daß 
er bereitwillig alles Gute anerkannte, auch wenn es vom 
geschworensten Gegner kam, und daß er anderseits jede 
Lüge und Unwahrheit bekämpfte, wenn sich dieselbe auch 
die eigenen Parteigänger zuschulden kommen ließen. Der 
Kampf des Realismus, mit dem ich es nicht weiterhalten 
konnte, artete in einen persönlichen Kampf gegen die Partei 
aus. Diese wurde angegriffen, wenn sie auch das tat, was 
der Realismus wollte — und diese Kampfweise ist leider 
in Böhmen typisch geworden. Im Parteikampfe verschwand 
die Wahrheit immer mehr von der Tagesordnung . . . 

Über persönliche Intriguen, über kleinlichen Klatsch, der 
auf diesem Boden wucherte und der zu scharfen Konflikten 
und zu Unfrieden in der eigenen Partei geführt hat, will 
ich mich nicht auslassen. Das würde zu weit führen. Die 
bloße Erwähnung, wenn auch nur in dieser negativen 
Form, genügt zur Charakterisierung der Zeit. Schließlich traf 
die freisinnige Partei eine wirkliche Katastrophe durch die 
Krankheit und den Tod Dr. Julius Gregrs, welcher allein 
Autorität und Einfluß genug besaß, um in der Partei 
wiederum die notwendige innere Einheit herzustellen, deren 
sie gerade in jenem kritischen Augenblick bedurfte, in 
welchem es sich um eine tiefgehende Wendung in der böh- 
mischen Politik in Wien handelte. 
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Zwischen dem Hauptorgan, eigentlich dem einzigen Organ, 
welches die Politik der freisinnigen Partei in Böhmen reprä- 
sentierte, und zwischen der Politik der böhmischen Dele- 
gation in Wien gab es seit jener Zeit nicht jene innere 
Einheit, die absolut unerläßlich ist, soll die praktische Politik 
einer Partei im Volke begriffen und verstanden werden. Die 
Zeiten sind längst vorüber, in denen die Journalistik das 
bloße Akkompagnement der Abgeordnetenpolitik bildete. 
Auch jenes gewiß hochmütige Herabblicken auf die journa- 
listische Arbeit, welches den Politikern der alten Schule 
eigen war, wäre heutzutage ein direkter politischer Fehler. 
X^Die Zeitungen sind heute in der Organisation einer jeden v 
Partei der wichtigste Faktor. Durch sie wird alltäglich zu 
den breitesten Schichten des Volkes gesprochen und auch 
der kritischeste Leser kann sich der Suggestion seines Jour- 
nals nicht erwehren. " 

Gerade in den Blättern der Partei soll die öffentliche 
Meinung auf die politische Aktion der Abgeordneten vor- 
bereitet werden, damit diese öffentliche Meinung klar ein- 
sehe, daß die Abgeordneten in einer gegebenen Situation 
nicht anders handeln konnten und durften, als sie gehandelt 
haben. Das setzt allerdings die absolute Solidarität der Politik 
der Abgeordneten und der Journale und die Einheit in der 
Beurteilung der Ziele und der Taktik voraus. So war es zu 
Lebzeiten Dr. Julius Gregrs in der freisinnigen Partei. Seine 
dominierende Stellung in der Partei, die mit Fug und Recht 
auf seinen Verdiensten um die Partei und auf seinen her- 
vorragenden politischen Fähigkeiten beruhte, schloß von 
vornherein jede Diskrepanz zwischen der Politik der Partei 
und des Blattes aus. Wohl hat es verschiedene Meinungen 
gegeben wie in einer jeden Partei, allein die praktische 
Politik war doch nur eine. Seit seiner Krankheit und seinem 
Tode gab es leider zwei. Eine Prager und eine Wiener, die 
manchmal parallel gingen, aber sehr oft auseinander gingen. 
Und so geschah es nicht selten, daß das Parteiorgan die 
böhmische Öffentlichkeit auf eine ganz andere Politik vor- 
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bereitete, als welche der Wiener Klub betreiben konnte, 
und auob die treuesten Anhänger der Partei begriflfen die 
Wiener Politik nicht, weil sie naturgemäß unter dem Ein- 
fluß des Organs standen, in welchem sie mit Grund den 
historischen journalistischen Repräsentanten der Partei er- 
blickten. Wie viele Vorwürfe mußte die Wiener Leitung 
der böhmischen Politik über sich ergehen lassen wegen 
dieser scheinbaren Zwiespältigkeit und Unaufrichtigkeit, 
wegen der radikalen Politik in Böhmen und wegen der 
nachgiebigen und gemäßigten in Wien. 

Und doch war hier durchaus keine Zwiespältigkeit und 
kein Doppelspiel vorhanden, sondern es war hier einfach 
eine zweifache: eine Prager und eine Wiener Politik. Und 
jede war darin, was sie wollte und tat, aufrichtig und kon- 
sequent. Beweis dessen, daß gerade die sogenannten führen- 
den Politiker in ihren B.eden zu den Wählern stets offen 
sprachen und demgemäß oft rücksichtslos gegen die radikale 
Strömung in Böhmen aufgetreten sind. Es fehlte einfach 
die Persönlichkeit, welche diese beiden politischen Strömun- 
gen in eine harmonische Linie vereinigt hätte. 

In alldem hat es nichts gegeben, was nicht aufzuklären 
wäre ohne Beschuldigung des einen oder des anderen. Es 
ist dies die einfache Folge des unglücklichen Umstandes, 
daß wir gezwungen sind, unsere Politik in Wien zu betreiben, 
auf fremdem Boden, in einem uns feindseligen Milieu, wo 
wir nur wenige sind gegenüber dem großen Übergewicht 
der anderen und wo wir demgemäß bei jedem Schritt auf 
unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen, die sich unseren 
Bestrebungen und unserem Wollen entgegenstellen — und 
wo wir zu Kompromissen genötigt werden, welche natur- 
gemäß nicht ohne Opfer zustande kommen. In Prag ist die 
Situation ganz anders. Dort sind wir in unserem geistigen 
und wirtschaftlichen Zentrum. Prag ist unser. Für jede 
Regung der böhmischen Seele finden wir dort ein lebhaftes 
Verständnis. Für eine jede politische und nationale Kund- 
gebung^sind dort große Massen der Bevölkerung empfanglich. 
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Dort fühlen wir unsere politische Macht, unsere kulturelle 
und wirtschaftliche Bedeutung. Es ist somit nur natürlich, 
daß wir von Prag aus die Schwierigkeiten der böhmischen 
Politik in Wien nicht als so groß erkennen, als sie tatsäch- 
lich in "Wien sind. Deshalb ist es auch nicht anders möglich, 
als daß der Ton der böhmischen Politik in Prag immer ein 
radikalerer ist. Und draußen in Böhmen, außerhalb Prags, wo 
man kaum jemals einen Deutschen sieht, wo wir schon ganz 
und gar die Herren sind und wo unsere Kräfte fast ganz 
unumschränkt erscheinen, weil alles, was gegen uns ist, doch 
nur zum großen Teil ein abstrakter Begriff bleibt, findet 
eine radikalere Politik begreiflicherweise immer eine bereit- 
willigere Aufnahme als eine Politik, die mit schwierigen 
Verhältnissen rechnet, mit Schwierigkeiten, die man einzig 
und allein nur dort erkennen kann, wo der tatsächliche 
Kampf geführt wird. Ziehen wir zu alldem noch in Kalkül 
jene radikale, von mir oben besprochene Stimmung in Böhmen 
und es wird sich klar herausstellen, in welch schwierigen 
Verhältnissen sich der öechenklub in Wien befand, als 
er durch die Politik des Grafen Badeni vor eine ganz neue 
Situation gestellt worden ist. Und diese Verhältnisse waren 
um so schwieriger, weil es eigentlich immer an Mut gefehlt 
hat, diesen Zwiespalt einer bestimmten und klaren Lösung 
zuzuführen, und weil alles Bestreben nur darauf gerichtet 
war, im Interesse der Erhaltung der Einheit der Partei jene 
Gegensätze durch diplomatische Eesolutionen zu verschleiern, 
die allerdings nur ein Auskunftsmittel für den augenblick- 
lichen Bedarf waren, schließlich jedoch eine Enttäuschung 
und eine Erbitterung auf beiden Seiten zurückließen. Alle 
hatten das Bewußtsein, daß es der Sache des böhmischen 
Volkes zuträglicher wäre, eine positive Politik mit einer 
zwar kleineren, aber innerUch einheitlichen und homogenen, 
als mit einer großen, durch innere Differenzen jedoch ge- 
schwächten Partei zu fuhren, allein an der Entschlossenheit, 
die Konsequenzen dieser Diagnose zu ziehen, fehlte es. Im 
Gegenteil, es waltete das Bestreben vor, die radikaleren 
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Elemente durch allerlei Konzessionen sachlicher und persön- 
licher Natur zu besänftigen, was zur Folge hatte, daß die 
Position der Partei so oft eine Beeinträchtigung erfahren 
hat, weil man ganz gut fühlte, daS kein entschlossener Wille 
vorhanden war, die einmal eingenommene politische Stellung 
bis in die letzten Konsequenzen hinein festzuhalten. In der 
„zde-Frage" zeigte sich dies am klarsten und verhängnis- 
vollsten. Doch darauf werde ich noch zurückkommen. 



Wonach die besten politischen Köpfe der Partei sich 
gesehnt hatten, was die Grundlage des Programms vom 
Jahre 1891 bildete, ist endlich eingetreten. In Wien fand 
man es für angezeigt, umzukehren, die kleinliche Persekutions- 
Politik einzustellen und dem böhmischen Volke es zu ermög- 
liehen, an der positiven Politik mit anderen Völkern des 
Seiches teilzunehmen. Ursachen zur Wendung gab es gar 
viele. Einmal sah schon jedermann ein, daß man mit einem 
Polizeiregime und mit dem Ausnahmezustand den Wider- 
stand des böhmischen Volkes nicht brechen werde. Im Q-egen- 
teil, auch in Wien fand man schon, daß man hierdurch nur 
künstlich die freisinnige Partei dem Radikalismus zutreibe, 
den sie selbst perhorreszierte. Man hatte außerdem gelernt, 
das böhmische Volk ganz anders anzusehen, als man es 
früher gewöhnt war. Ich habe bereits erwähnt, daß die 
böhmische Delegation eine starke politische Potenz geworden 
ist, weil sie die Sympathien der gesamten, auch der deutschen 
fortschrittlichen, Öffentlichkeit besaß. Anderseits erlitt der 
Versuch mit dem Koalitionsministerium, mit der Regierung 
der sogenannten staatserhaltenden Parteien, ein volles Fiasko. 
Parteien, welche zusammen das Reich regieren wollen, 
müssen eben doch etwas mehr Gemeinsames haben als die 
Bereitwilligkeit, militärische Forderungen und das Budget, 
dieses jedoch nur in Positionen, zu bewilligen, welche nicht 
Gegenstand nationalen Streites sind. In jenen Kreisen, in 
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welchen die Gestaltung der inneren Politik entscMeden wird, 
war man demnach zur Überzengnng gelangt, daß nur eine 
solche [Regierung eine Politik größeren Stils machen kann, 
welche sich auf die zwei stärksten Völker Österreichs stützt : 
auf die Deutschen und auf die Böhmen, Die Polen waren 
freilich in jede Kombination mit einbezogen. Diesen Ge- 
danken zu verwirklichen, dazu war Graf Badeni berufen 
worden. Die Aufgabe war keine leichte. 

Für das böhmische Volk bedeutete das Verlassen der 
bisherigen entschiedenen, oppositionellen Politik mehr als 
eine bloße Änderung der Taktik. Wohl ist es wahr, daß die 
altSechische Partei zehn Jahre lang einen Teil der parla- 
mentarischen Majorität bildete, wiewohl uns in staatsrecht- 
licher Beziehung, das theoretische Kompliment in der Thron- 
rede vom Jahre 1879 ausgenommen, nicht die geringste Kon- 
zession gemacht worden war — allein die freisinnige Partei 
hatte den Kampf für das Staatsrecht erneuert und deren 
radikaler Flügel und ein großer Teil der böhmischen Öffent- 
lichkeit nahmen den Standpunkt ein, nicht bloß der recht- 
lichen, sondern auch der politischen Negierung des Zisleitha- 
nismus und erblickten das Ziel der parlamentarischen Kämpfe 
lediglich in einer zerstörenden Tätigkeit. Ging man ja so 
weit, daß man als eine Versündigung am staatsrechtlichen 
Programm sogar die positive Mitarbeit im Steuerausschuß 
bezüglich der Beform der direkten Steuern proklamierte. 
Etwas Großes und "Weittragendes mußte geschehen, um die 
Stimmung des böhmischen Volkes zu ändern. 

Das fühlte Graf Badeni, das fühlten auch wir, und da 
in staatsrechtlicher Beziehung an irgendeinen Erfolg auch 
nicht zu denken war, so lag es nahe, daß nur die strikteste 
Durchfuhrung der sprachlichen Gleichberechtigung die böh- 
mische Öffentlichkeit davon überzeugen konnte, daß die An- 
schauungen in Wien, die Bedeutung des böhmischen Volkes 
betreffend, sich gründlich geändert haben. Es wäre ungerecht, 
hier nicht der großen Arbeit zu gedenken, die beim Vorbe- 
reiten dieser Wendung in der inneren österreichischen Politik 

Kramif, Anmerkimgen zur böhmischen Politik. 2 
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Gustav Eim geleistet hat. Er hat die ßealisierung dessen 
nicht erlebt, was er mit so ungewöhnlichem Erfolge vorzu- 
bereiten geholfen. Leider. Es ist vielleicht wahr, daß niemand 
unersetzlich ist. Ich bin jedoch überzeugt, dafi sich die Dinge 
ganz anders entwickelt hätten, wäre er nicht so frühzeitig 
und gerade im kritischesten Augenblick gestorben. 

Wir alle mußten eingestehen, dafi unter den gegebenen 
Verhältnissen keine Begierung stark genug ist, um einen 
staatsrechtlichen Ausgleich mit dem böhmischen Volke durch- 
zufuhren, weil weder die auswärtige noch die innere poli- 
tische Lage die Wiener £reise zu einer derartigen Um- 
formung des inneren Eeichsgefüges nötigte, und dies umso 
weniger, als eine gewisse Konsolidierung der Verhältnisse 
unleugbar war. Die Staatsfinanzen waren in einem geradezu 
glänzenden Stand. In der ungarischen Frage konnte man 
damals jene Krisen, die später eingetreten sind, nicht im 
Entferntesten ahnen. Die auswärtige Politik wurde immer 
friedfertiger und wolkenloser. Die Durchführung des inneren 
Gehaltes des böhmischen Staatsrechtes wollte niemand außer 
uns allein. Demgemäß erübrigte nichts anderes, als von der [Re- 
gierung verlangen, sie möge dasjenige tun, was in ihrer Macht 
lag und wozu sie nach den Staatsgrundgesetzen verpflichtet 
war: das böhmische Volk in sprachlicher Hinsicht in den böhmi- 
schen Ländern zu einem völlig gleichberechtigten zu machen. 

Q-raf Badeni entschloß sich hierzu. Er wollte dem böh- 
mischen Volke beweisen, daß man in Wien das so krampf- 
haft festgehaltene Prinzip verlassen, wonach der Charakter 
des offiziellen Österreich außerhalb Galiziens und der italie- 
nischen Kronländer deutsch bleiben muß, und daß man den 
Anspruch des böhmischen Volkes auf volle sprachliche Gleich- 
berechtigung auch im internen Amtsverkehr anerkenne. Er 
war bereit, auch in anderen kulturellen Belangen den Böhmen 
sukzessive nachzukommen und es ihnen auf diese Weise zu 
ermöglichen, eine Eegierung zu unterstützen, welche dem 
böhmischen Volke in jeder Hinsicht, die staatsrechtlichen 
Postulate ausgenommen, nachkommen will. 
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Das war unstreitig der große politische G-edanke des 
Grafen Badeni und es bedeutet eine unverdiente Ungerechtig- 
keit ihm gegenüber, wenn man die Sachen so darstellt, als 
hätte er das alles nur zu dem Zwecke angestrebt, um sich 
der böhmischen Stimmen für den österreichisch-ungarischen 
Ausgleich zu vergewissern. 

Graf Badeni hat fest daraufgerechnet, daß die böhmischen 
Abgeordneten eine Eegierung loyal unterstützen werden, so- 
lang diese ihrerseits loyal im Geiste der Gerechtigkeit dem 
böhmischen Volke gegenüber vorgehen wird, und daß sie 
auch seinen ferneren politischen Plänen nicht entgegen- 
arbeiten werden. Er wollte keine feste Majorität haben, weil 
er sie für unmöglich hielt, und dann, weil er sich selbst nicht 
eine starke parlamentarische Mehrheit errichten wollte, welche 
natumotwendig mit der Zeit seine eigene Macht und seine Be- 
deutung einzuschränken bemüht gewesen wäre. Sein Trachten 
ging bloß dahin, daß in der Majorität Polen, Böhmen und 
jener Teil der Deutschen sich befänden, welcher sich mit 
seinen sprachlichen Konzessionen an die öechen dafür 
befreunden wollte, daß die Möglichkeit geschaffen werde, die 
parlamentarischen Verhältnisse zu konsolidieren, und daß die 
Sicherheit gegeben werde, daß keine antideutsche Majorität 
gebildet werden wird. Freilich hatte Graf Badeni den festen 
Entschluß, einen Ausgleich zwischen beiden Völkern in den 
Ländern der böhmischen Krone durchzuführen, und da hoffte 
er — gewiß mit Recht — , daß er leichter durchführbar wäre, 
wenn die Böhmen im Besitze der gleichen E>echte wie die 
Deutschen sein würden, als wenn die Deutschen den Böhmen 
etwas konzedieren sollten, was jenen eigentlich nicht gehörte, 
nämlich die innere böhmische Amtssprache. In dieser letzten 
Hinsicht stimmten seine Anschauungen mit jenen der böh- 
mischen Abgeordneten überein. 

Graf Badeni erließ seine Sprachenverordnungen, von 
denen die Deutschen Kenntnis erlangt haben, ohne für den 
Fall deren Erlassung mit einer offenen Feindseligkeit ge- 
droht zu haben. Auch war es kein Geheimnis, daß binnen 
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kurzem ins Ministerium je ein parlamentarischer Vertreter 
der Böhmen und der Deutschen berufen werden sollte. 

In Böhmen haben die Sprachenverordnungen ihre Auf- 
gabe erfüllt, wiewohl sie in bezug auf die Dienstsprache, so- 
weit nämlich die Amtssprache nicht ausschließlieh Partei- 
angelegenheiten betrifft, nicht allem entsprachen, was zu ver- 
langen wir vollauf berechtigt waren. Allein wir waren fest 
überzeugt, daß die Erfüllung auch dieser Desiderien nur eine 
Präge kurzer Zeit sein wird, wenn einmal das Prinzip der 
inneren deutschen Amtssprache durchbrochen wird. 

Die böhmische Öffentlichkeit war in ihrer überwiegenden 
Mehrheit damit einverstanden, daß die böhmischen Abge- 
ordneten ihren bisherigen negativen Standpunkt verlassen 
und die Regierung unterstützen, solang sie die gerechten 
und gewiß bescheidenen Forderungen des böhmischen Volkes 
erfüllen wird. 

Allerdings begannen schon in diesem Stadium Mißver- 
ständnisse. Einerseits legte die bureaukratische ßoutine bei 
der Realisierung der Sprachenerlässe der energischen Ein- 
führung der inneren Amtssprache Hemmnisse in den Weg, 
anderseits wurde die politische Tragweite der Sprachenerlässe, 
wie ich bereits oben ausgeführt habe, nicht genug gewürdigt. 
Es gab freilich so viele kulturelle und wirtschaftliche Be- 
dürfnisse, die von den Wiener Regierungen solang in gerade- 
zu sündhafter Weise vernachlässigt worden waren — darunter 
ganz kleine Sachen, die in normalen Verhältnissen als selbst- 
verständlich betrachtet werden — und da wir in fortwährender 
Furcht waren, daß unseren Radikalen die sprachliche Gleich- 
berechtigung nicht genügen wird, formulierten wir gleich 
eine ganze Reihe unserer Postulate und legten sie zur nicht 
geringen Überraschung dem Grafen Badeni vor, der gegen 
den Sturm anzukämpfen hatte, welcher sich nach seinen 
Sprachenverordnungen erhoben, und verhandelten mit ihm 
über die lange Litanei unserer Bedürfnisse. Schließlich hat 
Graf Badeni sich auch damit versöhnt, doch hat man hier- 
von, wie das nun schon bei uns nicht anders möglich ist, 



^ 21 — 

in der gesamten Öfltentliohkeit erfahren und gesprochen — 
ich glaube, es waren 35 Postulate. Der bloßen Sprachen- 
Verordnungen wegen war ganz Osterreich in seinen Fugen 
erschüttert und noch — neue 35 Forderungen! Es bedarf 
keiner näheren Auseinandersetzung, welchen Eindruck die 
betreffenden Nachrichten in kritischen Augenblicken auf 
nichtböhmische Kreise machten und wie sie gegen uns aus- 
gebeutet wurden. Bei uns freilich muß man die Politik immer 
auf der Straße machen. . . . 

Die Sprachenerlässe lernten wir bei uns zu Hause erst 
schätzen, nachdem man sie uns genommen hatte, und auch das 
nur für kurze Zeit, solange der Kampf um deren Erneuerung 
die böhmische Öffentlichkeit nicht zu langweilen anfing. 

Es gebricht uns überhaupt an einer höheren und tieferen 
Auffassung der Politik. Die Sprachenverordnungen bedeuteten 
eine Kardinalwendung in der österreichischen Politik. Wir 
waren demnach verpflichtet, eine Eegierung^ die sie heraus- 
gegeben, um jeden Preis zu unterstützen und sie nicht gleich 
wieder mit neuen Forderungen zu schwächen, vielmehr zu 
zeigen, daß jede Regierung, die uns gegenüber Grerechtigkeit 
übt, bei uns volle Unterstützung finden wird, auf die sie 
sich immer verlassen kann, wenn sie sich deshalb, weil sie 
uns gegenüber nach Eecht gehandelt, deutscher Angriffe er- 
wehren muß. Das sind ja die elementarsten Begriffe einer 
jeden Politik, und es ist fürwahr unbegreiflich, wie gerade 
bei uns dafür kein Verständnis vorhanden war. 

Und das wiederholt sich in einem fort. Es ist die unaus- 
gesetzte Furcht vor dem Eadikalismus — und der Mangel 
an Vertrauen, daß wir die Erfüllung aller kleinen Postulate 
auf natürlichem Wege und ohne Kräftevergeudung erlangen 
müssen, wenn wir nur eine Politik machen werden, welche 
uns im Staate zu der uns gehörigen Machtstellung führen 
wird. Eine solche erlangen jedoch nur Parteien, auf welche 
der Staat in schweren Augenblicken bauen kann, nicht aber 
Parteien, von denen man weiß, daß sie aus Furcht um ihre 
Popularität in kritischen Augenblicken schwankend werden, 
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wie die Deutschen, oder mit Forderungen wegen Fachscliulen 
oder Subventionen kommen, wenn es sich um das Schicksal 
des [Reiches selbst handelt, wie wir es getan haben . . . 

Unsere Gegner haben mit jenen 35 Postulaten gründlich 
operiert. Das ungerechte, harte "Wort, die Böhmen wären 
unersättlich und niemals zu befriedigen, entsprang dieser 
Stimmung. Und das alles lediglich wegen eines gewissen 
Mangels an savoir faire, an dem wir auch sonst leiden. Wir 
könnten das alles erlangen, wenn wir die lange Eeihe von 
Postulaten nicht gebrauchen würden, um den Badikalen 
etwas vorzumachen, wenn wir die Erfüllung dieser Desiderien 
fordern würden ohne den festlichen Apparat gemeinsamer 
Sitzungen einer ganzen parlamentarischen Kommission - 
die kam ja früher an Zahl einem kleinen Parlament gleich 
- mit der Regierung, sondern als etwas, was sich in einem 
geordneten Staat von selbst versteht, und wenn wir bei 
solchen solennen Verhandlungen nur von kardinalen poli- 
tischen Förderungen und Problemen sprächen. Es ist für- 
wahr kein Unglück, daß in dieser Beziehung eine Bemedur 
eingetreten ist. 

Das Zweite, wodurch Graf Badeni sowohl, als die maß- 
gebenden Kreise enttäuscht worden sind, war die Bildung 
der ßechten. Und auch in dieser Hinsicht hat unser Klub 
nicht jene Linie der Politik eingehalten, für welche die 
Sprachenverordnungen erlassen worden waren. 

Die Rechte war gegen den Grafen Badeni in der Befürch- 
tung gebildet worden, daß nach Erlaß der Sprachenverord- 
nungen und nach dem Eintritt der Böhmen und Deutschen 
ins Kabinett es tatsächlich zu einer deutsch -böhmischen 
Annäherung kommen könnte. Die konservativen Kreise er- 
schraken vor der Perspektive einer solchen Zukunft und 
unternahmen das Experiment, diese Gefahr durch Restau- 
rierung der alten Rechten zu paralysieren. Für den Cesky- 
klub war die Situation außerordentlich schwierig, um so mehr, 
als der Polenklub den Plänen betreffend die Wiedererrichtung 
der Rechten gegen alle Erwartung des Grafen Badeni bei- 
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getreten war, der doch alles andere erwarten konnte, als 
daß die eigenen Landsleute seine Poütik kreuzen werden. 

Im Cesk^klub gab es um die Entscheidung einen großen 
£ampf, der mit dem Siege der Ideen der Bechten endete. 
Der Kampf wurde durch ein mit außerordentlichem Pathos 
gesprochenes Wort entschieden: „Und wer wird denn für 
unsere Forderungen stimmen?" Nur en passant möge hier 
vermerkt werden, daß die Bechte dafür nicht ein einziges 
Mal gestimmt hat und daß die Majorität uns die Brünner 
böhmische Technik und das böhmische Gymnasium in 
Troppau nur deshalb bewilligt hat, weil das katholische 
Zentrum für diese Budgetposten zu stimmen erst dann den 
Mut gefunden hat, nachdem es gesehen, daß für sie auch 
der verfassungstreue Großgrundbesitz stimmt. 

Die Politik des Grafen Badeni war völlig gestürzt und 
besiegt. Für ihn gab es keinen anderen Ausweg, als zurück- 
zutreten oder aufrichtig und offen mit der Bechten zu 
regieren, besonders als sie infolge der deutschen Obstruk- 
tion an innerer Kraft und Kohäsion gewonnen und als 
sich ihr, als der einzig starken und kräftigen Organisation 
gegen den deutschen, das Grundprinzip eines jeden Parla- 
mentarismus: das Majoritätsprinzip, bedrohenden Ansturm, 
auch diejenigen angeschlossen hatten, welche zuvor gegen 
deren Bildung gewesen sind. Zu diesen gehörte auch 
ich, weil ich in der Bechten die einzig wirksame Waffe 
gegen den deutschen Terror sah, dessen Sieg für die nicht- 
deutschen Völker Österreichs unabsehbare Folgen haben 
mußte. Graf Badeni konnte der Bechten nicht verzeihen, 
daß sie sich gegen ihn gebildet hat. Deshalb herrschte 
zwischen ihm und der Majorität niemals ein volles Ver- 
trauen, während die Situation in imperativer Weise eine 
völlige Harmonie der Begierung und der Parlamentsmajorität 
erheischte. Graf Badeni hat sich der Bechten erst dann 
angenähert, als es schon zu spät war. Er hatte für die große 
Mission der Bechten im Kampfe gegen die deutsche Ob- 
struktion ebensowenig Verständnis wie unsere fortschritt- 
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liehen Elemente, welche zwar anfänglich mit Becht gegen 
die Bildung der Bechten Stellung genommen haben, welche 
jedoch nicht begriffen, daB es sich nach dem Einsetzen der 
deutschen Obstruktion überhaupt nicht mehr um die Frage 
Freiheit oder Beaktion handelte und daß es auch für eine 
aufrichtig freisinnige Partei dann überhaupt keine andere 
Wahl mehr gab, als fest and entschieden mit jenen zu gehen, 
die entschlossen waren, einer neuen Form der Vorherrschaft 
der deutschen Parlamentsminorität auf G-rund gewalttätiger 
Vernichtung des Prinzips der Parlamentsmajorität entgegen- 
zutreten, und wären es auch noch so schwarze Klerikale und 
Bückschrittler gewesen. Die politische Tragweite einer Situa- 
tion wird bei uns allerdings selten erfaßt und bewertet, 
solange sie nicht auch ein Blinder ermißt. Man urteilt nach 
der alten bequemen Schablone. „Sie haben sich mit den 
Klerikalen und dem Adel liiert", hieß es, ergo „sie haben 
ihr freisinniges Programm verraten". Das ist uns allerdings 
nicht einmal im Traum eingefallen, im Gegenteil, wir haben 
uns jederzeit mit aller Energie volle Selbständigkeit in 
Fragen politischer Freiheit und in Schulfragen vorbehalten, 
und trotzdem wir in guten Beziehungen mit dem Adel 
standen, waren wir das führende Element der böhmischen 
Politik. Der Fundamentalunterschied zwischen unserer Politik 
dem Adel gegenüber und zwischen der altSechischen Politik 
blieb durch die Bildung der Eechten unberührt. Vom Jahre 
1890 angefangen blieb die Politik des Volkes in Böhmen 
die entscheidende. Anderseits gestehe ich offen, daß unsere 
Begeisterung für das allgemeine und gleiche Wahlrecht sehr 
abgekühlt worden ist, nachdem wir gesehen hatten, daß auch 
die böhmischen Sozialisten die deutsche Obstruktion unter- 
stützen, die sich die sprachliche Gerechtigkeit dem böhmi- 
schen Volke gegenüber zum äußeren Anlaß genommen hat. 
Zum Anlaß! Die eigentlichen Ursachen der Obstruktion 
waren die Sprachenverordnungen nicht. Hat doch zumindest 
ein Teil der Deutschen gewußt, daß sie erlassen werden, ja 
auch deren Inhalt war ihnen bekannt. Die Hauptursache des 
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Widerstandes war die Bestimmnng betreflfend den Termin, 
bis zu welchem die Staatsbeamten die Kenntnis der zweiten 
Landessprache nachzuweisen hätten — eine Bestimmung, 
welche in die Sprachenverordnungen dem Willen der Eegie- 
rung gemäfi hineingekommen ist, und diese motivierte sie 
unter anderem auch durch die Notwendigkeit, die Kenntnis 
der deutschen Sprache bei den böhmischen Beamten sicher- 
zustellen. Es unterlag nicht dem geringsten Zweifel, daß die 
Schärfe dieser Bestimmung durch Verhandlungen von Ver- 
tretern beider Völker leicht zu beheben gewesen wäre. Die 
Notwendigkeit der inneren böhmischen Amtssprache haben 
ja die Deutschen selbst in ihrem Pfingstprogramm anerkannt. 
Sie haben hiermit allerdings die Aufhebung der Sprachen- 
verordnungen bedeutend erleichtert, weil sie zur Befestigung 
des Standpunktes jener beigetragen haben, welche die Auf- 
hebung der Sprachenerlässe unter dem Prätexte anrieten, 
die Deutschen würden bei einem freiwilligen Abkommen 
den Böhmen gerne konzedieren, worauf diese einen unleug- 
baren Anspruch haben. Sie kannten schlecht die Deutschen, 
die nur dann nachgeben, wenn es mit ihnen schlecht steht, 
die aber mit außerordentlicher Leichtigkeit wieder vergessen, 
was sie bewilligen wollten, wenn ihre Stellung eine bessere 
geworden ist. Den Deutschen handelte es sich um etwas 
ganz anderes. Lange Jahre hindurch waren sie in der Minori- 
tät und nur den angelegentlichsten Bemühungen ihrer Befür- 
worter in den maßgebenden Wiener Kreisen war es während 
der letzten Jahre der Begierung Taaffes, nach dem Bücktritt 
Dunajewskis, gelungen, ihnen zur politischen Macht und in 
der Koalitionsperiode sogar zur Regierung zu verhelfen. 
Und es wäre ungerecht, es den Deutschen zu verargen, daß 
sie einen Anteil an der Begierung haben wollten und wollen, 
oder zumindest um keinen Preis es zulassen wollen, daß 
eine Majorität und Begierung gegen sie gebildet werde. Sie 
hatten sich entschlossen, mit den Sprachenverordnungen nur 
unter der Bedingung sich zu befreunden, daß keine Majorität 
gegen sie aufgestellt werden wird, daß im Gegenteil eine 
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Majorität von Fall zu Fall da sein wird, und dafi die Ent- 
scheidung bei der Begierung bleiben wird, in welcher die 
Deutschen ihren parlamentarischen Vertreter haben sollten. 
Die Bildung der Hechten war für sie ein unerwarteter, un- 
geahnter Schlag. Da sie aber nicht annehmen konnten, daß 
die Polen der Rechten gegen den Willen ihres Minister- 
präsidenten beigetreten wären, beschuldigten sie Graf Badeni 
des Treubruches und der politischen Unehrlichkeit. Daher 
kam all der unausrottbare Haß gegen ihn, obwohl er durch 
die Bildung der Eechten nicht minder überrascht und auf- 
gebracht war als die Deutschen selbst. Ich erinnere mich, 
als wäre es heute gewesen, eines Gespräches, das ich mit 
Graf Badeni am Tage vor dem Beschluß des Polenklubs 
hatte. Die Deutschen waren der Erneuerung einer anti- 
deutschen Politik aus der Zeit des eisernen Binges der 
Rechten gewärtig. Aus diesem Grunde nahmen sie gegen 
die Regierung und gegen die Majorität im Hause die schärfste 
Kampfesstellung ein. Und da die Agitation in der Bevölkerung 
— und nur auf diese verließen sie sich, auf das Beispiel 
der Böhmen hinweisend, denen ihre radikale Politik die 
Sprachenerlässe eingetragen hätte — wegen der eigentlichen 
Ursache ihrer Erbitterung, der Bildung der Rechten, in welcher 
sich auch ein beträchtlicher Teil der Deutschen befand, 
schwer zu inszenieren gewesen wäre, warfen sie sich mit 
aller Vehemenz auf die Sprachenverordnungen, erklärten sie 
für einen gegen das Deutschtum in den Ländern der böh- 
mischen Krone gerichteten Totschlag und fanatisierten mit 
dieser Unwahrheit die gesamte deutsche Bevölkerung in 
Osterreich und im Deutschen Reich. Die Detailbestimmungen 
der Erlässe kannten ja so wenige. So war es denn ein 
Leichtes, dem deutschen Volke einen so horrenden Wider- 
sinn einzureden, wie es derjenige war, daß von nun an alle 
Deutschen böhmisch lernen müßten, um bei Gerichten und 
Amtern ihr Recht zu finden. Wie viele Leute haben da 
nicht einen Aufruhr arrangiert gegen die Gewalttätigkeit 
des Grafen Badeni und des deutschen Grafen Gleispach, der 
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sich nachher in Q-raz gegenüber den armen Slovenen Steier- 
marks als der nationalste Deutsche geriert hat, die von dem 
Inhalt der Sprachenerlässe auch nicht eine Ahnung hatten! 

Auch die Obstruktion haben die Deutschen von uns ge- \ 
lernt. Der 17. Mai im böhmischen Landtag*) und unsere v 
Obstruktion gegen die Steuerreformvorlage unter der Koali- 
tionsregierung war für sie ein nachahmenswertes Vorbild. 
Ich gedenke da, wie ich im Ceskyklub vor der Obstruktion 
gegen die Steuerreform gewarnt habe, indem ich ausdrück- 
lich darauf hinwies, es könnte eine Zeit kommen, in der die 
Deutschen gegen die Erfüllung unserer Postulate obstruieren 
könnten. . . . Ich habe selbst nicht geahnt, daß meine Prophe- 
zeiung leider so bald in Erfüllung gehen wird. 

Die Deutschen haben erst gezeigt, was man durch die 
Obstruktion vei*mag: die vollständige Negation des Parla- 
mentarismus. Sie spielten va banque, sägten selbst den Zweig 
ab, auf dem sie safien, demolierten das Parlament, das nur 
zu ihrem Vorteile so ungerecht konstruiert worden war, 
allein der Gedanke, zur ewigen Minorität verurteilt werden 
zu können, war stärker als jede besonnene Erwägung. In 
der Obstruktion erst wurden sie ihrer ganzen Kraft inne. 
Jetzt sahen sie, was ihre starke Journalistik, was ihre 
deutsche Bureaukratie, was die Unterstützung der gesamten 
übrigen deutschen Welt bedeutet, jetzt sahen sie, daß sie 
durch diese wilde Kampfesart den Gedanken des fanatischen 
Nationalismus auch in die entlegensten Alpentäler hinein- 
tragen, daß sie wieder Wien nationalisieren, welches ob 
seines Antisemitismus der Schmerzen der Deutschen in den 
Ländern der böhmischen Krone vergaß — und deshalb 
schraken sie auch vor den letzten Konsequenzen ihres 
Kampfes nicht zurück. Für uns aber bedeutete der Sieg der 
deutschen Obstruktion die Anerkennung des deutschen Veto 
gegen jedes Postulat nationaler Gerechtigkeit. 

Es ist die Zeit noch nicht gekommen , die ganze Ge- 
schichte dieses beispiellosen Kampfes niederzuschreiben^ in 

*) 1891. 
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welchem als Erster Graf Badeni gefallen ist, ich kann wohl 
sagen durch eigene Schuld, durch eigene Unentschlossenheit. 
Gegen den grenzenlosen deutschen Terror vermochte 
er sich nur durch eiserne Energie und durch die Anwendung 
äußerster Abwehrmittel erhalten. Nur soviel kann ich sagen, 
daß man niemals einem Staatsstreich nähergestanden als 
damals. Graf Badeni hat sich dazu nicht entschlossen. 

Seit jener Zeit habe ich den letzten Glauben an die Mög- 
lichkeit einer Staatsumwälzung verloren, auf welche unser 
Radikalismus so sehr rechnet. Die Eegierung verlangte von 
der JEtechten Entschiedenheit. Nun, die Sechte stand fest, 
entschieden, entschlossen — sie verlangte jedoch mit Kecht 
dasselbe von der Regierung. Als endlich die Krise ausge- 
brochen, als die bekannte lex Falkenhayn beschlossen war, 
welche über unser Drängen auch nicht die geringste Be- 
schränkung der parlamentarischen Rechte der Abgeordneten 
enthalten durtte, welche nur gegen rohe Gewalt gerichtet 
war und welche, ebenfalls über unseren Wunsch, ohne Ein- 
schreiten der bewaflfheten Macht hätte durchgeführt werden 
sollen — war es schon zu spät. Die Regierung widersetzte 
sich der Einführung einer Parlamentswache, und als die Sozial- 
demokraten im Augenblicke, in dem selbst die Deutschen 
schon vor den letzten Konsequenzen ihres Auftretens zurück- 
zuschrecken begonnen hatten, durch ihren Angriff auf das 
Präsidium die Krise derart gesteigert hatten, daß eine Ent- 
scheidung geschehen mußte, da gab die Regierung dem 
Präsidium des Abgeordnetenhauses zum persönlichen Schutz 
— die Polizei! 

Heute, da alles dies bereits der Geschichte angehört und 
da ich all dessen nur deshalb Erwähnung tue, um womöglich 
objektiv das Maß der Verantwortung meiner eigenen Person 
und der Partei, der ich angehöre, zu statuieren, sage ich 
ganz aufrichtig, daß ich heute meine Einwilligung zum Ein- 
schreiten der Polizei im Parlament nicht geben würde, wie 
wir dies mit dem Präsidenten Abrahamowicz damals getan 
haben, als im ganzen Hause nur wenige klaren Kopf 



— 29 — 

behielten. Nicht deshalb, weil mich etwa Vorwürfe anfechten 
würden, daß es die Polizei gewesen ist, die man zur Wieder- 
herstellung der Kühe berufen hat. Denn das Wiener Parla- 
ment war schon längst kein Parlament mehr, sondern eine 
durch horrendeste Erohheiten entweihte Stelle, und dann ist V 
es auch im englischen Parlament die gewöhnliche Polizei, 
welche im äußersten Bedarfsfalle gegen Abgeordnete ein- 
schreitet, die sich den Weisungen des Vorsitzenden wider- 
setzen. Aus einem anderen Grunde. Weil ich heute weiß, 
was ich damals nicht wissen konnte, daß G-raf Badeni nicht 
entschlossen war, usque ad finem zu gehen. Endlich haben 
auch diejenigen ßecht, welche behaupten, daß nur der Sieg 
die Anwendung von Mitteln heiligt, die außerhalb der kon- 
ventionellen Segeln und auch der Gesetze liegen. Man hätte 
die Entschlossenheit haben müssen, den Widerstand der 
ganzen Linken mit Gewalt zu brechen — und diese Ent- 
schlossenheit hatte man nicht. 

Ist übrigens damals ein Fehler geschehen, so kann man 
auch nicht die geringste Schuld der Partei beimessen, weil, 
wie ich schon erwähnt habe, Dr. Engel als Obmann des 
Klubs in den Beratungen der Bechten geradezu ängstlich 
jeden Gedanken an die Anwendung von Bracchiahnitteln 
zurückwies. Die ganze Schuld fallt einzig und allein 
auf mich. Ich nehme sie ruhig auf mich — für meine 
Person hab' ich sie teuer genug bezahlt — und möchte nur 
für alle Zukunft konstatieren, daß ich an der Halbheit der 
Durchführung keine Schuld getragen habe. Im Gegenteil, 
ich wollte und war entschlossen, usque ad finem zu gehen 
— weil es meine tiefe Überzeugung war, daß nur auf diese 
Weise die deutsche Obstruktion zu brechen ist. Und ich kann 
wohl ohne Eigenlob sagen, daß es weder dem Präsidenten 
Abrahamowicz noch mir an persönlichem Mute fehlte. Auch 
andere hätten ihn, weU ein derartiger leidenschafüicher Kampf 
bei einem Menschen, der nicht von Natur aus ein absoluter 
Feigling ist, Rücksichten auf eigene Gefahr oder Erwägungen 
über unliebsame Folgen direkt ausschließt. 
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Graf Badeni ist darch seine eigene ünentscliiedenheib 
und durch den Verlust des Glaubens an sich selbst gefallen. 
Aber wie er gefallen ist, war in der Tat erstaunlich. Be- 
dingungslos prosternierte sich die Staatsautorität in den Staub 
vor der gewalttätigen deutschen Obstruktion, und zwar aus 
Furcht vor dem Anstürme der Wiener Straße. Zu so einer 
Furcht lag jedoch nicht die geringste Veranlassung vor. Den 
maßgebenden Wiener Kreisen war an der parlamentarischen 
Erledigung des Ausgleichprovisoriums mit Ungarn gelegen, 
weil man ganz wohl fühlte, daß die Zustimmung der Ungarn 
zur Aktivierung dieses Provisoriums mittels § 14 teurer be- 
zahlt werden müßte, als es die Monarchie und diese Beichs- 
hälfte überhaupt ertragen könnte. Graf Badeni hat zwar sich 
selbst als das einzige Hindernis der friedlichen Austragung 
der Krise bezeichnet — es wurde jedoch nichts unternommen, 
um die Deutschen für die Aufopferung des von ihnen ge- 
haßten Ministers zur parlamentarischen Erledigung des Aus- 
gleichprovisoriums zu verpflichten. 

Graf Badeni wurde bedingungslos geopfert, wie dies bei 
uns gewöhnlich zu geschehen pflegt, voreilig und — ohne 
jedweden Erfolg für den Staat. 

Aus dem Sturze der ßegierung ist unsere Partei unver- 
sehrt hervorgegangen. Die Sprachenverordnungen wurden 
zwar aufgehoben, von Baron Gautsch jedoch neue erlassen, 
die, wenigstens nach meinem Dafürhalten, weit besser sind 
als jene Badenis. Es ist mir nicht unbekannt, daß in der 
böhmischen Öffentlichkeit und auch in unserer Partei in 
dieser Beziehung die Ansichten verschieden sind, und daß 
die Gautschischen Verordnungen für ein unverzeihliches Ver- 
lassen des Grundsatzes absoluter Zweisprachigkeit angesehen 
werden, von welcher man glaubt, daß sie allein den zu Recht 
bestehenden Gesetzen entspräche. 

Ich schätze gewiß diese andere Meinung, allein ich bin 
der unerschütterlichen Überzeugung, daß die Gautschischen 
Verordnungen unserem nationalen Interesse am besten ent- 
sprechen. Nur auf Grund der Scheidung der Bezirke in ein- 
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sprachige und gemischte und auf Grund der Normierung der • 
internen Amts- und Dienstsprache nach der Sprache der 
Majorität der Bevölkerung des Bezirkes sind äußerlich und 
innerlich durchaus böhmische Behörden erreichbar, und nur 
eine solche sprachliche Ausgestaltung entspricht den An- 
forderungen eines jeden Volkes nach einer Verwaltung in 
eigener Sprache und in eigenem Geiste, um so mehr jedoch 
den Ansprüchen unseres Volkes, das in seiner Entwicklung 
so schwer und so verhängnisvoll den Einfluß der fremd- 
nationalen Bureaukratie empfunden hat. Eine dem Geiste 
und der Gesinnung nach böhmische Beamtenschaft, welche 
nicht das erniedrigende Gefühl haben muß, daß die eigent- 
liche, die „höhere" Amtssprache nicht die Muttersprache, 
sondern eine fremde Sprache ist, bildet eines der wichtigsten 
Postulate der politischen und auch kulturellen Entwicklung 
unseres Volkes. Das den Badenischen Verordnungen inne- 
wohnende Prinzip, wonach die innere Amtssprache in Partei- 
angelegenheiten von der Sprache der Eingabe abhängig ist, 
entbehrt dieses sittlich idealen Wertes. Für das Bewußtsein 
des böhmischen Beamten, daß er eine deutsche Eingabe in- 
tern böhmisch erledigt, opfere ich gern die problematische 
Errungenschaft, der zufolge bei einem deutschen Gericht 
eine böhmische Angelegenheit auch intern und nicht bloß 
bei der äußerlichen Verhandlung und Ausfertigung böhmisch 
erledigt werden soll. 

Vor allem würde Handlungen, die einer solchen Norm 
nicht entsprechen, niemand kontrollieren und ahnden, während 
dies bei uns gewiß geschähe, und dann scheint es mir vom 
politischen Gesichtspunkte angezeigter zu sein, dahin zu 
streben, daß unsere Behörden intern böhmisch sind, als dafür, 
daß der deutsche Beamte gezwungen sei, die böhmische 
Sprache dort anzuwenden, wo ein sachlicher Grund hierzu 
absolut nicht vorliegt. Je entschiedener wir auf dem für uns 
kardinalen Grundsatz beharren müssen, daß jeder, ob Böhme 
oder Deutscher, bei jeder Behörde im Königreiche Böhmen 
in seiner Sprache sein Becht finden muß, und zwar sein 
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volles Eecht, nicht mit Zuhilfenahme von Dolmetschen, 
sondern von einem ordentlichen richterlichen Beamten, der 
bei dem betreffenden Amte zum regelmäßigen Amtsdienste 
eingesetzt ist, um so eher können wir im Interesse eines 
Übereinkommens in sprachlichen Angelegenheiten von der 
Forderung der Zweisprachigkeit abstehen, wo diese zur 
Durchführung des oben angeführten Q-rundsatzes nicht abso- 
lut notwendig ist. Allerdings unter dem Vorbehalte, daß 
dasselbe in bezug auf die Kenntnis der deutschen Sprache 
für böhmische Beamte gelten soll. Gerade diese gegenseitigen 
Konzessionen werden natumotwendig zum fast absolut böh- 
mischen Charakter unserer Behörden führen, und ich ge- 
stehe, daß für mich wenigstens dies das wichtigste Postulat 
ist. Mit dem Amtsdeutsch brachten auch unsere Beamten 
den deutschen, zentralistischen Geist mit und wenn einmal 
unsere Behörden wieder innerlich böhmisch sein werden, 
dann werden die Dinge in dieser Hinsicht um vieles besser 
stehen. Wie wir dies schon mit wahrhaftiger Freude während 
der kurzen Geltungsdauer der Sprachenerlässe des Freiherrn 
von Gautsch bemerken konnten! Allerdings war zu dieser 
Zeit Dr. Kaizl Finanzminister. Jedenfalls wird mir aber ein 
jeder zugeben, der die Verhältnisse auch nur ein wenig 
kennt, daß der deutsche Beamte national nicht lauer werden 
wird, wenn er manchmal irgendeine Eingabe wird intern 
böhmisch erledigen müssen, daß aber im Gegenteil das Ein- 
dringen selbstbewußten böhmischen Geistes in unsere Be- 
amtenschaft keine Fortschritte machen wird, wenn die 
deutsche Sprache in unseren Behörden einen breiteren Baum 
einnehmen wird, als absolut notwendig ist. 

Wieviel sich noch von der deutschen Amtssprache während 
der Geltung der Badenischen Verordnungen erhalten hat, 
wissen wir alle. Das konnte auch nicht anders sein, weil 
dies in ihrem Wesen lag. Wo die innere Amtssprache nur 
nach der Eingabe unterschieden wird, wo Bezirke nicht nach 
der Sprache unterschieden werden, dort wird es das natür- 
liche Bestreben der Bureaukratie sein, daß schon aus Gründen 
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der Expedivität und der Bequemlichkeit die Dienst- und 
Administrativsprache der Behörden im ganzen Lande nur 
die eine sei. und daS diese Sprache noch lange, lange nicht 
die böhmische sein wird, darüber gibt sich wohl auch der 
gröfite Optimist unter uns keiner Täuschung hin. Ich bekenne 
gerne, daß ich an der Vorbereitung des Sprachenerlasses des 
Freiherm von G autsch für das Königreich Böhmen sehr leb- 
haft beteiligt war, und ich wiederhole noch einmal, dafi er 
mir wenigstens für Böhmen die beste Lösung der. Sprachen- 
frage zu sein scheint, eine Lösung, mit der beide Völker 
zufrieden sein können und durch welche auch die Expedivität 
der Staatsverwaltung nicht beeinträchtigt wird. Im Gegen- 
teil: vereinfacht. Die Verordnung des Baron Gautsch für 
Mähren entsprach allerdings nicht den Wünschen der Böhmen. 

Da sei es mir denn wiederum gestattet, eine ketzerische 
Meinung auszusprechen. Bei uns wird immerfort und stürmisch 
verlangt, die Begelung der Sprachenfrage möge nicht auf 
Böhmen allein beschränkt bleiben. Das ist natürlich und 
unsere Wünsche in dieser Hinsicht sind gewifi nicht ver- 
schieden. Allein es will mir scheinen, daß die Sprachenfrage 
in Mähren für uns wird günstiger gelöst werden können, 
wenn unsere gesamte politische Position in Mähren und im 
Beiche stärker sein wird, als sie es bisher ist. In Böhmen 
wird es von unserer Macht abhängen, ob uns unser sprach- 
liches Becht überhaupt wird restituiert werden — aber die 
Art und Weise der Durchführung wird wohl nicht wesent- 
lich anders sein, als sie bereits in praxi eingeführt waren. 
In Mähren jedoch muß der Inhalt der Sprachenverordnungen 
notwendig und wesentlich geändert werden, wenn wir uns 
damit sollen befreunden können. Die bessere Stellung der 
Böhmen in der Landesverwaltung und die böhmische Mehr- 
heit im mährischen Landtage haben in dieser Hinsicht eine 
größere Wichtigkeit, als man von vielen Seiten einsehen und 
eingestehen will. 

Freiherr von Gautsch fühlte selbst, daß er nur zu einer 
provisorischen Eegierung berufen worden war, und ohne sich 
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an das Portefeuille zu klamxaeru, trat er surück, Purch die 
Umgestaltung der Sprachenverordnungen hat er die Situation 
nicht gebessert. Hiereu hat man den G-rafen Thun berufen. 
Der kehrte zur Idee des Grafen Badeni zurück und berief 
Dr. Kaizl und Dr. Baemreither ins Ministerium. Allerdings, 
zur Durchführung dieser Idee war es vielleicht zu spät. Viel- 
leicht. Möglicherweise fehlte es an Energie und rascher Ent- 
schlossenheit. Es geschah nichts und die Situation ver- 
schlechterte sich nur für uns. Einen Vorteil hatten wir aus 
ihr, den, dafi wir erkannt haben, was ein energischer und 
hervorragender böhmischer Ressortminister bedeutet. Und 
eine solche Erfahrung hat für uns, die wir solange geglaubt 
haben, daß derjenige, der etwas mehr wird als ein unter- 
geordneter Beamter, das Volk verrät, gewiß einen großen 
Wert. 

Die Sprachenfrage wurde auf dem schwankenden Boden 
einer Ministerialverordnung belassen. Nicht ganz ohne unser 
Zutun. Deshalb nämlich, weil wir allzu entschieden den bei 
uns allgemein geteilten Standpunkt verfochten, daß die 
Sprachenfrage durch ein Iteichsgesetz, möge es nun parla- 
mentarisch zustande kommen oder mittels § 14 promulgiert 
werden, nicht gelöst werden kann. Vielleicht wäre es poli- 
tischer gewesen, dasjenige, was wir in der Sprachenfrage 
errungen, durch ein Gesetz sicherstellen zu lassen — denn 
auch für die Aufhebung eines auf Grund des § 14 erlassenen 
Sprachengesetzes hätte sich im Beichsrat wohl kaum eine 
Majorität gefunden — sich solchermaßen von der Furcht 
um die Zukunft zu befreien und sich und der Begierung, 
in welcher unser hervorragender Parteigänger saß, die Hände 
freizumachen. Es scheint eine bessere Politik zu sein, in 
Kompetenzfragen sich ängstlich dort umzuschauen, wo es 
sich um Angelegenheiten handelt, die unserem Volk abträg- 
lich sind. Ich gestehe, daß meinen Anschauungen über Politik 
dieser minder prinzipielle Standpunkt eher entfipricht^ doch 
will ich anderseits nicht alle Berechtigung dem Einwände 
„Hodie mihi, cras tibi^ absprechen. Allein bei uns ist in bezug 
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aaf die Kompetenzfragen schon so viel und so sans gene 
gegen uns gesündigt worden, daß man vielleicht furchtlos 
um die Zukunft einmal auch für uns hätte sündigen können. 
Allerdings sage ich das alles unter dem ausdrücklichen Vor- 
behalt, dafi ich auch den Schein eines Zweifels nicht zulassen 
kann, Dr. Kaizl hätte irgendeine Lösung der Sprachenfrage 
zugegeben, welche die Interessen des böhmischen Volkes 
zu schädigen geeignet gewesen wäre. 

Inzwischen hatten sich die Wolken über uns gesammelt. 
Die Deutschen hatten alles, was deutsch war, alarmiert, 
arbeiteten mit allen Mitteln der bewunderungswürdigen Orga- 
nisation ihrer Fresse, schüchterten durch die alldeutsche Be- 
wegung alle diejenigen ein, welche um die Zukunft des 
Iteiches fürchteten, setzten die Hebel überall an, wohin sich 
ihr großer Einfluß in der Bureaukratie und in der politischen 
Welt erstreckte — wir aber, wir entfremdeten uns die 
höchsten und entschiedensten G-egner der deutschen Obstruk- 
tion und der deutschen Gewaltpolitik, die militärischen Kreise 
mit der zde-Frage. Lange schon ist ein derartiges Verbrechen 
an der böhmischen Sache nicht begangen worden wie gerade 
in dieser Frage. Die Krise, in der sich Osterreich befaud, 
war eine der tiefsten, die es je aufgewühlt hat. Handelte es 
sich doch um nichts mehr und um nichts weniger als um die 
definitive Entscheidung der Frage^ ob es den Deutschen ge- 
lingt, durch ihren äußersten Widerstand die maßgebenden 
Kreise und die Mehrheit der österreichischen Völker zum 
Zurückweichen und zum Eingeständnis zu zwingen, daß die 
Deutschen stark genug seien, um zu verhindern, daß gegen 
ihren Willen jemals in Österreich noch regiert werden könnte, 
besonders im Geiste der nationalen Gerechtigkeit. 

In solch einem Augenblicke, in welchem der politische 

Verstand eines Kindes hinreichen würde, um zu erfassen, 

daß es geradezu — man verzeihe mir das harte Wort — 

dumm ist, gegen sich einen so mächtigen Faktor im Staate 

aufsubringen, wie es die militärischen Kreise sind, und das 

zu einer Zeit, in welcher man in Wien gegen den deutschen 
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Ansturm eine Stütze in den nichtdeutschen Völkern suchen 
mußte und fest nur dann bleiben konnte, wenn man sie tat- 
sächlich gefunden hätte — hat man es bei uns für ratsam 
erachtet, gegen das böhmische Volk die Heeresverwaltung 
aufzuhetzen, und zwar wegen einer wahrhaft lächerlich kleinen 
Frage im Vergleiche mit der Bedeutung der Krise, deren 
Entscheidung in unserem Sinne eine vitale Frage für uns 
war. Und wiederum erwies sich bei uns die Furcht vor dem 
Eadikalismus stärker als die primitivste politische Bäson. 
Einige von uns hatten wohl den Mut, ein derartiges Beginnen 
öffentlich zu verdammen, und in einer von mir selbst im 
radikalen Ji5in abgehaltenen Wählerversammlung hat sich 
hierfür Verständnis gezeigt, was ein Beweis ist, daß unser 
Volk bei weitem besser und Vemunftgründen zugänglicher 
ist, als so manche unter uns glauben — allein das waren nur 
vereinzelte Erscheinungen. Das autoritative Wort wurde nicht 
gesprochen, welches die deplacierte und unzeitgemäße Agita- 
tion, das naive Dreinschlagen nach allen Seiten, den über- 
mütigen Kampf nach allen Fronten in die gehörigen Schranken 
gewiesen hätte. In Ischl beschloß man im Juli, den Deutschen 
entgegenzukommen, und als anläßlich der Kaisermanöver in 
Böhmen das Militär in einer böhmischen Stadt mit ironischen 
Aufschriften „zde* (= hier) begrüßt worden war und als der 
Bürgermeister dem Generalstab untersagt hatte, auf dem Bat- 
hause, wo dieser sich befand, eine schwarzgelbe, somit Dierist- 
fahne zu hissen, während die Deutschen, die in ihren Städten 
außer der deutsch-nationalen Trikolore keine anderen Fahnen 
ausgesteckt hatten, geradezu demonstrativ PloSkovic, wo sich 
das Hauptquartier befand, mit schwarzgelben Fahnen be- 
hängt und solchermaßen die ganze Welt mit ihrer plötzlichen 
Loyalität überrascht hatten, kehrte sich die Stimmung in 
den maßgebenden Kreisen gegen uns auf eine so jähe Weise, 
daß wieder einmal die politische Besonnenheit abhanden kam 
und daß verkündet wurde, die Sprachenverordnungen müßten 
schlankweg aufgehoben werden, wiewohl die Deutschen selbst 
gefühlt haben, daß ein derartiger Radikalismus der Lösung 
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der Frage sehr überflüssig ist, weil er notwendigerweise an 
Stelle der deutschen Revolte eine böhmische hervorrufen 
mußte. 

Nicht genug daran, daß ohne Gegenkonzessionen und 
Kompensationen G-raf Badeni geopfert wurde, es geschah 
noch ein zweites : die Staatsautorität wurde zum zweitenmal 
ohne jede Überlegung geopfert, einmal aus Furcht, das andere- 
mal ab irato. Und so kann man fürwahr nicht über das Chaos 
staunen, das nachher eingetreten ist . . . Die Deutschen waren 
des Kampfes müde, und hätte man ihnen als Bedingung für 
die Aufhebung der Sprachenerlässe gestellt, sie sollen die 
Geltung der inneren böhmischen Amtssprache nicht anfechten, 
sie hätten gewiß keine unüberwindlichen Schwierigkeiten 
gemacht. 

Es wäre jedoch illoyal, nicht zuzugestehen, daß die Er- 
bitterung an oberster Stelle nach Einlangen der Berichte über 
den Empfang des Militärs in jener böhmischen Stadt, die 
selbstverständlich erstattet worden sind, zumindest gesagt er- 
klärlich war. Osterreich wurde an den Rand einer Revolu- 
tion gebracht, weil man maßgebendenorts den Böhmen ent- 
gegengekommen war, weil man ihnen das fast volle sprach- 
liche Recht gewährt hatte, und in Böhmen hatte man sich 
zu keiner besseren Kundgebung des Dankes aufgerafft, als 
zu Demonstrationen gegen das Militär, das gerade bei uns in 
schweren Krisen ein noch bedeutsamerer Faktor im Staats- 
leben ist, als es in einem jeden anderen national einheitlichen 
Staate je zu sein pflegt. Man hatte gänzlich vergessen, daß 
unter den gegebenen Verhältnissen eine Demonstration gegen 
das Militär eine Demonstration gegen die Krone war und 
daß diese in Osterreich schließlich denn doch die Richtung 
der inneren Politik bestimmt. Es gehört mit zu den hervor- 
stechendsten Eigenschaften unseres Radikalismus , gerade 
dieses wichtige Moment zu ignorieren . . . um wieviel klüger 
gehen in dieser Hinsicht die Deutschen vor, wenn auch ein 
großer Teil von ihnen eine geradezu antidynastische Politik 
treibt ! 
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Die ßesnltate einer vieljährigen politischen Arbeit waren 
vernichtet • . . Die innere Amtssprache ist uns wieder ge- 
nommen worden und die Deutschen zwangen die Staats- 
autorität zum beispiellosen Sückzug ! Sie erbrachten den Be- 
weis, daß gegen ihren Willen in Österreich nichts geschehen 
könne. Alles, was sie durch Einführung des Fünfgulden- 
zensus und durch die Reform der Wahlordnungen für die 
Handelskammern verloren hatten, war paralysiert. Sie waren 
zwar auch fernerhin die Minorität — allein der Wille der 
Majorität war nicht mehr maßgebend, um so weniger, als 
die Rechte im entscheidenden Augenblick nicht den Willen 
bekundet hatte, Majorität zu sein. Nur sie allein als die 
Parlamentsmehrheit konnte die Situation noch korrigieren, 
wenn sie Stellung genommen hätte gegen eine Regierung, 
die an den Böhmen ein so schweres Unrecht begangen, und 
wenn sie einfach das provisorische Budget und alle Staats- 
notwendigkeiten abgelehnt hätte. Das hätte eine wahrhaft 
befreiende Tat werden können. Die Rechte vermochte sich 
jedoch hierzu nicht zu entschließen. Die Polen wiesen jede 
Zumutung eines derartigen Yerlassens ihrer historischen Taktik 
zurück, vermöge welcher sie einer jeden Regierung die 
Staatsnotwendigkeiten bewilligten — erst in jüngster Zeit 
waren sie geneigt, ihre Politik auf eine so fundamentale 
Weise zu ändern — und auf das katholische Zentrum war 
schon gar kein Verlaß, weil es von der stetig wachsenden 
und erstarkenden alldeutschen Agitation bedroht war. 

Den Böhmen blieb nichts anderes übrig, als einzig und 
allein auf ihre eigene Kraft zu bauen und ihren eigenen 
Weg zu gehen. Vom Standpunkt der böhmischen Politik 
wäre es geradezu ein Wahnsinn gewesen zuzulassen, daß 
man in Wien nur die deutsche Obstruktion fürchte, und das 
wäre der Fall gewesen, wenn sich dem deutschen Veto auch 
die Böhmen willig gefügt hätten. Ohne Rücksicht auf die 
geradezu leidenschaftliche Erbitterung des böhmischen Volkes 
ob des Faustschlages, der ihm ohne jede Schuld ver- 
setzt worden ist — der böhmische Minister Dr. Kaizl hatte 
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sioh geopfert und den unpopulären, mittels § 14 2um Gesetz 
erhobenen Ausgleicli mit Ungarn unterfertigt — ohne Bück- 
sicht darauf, daß in einer derartigen Stimmung auch die 
extremste Politik erklärlich war, zwang schon die politische 
und kühle B&son die böhmischen Abgeordneten zur Her- 
stellung eines Gleichgewichtes mit der deutschen Obstruktion, 
zur Erbringung des Beweises, daß die böhmische Obstruktion 
ebenso unüberwindlich ist wie die deutsche, und daS die 
Böhmen die Obstruktion ebenso furchtlos und unbekümmert 
um die Folgen aushalten können wie die Deutschen. Es ist 
nur zu bedauern, daß wir nicht sofort rüchtsichtsloser und 
ungestümer aufgetreten sind. 

An maßgebender Stelle hat man, wenn auch spät, erkannt, 
daß ein großer politischer Fehler begangen worden ist, und 
Dr. Körber wurde berufen, ihn gutzumachen, der auch zu 
diesem Behufe Dr. Bezek in sein Kabinett aufnahm, allein 
die Bemedur erfolgte nicht gleich und mit einem Schlag. 
Wieder kehrte man zum alten Gedanken zurück, daß ein 
ernster Versuch einer friedlichen Vereinbarung in Böhmen 
unternommen werden muß. Die Dispositionen hierfür waren 
günstig genug, da die Deutschen in Anbetracht des üm- 
standes, daß die Böhmen für ihre Obstruktion Revanche 
übten, sich ihres Erfolges nicht ganz freuen konnten, und 
wir unserseits konnten uns denn doch der Überzeugung 
nicht verschließen, daß wir uns durch ein gütliches Ab- 
konmien unsere sprachlichen Bechte für alle Zukunft am 
besten sicherstellen werden. 

Die Ausgleichskonferenzen sind jedoch resultatlos ver- 
laufen, da Dr. von Koerber bei deren Leitung nicht die 
geringste Energie an den Tag legte. Die Regierung glaubte, 
es genügte, wenn sie zu den Konferenzen einen Saal, die 
Beheizung, den Schriftführer, die Beleuchtung und statisti- 
sches Material hergebe. Von unserer Seite war ferner der 
verfehlte Bat gegeben worden, man möge mit dem Leichtesten 
beginnen, mit dem Gesetz betreffend die Regelung der 
Sprachenfrage bei den autonomen Behörden, anstatt die 
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gute Stimmung sofort für die schwerste Partie auszunutzen: 
für die Eegelung der Sprachenfrage der landesfärstlichen 
Behörden. Bevor wir zu dieser £ardinal£rage gelangt sind, 
war die versöhnliche Stimmung verflogen. Sie ging bei 
belanglosen Differenzen über untergeordnete Fragen verloren. 
Und so begann unsere Politik mit Dr. £oerber und gegen ihn. 



II. 



Seit der Aufhebung der Sprachenerlässe gab es tür unsere 
Politik nur ein scharf und bestimmt abgestecktes Ziel: das, 
was uns mit Unrecht genommen worden, die innere Amts- 
und Dienstspraohe, zurückzugewinnen. Wie diese zurückzu- 
erlangen wäre, das war eine Frage der Taktik; einerlei ob 
durch Obstruktion, ob durch Opposition, ob mit der Regie- 
rung, ob gegen die Eegierung. Nur eines wollten wir: 
unserem Volke jenes sprachliche Becht bei den Behörden 
zurückerobern, ohne welches unser Volk erniedrigt, ungleich- 
wertig, neben dem bevorrechteten deutschen Volk ein Volk 
zweiten Banges ist. Außerdem mußten wir allerdings den 
Nachweis erbringen, daß gegen unseren Willen das Parlament 
ebenso arbeitsunfähig ist, wie gegen den Willen der Deutschen« 
Diesen Beweis haben wir auch ganz erbracht. Leider hatte 
man bei uns gerade dafür, daß die Frage der inneren Amts- 
sprache eine Frage der nationalen Gleichwertigkeit ist, eine 
Frage unserer Ehre und Würde, also eine Kardinalfrage t 
unserer Politik, nicht überall das richtige Verständnis. Man 
weiß von mir, daß ich kein Chauvin bin, allein wenn ich 
sehe, daß alles, was zum Sanktissimum einer Behörde gehört, 
was nicht für die Parteien, für das böhmische Volk, das 
so zahlreich ist, daß man denn doch mit ihm böhmisch reden 
muß, bestimmt ist, daß alles das Deutsch sein soll und muß, 
dann fühle ich darin eine der bittersten Erniedrigungen 
unseres Volkes und einen geradezu physischen Schmerz. 
Bei uns aber hat man die Bedeutung insbesondere der 
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Gautsohischen Erlässe mit ihrer fast vollständigen böhmischen 
Dienstsprache nicht richtig eingeschätzt und hat über die 
Politik, die darauf ausging, zurückzuerobern, was wir schon 
besessen und was man uns nur aus Furcht vor deutschen 
Drohungen genommen, oft geringschätzig die Ax^hseln gezuckt 
und von einer überflüssigen und aussichtslosen Sprachen- 
politik gesprochen. Wofür soll denn ein Volk kämpfen, 
leiden, ausharren, wenn nicht für die Ehre und Würde 
seiner Sprache? Um etwas „Populäreres* zu finden, wurde 
V die Frage der mährischen Universität in den Vordergrund 
gestellt« Zuerst wurde gesagt: entweder innere Amtssprache 
oder Universität. Aber das Ende war wieder die Parole: 
innere Amtssprache und Universität. So wurde durch die 
Unstetigkeit und Ungeduld, jedoch nicht von unserer Seite, 
in die Politik ein Element der Unsicherheit und des 
Schwankens hineingetragen, das unsere Position sehr 
schwächte. Niemand empfindet das schwerer als gerade 
wir, die wir für unsere Politik die Verantwortung hatten, 
besonders wenn wir von Freund und Feind so oft die Frage 
hören mußten, was wir denn eigentlich wollen. 

Die Deutschen verstehen es, eines zu wollen, davon 
gehen sie nicht ab und darauf konzentrieren sie alle ihre 
Kräfte. Und erst wenn sie das eine erreichen, verlangen sie 
etwas Neues. Und darin liegt ihre Kraft. Das ist männliche, 
den Deutschen eigene Politik. Die slavische ist leider unstet, 
launisch, weiblich. 

Allein jeder muß anerkennen, daß wir wenigstens an der 
ersten und vordersten böhmischen Forderung beharrlich fest- 
gehalten« und wir werden daran festhalten, solange wir in 
der Politik tätig sind und solange wir nicht dasjenige er- 
reichen werden, ohne das wir ein Bedientenvolk sind, wie 
es bei uns so oft in den sogenannten höheren Kreisen zu 
sein pflegt: mit dem Lakai, mit dem Kutscher, mit dem 
Kellner spricht man böhmisch — untereinander deutsch. 
Das ist die innere und dienstliche deutsche Amtssprache. 
Mich hat es oft mit Staunen erfüllt, wenn ich auch in Organen 
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der sogenannten Intelligenz den Vorwurf las, daß wir unsere 
Kräübe an die sprachliche Politik verschwenden. 

Anderseits gestehe ich gerne^ daß ich in taktischen 
Mitteln kein krampfhaftes Festhalten an das eine oder das 
andere kenne. Die politische Taktik muß sich doch nach 
den umständen, nach dem Charakter des G-egners, nach der 
sich ändernden Situation richten. Erfordert diese Beharrlich- 
keit und Ausdauer, dann muß man ausdauernd und beharrlich 
sein. Das waren wir seit dem Ausscheiden Dr, Eezeks aus 
dem Kabinett bis zum Sturze Dr. von Koerbers. Bei uns 
jedoch war eine verkehrte Welt. Gerade aus der taktischen 
Frage, aus der Obstruktion, wurde ein Prinzip gemacht, 
darauf schwor man, dafür hat man aus dem Ziele unserer 
Politik kein Prinzip gemacht, dort wurde die Sprachenfrage 
mit der Universitätsfrage vertauscht, wie gerade die Stimmung 
war, und mit einemmal kam man damit, daß diese beiden 
Forderungen durch etwas Populäreres zu ersetzen wären, 
durch das allgemeine Wahlrecht. Ich frage: War und ist 
diese politische ünstetigkeit nicht viel gefährlicher, hat sie 
unsere Position nicht bei weitem mehr beeinträchtigt als 
die durch Umstände erzwungene Änderung unserer Taktik? 
Jede Politik darf ihre Wege ändern, sie darf jeden Weg 
gehen, der unter den gegebenen Verhältnissen zum Ziel 
führen kann — allein wohin sie will und was sie will, das 
muß sie klar und präzise wissen, und davon darf sie nicht 
abstehen, will sie die Gefahr vermeiden, sowohl ergebnislos 
als auch lächerlich zu sein. 

Was ist Obstruktion? Doch nichts anderes als ein tak- 
tisches Mittel. Bei uns jedoch wurde aus der Obstruktion 
ein kirchliches Dogma gemacht. Uns allen ist die innere 
Struktur Zisleithaniens gleich verhaßt, weil sie eine Negation 
unserer historischen Rechte ist, und da ist es allerdings 
natürlich, daß insbesondere die radikaleren Kreise in der 
Obstruktion ein alleinseligmachendes Mittel zur Beseitigung 
des „Zisleithanismus*' erblickten, und deswegen suchten sie 
in der Frage des Obstruierens oder Nichtobstruierens eine 



/ 



/ 



— 44 



Frage des Heldenmuts oder der Feigheit der Abgeordneten 
und moht die Frage, bei deren Lösung einzig und aUein 
das ruhige und kühle Eäsonnement über die momentane 
Zweckmäßigkeit der obstruierenden oder nicht obstruierenden 
laktik entscheiden kann und darf. 

Sobald einmal der Sieg der Obstruktion durch den Rück- 
zug vor den Deutschen in der Frage der Spraohenverord- 
nungen sanktioniert worden ist, ist sie heute die übUche 
parlamentarische Waflfe zur Stärkung der oppositionellen 
Minderheit, eine Waflfe, auf deren Anwendung keine Partei 
verzichten darf. Wenn beispielsweise die Deutschen im 
böhmischen Landtag obstruieren würden, müBte unsere 
Obstruktion im Eeichsrate die natürliche, fast mechanische 
Antwort darauf sein, wenn wir den Deutschen auf keine 
andere Weise beikommen könnten. Da jedoch anderseits die 
Obstruktion eine Negation des Majoritätsprinzips ist und 
niermit eines jeden parlamentarischen Lebens, wird sie wohl 

1^" f^'^t'^''^' ''^^ ^*^««" ^»'^«^ '^^ ^^^ ^^^ e^t^eder 
von selbst aufhören, weil verschiedene Obstruktionen einander 

paralysieren werden, oder sie wird durch eine, jede Obstruktion 

ausschheßende Eeform der Geschäftsordnung beseitigt werde" 

W..I l"" .^ Obstruktion als taktisches Mittel ange- 

Zra; ^nd T "T ^"'^' ^''=^^°'*«' ^^« «^^ g«^^«« Volk 
OhJTi^lr .'?'''' ""^^ ^^"^* ^««^ 1-°^«« «riauben, die 
de^^SZ ^l^""" -g^ntlichen Ziele unserer PoUtik nach 
dem radikalen Eezept zu identifizieren 

Oh<,fX^ Ob'tn^ktion ist Graf Claiy gestürzt worden, durch 

s^e^x^cr r :^^n^^k^r-nrr^^^ 

hatte, unsere Postulate nurTun e^ül ll ^u kLe?^:^ 

und nachde^if uns l^^l^t^Tä:^ :'ZT^::: 
WiJlen noch die Möffliclikeif Vmff^ ^ \t weaer guten 

.u, dem K.b„,tt, „d VC. di«om A^eaLuckl ;;^S 
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böhmische Obstruktion hart, konsequent und unbeugsam, bis l 
Dr. von Koerber gefallen ist. 

Die böhmische Taktik kann nur derjenige richtig beur- 
teilen, der Dr. von Koerber kennt und der dessen Programm 
kannte, als er die Regierung antrat und Dr. Brezek ins 
Ministerium nahm, und der auf der andern Seite den tiefen 
Wandel Dr. Soerbers, auch den seines Charakters, während '- 
seines fünfjährigen Begimes kannte. Wir haben unsere Politik 
nicht in einem luftleeren Saum geführt, wir haben sie anfangs 
unter dem Einfluß der ehemaligen Bechten gemacht, dann 
endlich, GFott sei Dank, allein, aber mit Dr. Koerber und 
gegen ihn — weil jedoch Dr. Koerber alles war, nur kein 
scharf ausgeprägter und kristallisierter Charakter, der ja 
oder nein sagt, sondern ein Mensch, der alle seine Künste l/' 
nur dazu gebrauchte, um weder ja noch nein sagen zu 
müssen, der die Regierung mit der besten Absicht angetreten 
hatte, um das den Böhmen angetane Unrecht, das auch von 
ihm offen als solches anerkannt worden war, gutzumachen, 
ja sogar mit den böhmischen Abgeordneten aktive Politik 
zu betreiben, der dann aber an seiner bestimmten, den 
Deutschen gemachten Zusage, für uns ohne ihre Zustimmung 
nichts zu tun, und an seinem geradezu krankhaften Bestreben, 
sich am Buder zu erhalten, zugrunde gegangen ist, konnte 
auch unsere Taktik keine geradlinige sein, sondern änderte 
sich mit der Evolution, die der Ministerpräsident Dr. von 
Koerber selbst durchmachte. Hierbei will ich durchaus nicht 
in Abrede stellen, daß auch unsere Taktik auf die Evolution 
Dr. von Koerbers von Einfluß gewesen ist. Der Haupt- und 
Grundfehler unserer Politik war, daß wir nach der Aufhebung 
der Sprachenerlässe nicht einen elementaren Widerstand an 
den Tag gelegt haben. Hätten wir im Abgeordnetenhaus 
„alles zerschmettert^, wenn ich mich so ausdrücken darf, 
dann wäre das imposant, ernst und elementar gewesen, weil 
es für die Erbitterung, die ein jeder von uns fühlen mußte, 
keine Worte gibt. Wir haben uns jedoch durch weise Bat- 
schläge besänftigen lassen und haben den Grafen Clary mit 
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einer geradezu salonxnäfiigen Obstruktion hinauskomplimen- 
tiert. Die Furcht, welche an oberster Stelle vor dem elemen- 
taren Ausbruche des böhmischen Unwillens bestanden hatte, 
hat sich wieder gelegt. Ich will niemanden beschuldigen. 
Schuld sind ebenso diejenigen, welche besänftigten, wie die- 
jenigen, die sich haben besänftigen lassen. Diese noch mehr, 
und ich bekenne offen, dafi ich zu ihnen gehört habe. Wir 
standen unter dem Einfluß der Rechten. Wir hätten schon 
damals sagen sollen, daß uns die Bechte einen besseren 
Dienst erweisen würde, wenn sie einfach dem Kabinett Clary 
alle Staatsnotwendigkeiten ablehnen würde, als uns ruhig und 
still obstruieren zu lassen. Nur zwei Wege gab es. Entweder 
sollte die Rechte ihre Majorität gegen die Regierung geltend 
machen oder wir hätten unseren eigenen Weg gehen und 
rücksichtslos zeigen sollen, was das böhmische Volk fühlte. 
Es ist ein fauler Kompromiß herausgekommen. Die Rechte, 
mit den Polen an der Spitze, war bereit, für die Staatsnot- 
wendigkeiten zu stimpaen und wir haben durch unsere 
Mäßigung die falsche Meinung hervorgerufen, man könnte 
mit uns leichter fertig werden, als dies in Wirklichkeit der 
Fall gewesen. Hätten wir durch elementares Drauflosgehen, 
ohne Bedacht, so wie es uns unser Q-efühl befahl, alles unmög- 
lich gemacht, man hätte uns mit einem Schlage versöhnen 
müssen. So aber hat man den Weg der Versprechungen, der 
Versicherungen des guten Willens betreten, wir aber den 
langen Weg der entkräftenden Obstruktion, die denn doch 
nur mit einem mehr formalen Siege, mit dem Sturz des 
Kabinetts und nicht mit der Erfüllung unserer Desiderien 
geendet hat. Und daß wir die Obstruktion unterbrechen 
mußten, war eine Konsequenz der ganzen Konstruktion des 
Kabinetts Eoerber, und diese wiederum war eine Konsequenz 
unserer ruhigen Obstruktion gegen das Kabinett des Grafen 
Clary und des Dr. Kindinger. 

Dr. Koerber berief in sein Kabinett Dr. Rezek. Das war 
keine dekorative Ernennung, ut aliquid fecisse videatur, da 
wurde zum böhmischen Minister ein Mann ernannt, dem 



- 47 ^ 

man die Anerkezmung nicht versagen konnte, dafi er wußte, 
was er wollte, daß er nichts zugeben konnte, was dem böh- 
mischen Volke abträglich wäre, und daß er zuviel Energie 
besäße, um seinen guten Willen in passivem Beobachten 
dessen, was andere machen, zu bezeugen. Hierdurch war 
direkt und a priori eine geradlinige Obstruktionspolitik gegen 
das Kabinett Dr. von Eoerbers um so mehr ausgeschlossen, 
als dieser die bestimmte Zusage gemacht, unser Becht in 
sprachlichen Angelegenheiten wiederherzustellen. Ich glaube 
auch noch heute, daß Dr. Koerber den guten Willen gehabt \ 
hat, alles zu erfüllen, was er versprochen. Allein er hatte 
gegen sich die Drohung mit der deutschen Obstruktion und 
nur ein politischer Analphabet kann einem Ministerpräsidenten 
vorhalten, daß er mit diesem Faktum rechnet. Ein Fehler 
war es jedoch, diese Drohung zu überschätzen. Deswegen 
w^ar es unsere Pflicht, Dr. Koerber und der ganzen Welt 
zu zeigen, daß unsere Obstruktion der deutschen gleichwertig 
ist und daß wir auch ohne stille Duldung seitens der ehe- 
maligen Parteien der Bechten jede positive Arbeit des 
Iteichsrates, gerade so wie die Deutschen, zu vereiteln im- 
stande sind. 

Dr. von Koerber hat es nicht verstanden, die gute '' 
Stimmung in seinen Honigmonaten zu fruktifizieren, wiewohl 
er damals die Deutschen hätte leicht zu Konzessionen bewegen 
können. Die Ausgleichskonferenzen leitete er, wie ich schon 
bemerkt habe, geradezu dilettantenhaft. Die gute Stimmung 
hat sich verflüchtigt. Wir waren um eine Hoffnung ärmer. 
Wir sahen, daß die Drohung mit der deutschen Obstruktion, 
welche Dr. von Koerber so sehr fürchtete, stärker ist als sein 
guter Wille und daß Dr. von Koerber auf gütlichem Wege 
auch SU keiner entschiedenen Tat gelangen wird. So setzten 
wir wiederum mit der Obstruktion ein, und diese blieb 
unüberwindlich, trotzdem das ganze Haus, auch die ehemalige 
Bechte, insbesondere die Polen, in der Sitzung des Abgeord- 
netenhauses am 8. Juni 1900 den Versuch machten, unsere 
Obstruktion niederzuringen. 
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Nach dem 8. Juni befand sich unsere Politik auf dem 
Scheidewege. Sie konnte sich mit dem erbrachten Beweis 
begnügen, daß die böhmischen Abgeordneten die Verhand- 
lungen des Abgeordnetenhauses gerade so zu stören die Kraft 
haben wie die Deutschen, und den Weg der Taktik der freien 
Hand betreten, um solchermaßen Dr. Eoerber zur Erfüllung 
unserer Postulate zu zwingen oder die Obstruktion fort- 
setzen. 

Der erste Weg war um so gangbarer, weil die innere 
Amtssprache noch in bedeutendem Ausmaße bei den Behörden 
gebraucht wurde und weil Dr. Koerber noch nicht derart 
Gefangener der Deutschen war, wie er es später gewesen; 
der zweite Weg jedoch war um so schwieriger, weil wir auf 
eine lange Dauer der Obstruktion gefaßt sein mußten, die 
von dem Volke große Opfer verlangt, so daß man nie sicher 
ist, ob man dessen Geduld und Ausdauer nicht zu hoch ein- 
schätzt. Die Deutschen haben das an ihrer eigenen Obstruktion 
erfahren, und die war kürzer. Viele von uns waren für den 
ersten Weg. 

Dr. Koerber hat durch seine Unentschiedenheit, durch 
den Mangel an festem Willen und an einem klaren Programm 
die Verhandlungen erschwert und unser Exekutivkomite 
hat sich für den zweiten Weg ausgesprochen. 

Hierdurch war die gesamte Politik unserer Partei Doktor 
Koerber gegenüber um so mehr alteriert, als sich Dr. Bezek 
sehr entschieden für den ersten Weg engagiert hatte. 

iDife Begierung löste ein Beichsrat auf, beseitigte ener- 
gisch und rücksichtslos, was noch von der inneren Amts- 
sprache übriggeblieben war, und die Wahlen fielen nicht 
so einheitlich aus, wie man nach der Begeisterung hätte 
erwarten können, mit welcher der 8. Juni aufgenommen 
worden war. Auch diejenigen, die glaubten, daß der 8. Juni 
dermalen eine Grenze für unsere Obstruktion bilden könne, 
wie Dr. Kaizl und ich, mußten sich für die Fortsetzung der 
Obstruktion aussprechen, nicht bloß deshalb, weil das Exekutiv- 
komite in diesem Sinne entschieden hatte, sondern auch 




— 49 — 

dmlxalb, weü Dr. Koerber nn» diiroli die Beseitigang dessen, 
wa& voiL der inneren Amtssprache ffoch nach der Aufhebung 
dar Spraohen^vcerordnungen übriggeblieben war, geradezu 
dBBTZ; gieBwung«n hat. 

Die* normale Opposition im Wiener Parlament hatte an Wert 
mrloren'; unsere Erbitterung zu zeigen und die Begierung 
zur ümkehr^ zu^ drängen, vermochten wir nur durch 
Obstunktion'. Nun war jedoch die Obstruktion keineswegs 
mehr der elementare Ausdruck der nicht zurückzuhaltenden 
Brfa ü iÜB ru ngy sondern einfach ein taktisches Mittel, das einzijg 
aosgiebigeim Wiener Abgeordnetenhauses wo das Majoritäts-* 
-pdaazig' seine Gteltung eingebüßt und wo die grofie Mehrheit 
de» Ebuisesi derart den Sinn far konstitutionelles Leben 
verlarent hat, daß sie gerade dasjenige, ohne< das^* keine 
SegiertaLgexistieren kann,, nämlich die Staatsnotwendigkeiten, 
emer jeden Begiezung: zu bewilligen bereit war. 

Allerdings fiihr auch Dr. Koerber in seiner politischen 
"RmtaÜBsn fort. Während er früher den § 14 als« die schwerste 
Sünde, pei^hocreaziert. hotte, begann er ihn nunmehr ohne 
Sucoht uiiob Scheu anzuwenden. Und die- Welt ging darob 
uidriL zugrunde^ im Gegenteil^ die Wiener !Kätter billigten 
ea. als. Bettung' des Staates^ obwohl sie- es früher all» ein 
YerbreoheiL hingestellt hatten, und^ Dr. von E^erber- begwm / ^ 
vaui neuesn; einzig und> allein vom Lob der Wiener Blätter / ^ T 
zsc l£A)en^ 

SierxliinBlL wao nttturgemäß: die Schärf» unserer Obstruktion 
aJagpaaehUffen^. die Obstruktion gegen dasjenige^, was' Dr. von 
EioeBsfaer sichü mit dem; %, L4 besoi^gen) konnte^ wurdls zu einer 
ImeamsL Bemonstration, und wiir wurden durch den Wechsel 
d0ir j&nBBfaaimng^r Dr.. y4:)n £oerbers, dier Deuteohen; der 
'^^BUBB Machthaber^ fast dea ganzen BSecuses geradezit 
gsBwungesty. dJEomn^ ziu denken, daß unsere Obstruktion erst 
danm wirksam sein wird^ him man aar einer Saohe- gelangen 
wird, bei. des; der §> 14 naxdt* di&r Üfoerzeuguzigr des ganzen 
Tliwwwn der* ganzeni Jonmaltstifr,. der' Wiener Maeht&ktoren 
undf Bk. wcnL Sioerbars selbst- nicht anwendhaa:' wäre. 

Kram&f, Anmerkungen zar böhmischen Politik. 4 
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Bis dahin war es aber noch sehr weit und Dr. von Koerber 

^ versuchte das Feuer unserer Obstruktion mit dem Goldregen 

V V ;\ von einigen hundert Millionen zu Investitionszwecken zu 

^'ersticken. Außerdem hat er durch die Vorlage betreflfend 

''\, die Alpenbahnen die Slovenen gewonnen, unsere nächsten 

AlUierten, und die beeinflußten dann wieder uns mit dem 

gewichtigen Argument ihrer wirtschaftlichen Not . . . 

Von all diesen Erwägungen geleitet — diese Momente 
nicht zu erwägen, wäre ja eine absichtliche Selbsttäuschung 
gewesen — entschlossen wir uns, die Investitionen durch- 
^' zulassen, allerdings nicht umsonst. Einerseits wurde für 
' , . das Königreich Böhmen eine Galerie der modernen Kunst 
errichtet — und ich konstatiere da nochmals, daß sie nicht 
für uns allein gedacht war, sondern von allem Anfang an 
für beide Völker, für das ganze Königreich, und weil ich 
hauptsächlich die Verhandlungen darüber geführt habe, muß 
ich doch wissen, wie die Dinge gewesen — für die Landes- 
finanzen bekamen wir einen Teil der erhöhten Spiritussteuer 
und endlich errangen wir für die Ausschaltung der Investi- 
> ^ tionen aus der Obstruktion einen bedeutenden wirtschaftlichen 
Vorteil für die Länder der böhmischen Krone: die Eegu- 
lierung und Kanalisierung unserer Flüsse. Und wiederum 
konstatiere ich da, daß wir es gewesen sind und nur wir 
und nicht die Agrarier und nicht die Großgrundbesitzer, 
welche gegen die Absicht der Regierung, und zwar durch 
ein Kompromiß mit den Parteien, aus der Kanalvorlage 
der Regierung ein in erster Reihe — den Donau-Oderkanal 
. ausgenommen — Flußregulierungsgesetz gemacht haben, 
i daher dasjenige, was dem Königreiche Böhmen besonders 
nottut und was wir, allerdings vergeblich, jahrzehntelang 
angestrebt hatten. Erst die Zukunft wird die wirtschaftliche 
Tragweite und hiermit auch die soziale und politische Bedeu- 
tung desjenigen einschätzen, was wir für das Aufgeben der 
Obstruktion gegen die Investitionen erreicht haben. 

Doch, wie gesagt, die Obstruktion haben wir wahrhaft 
nicht leichtfertig eingestellt, sondern erst nach langen und 
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reiflichen Debatten und hauptsächlich deshalb, weil der § 14 
und die Leichtigkeit, mit welcher Dr. von Koerber den 
Rubikon überschritten hat, vor dem er früher so furchtsam 
zurückscheute, uns direkt zu einer solchen Entscheidung 
führte. Außerdem stellte Dr. von Koerber in bestimmte Aus- 
sicht, er werde nunmehr, da wir unseren guten Willen dar- 
getan und von der Obstruktion abgestanden, alles tun, um 
unsere sprachlichen Forderungen zu erfüllen. Die Beise des 
Kaisers nach Prag und die Stimmung, die damals dort l- 
herrschte, war ein genügender Grund dafür, daß wir den 
Versicherungen Dr. Koerbers Glauben schenken konnten, 
ohne einen politischen Fehler zu begehen. 

Allein über den Sommer hat sich die gute Stimmung 
verflüchtigt und Dr. von Koerber hat wiederum nichts getan. 
Es erübrigte nichts anderes, als abermals mit der Obstruktion 
zu drohen, welche trotz der möglichen Anwendbarkeit des 
§ 14 sowohl für Dr. Koerber als auch für die Deutschen 
unangenehm war, weil alle gehofft hatten, daß es nach den 
Investitionen und nach der Kaiserreise keine Obstruktion V' 
mehr geben werde. In neuerlichen Verhandlungen versprach 
Dr. Koerber, eine Erklärung betreffend die mährische 
Universität in der Budgetdebatte zu geben, und auch in der 
Sprachenfrage hat er bestimmte Zusicherungen gegeben. 
Abermals wurden bekanntlich Ausgleichskonferenzen einbe- 
rufen, jedoch wieder ohne Resultat. "Wir mußten aber doch 
Dr. von Koerber die Möglichkeit geben, seine Versprechungen 
zu erfüllen, und ließen das Budget um so eher durch, als A^' 
wir davon gewichtige positive Vorteile hatten. 

Die böhmische Technik in Brunn, gegen welche die 
Deutschen so energisch protestiert hatten, wurde durch die 
Bewilligung des Budgets auf eine festere Grundlage gestellt, 
desgleichen die Verstaatlichung des Troppauer böhmischen V 
Gymnasiums. Für Prag wurde außerdem eine Staatssubvention 
von 16 Millionen Kronen bewilligt. 

Angesichts der neuen Praxis Dr. von Koerbers mit dem 
§ 14 betrachteten wir das Budget naturgemäß als ein für 

4* 
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die Obstnikfciou minder geesgnejbsg Objekt und desh^b h»r 
sohloft die parlamenterisohe ELlubkomnusaicaii zugleklh mit. 
deir BotschaidaxkgY das Budget diurckBullEiasei^. schooL ixtL 
iEefaruar 1902; den Ausgieieli mit ün^aüu zu. obsTtarmenon^ 
weam xma bi» dahin in der Spraühen&age niobt: recht go^' 
schehenwird. Diese. Beschlüsse ^v^or den mchk zur Beruhigung 
de» eigenea GkewissenB oder anr Bfisändigung der Qemiitor: 
in Böhmcoi gefaBi;, sondern deshalb^ weil wir wohl wußten, 
daß daanad» nooh fflc* Dr.. tqh KDerber die Andvohung dar 
Obatru&tioo: beim Ausgleich die? eina^ war, die er nt«di 
igu«cfatete. 

In dieser Situation trat die Bagierung an. una heran, wir 
mögen die Vorlage, betreffend die. SaJturkactensteuer ducch- 
lasseui deren sie bedurfte» um die Diomistengidialtei regeln 
und die: ärarischen Mar.tw. auf heben> somit z^ireii von unseren, 
S^ocderungen erfüllen, zu könn^i. Im KJlub kam. ein zuh* 
stammender BescUuß^ erst nach. eineuL schweren Samp£^ 
znstaxkdd^. ^ir haben zwar be.schlo.ssen, nur da» Budget faskr 
zugeben, aber wir wollten De. Koerber „das Messer* an die 
£ehla^ emt beim Ausgleich setzen^ und somit war für una 
die Fahrkartenateuer doch nur eine £i'ag^ zweiten. Baoigesi. 
Wir ließen, süs ducQh, ala, die Biegidoung die Bei^iflion des^ 
Gasetiq^c^. betreffend die Grund^teuerabschreibung bewilligt 
hallte, somit, für. eine: SLonzesaion, die' für. unsere Landwiirtce 
von: großes Be^uining waot; und damit aoch nicht dec: ge^ 
ringste Zw»i£sl objmalte» wai:^um wir disA tun», und ^bA dies 
dfiiyh surft kein TTedasasn daa Ton uns eingenommen^i. Stafidr- 
Punktes bedeuten solU g^ Dr. Pwak: in&ige Drängonsy 
Seiten» des Teisstoxhenen. Abgeordneten. Btzonad. die be^amite 
iä£läffang betretend dan: Aiisg^eich: abi 

Dr. ^oul "Bji&A^ wollte sich auf sein$i Arfe endlich de§a^ 
^eg 3nrr parlaauwitariächen Erledigung! des östorreichieAhs^ 
usgaoatohen. ioisgleicdiear £(;^^u»Mhfln^. weit er sah» miti wakdies. 
Unnachgiebigkeit wir auf uiiae]asitspr«ithlibhieiLF<»Kiermig!^ 
bfliurisen^ undr unterbiaeitete. im; Herbat^ dee: «lahres^ IQQSk aeine 
GiEmidsäta» einaa SsraQh«ngMftt»3 £itr BtäuM»^ usit I^fthcent 
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Gtem .^üi^eordn^tenlianse. Obusrohl «r im bezog auf die innere 
'AmtBspr&oiLe nnseren Eorderungan, einige geringfügige 
Saclie;n ausgenonnnwsi, nachgekoisdaEien war, glaubte er, in 
Sacdien der äoßieren S^ui^che der Amter den Deutschen Ztt- 
gestSndnisBe machen zu müssen, um die Annahme des Ge- 
sets^s zu ermöglichen, und er tat das in einem solchen Maße, 
daS seine ^xdiwürf e den schärfsten Widerspruch in Böhmen 
iiervoiriefen. Der KMb nahm zu ihnen eine absolut ab- 
lehnende Stellung ein, wählte ein Obstruktionskomite und 
erklärte, er werde die Regierung mit allen im Parlament ^ ^ 
üblichen Mitteln bekämpfen, schon aus dem Grund, weil die / \ j 
Peifektionierung der Transaktionen, den österreichisch-unga- - 
riffohen Ausgleich betreffend, nahe war. Dr. von Koerber 
eet&ste alle Mebel in Bewegung, um die Gefähr einer Ob- 
stFuktiooa beim Ausgleich zu beseitigen. Die Deutschen 
sprachen die Bereitwilligkeit aus, mit uns zu verhandeln. 
Wir autwarteten mit einem Memorandum, welchem auch die 
konservativen Großgrundbesitzer beitraten, allein es blieb 
bei platonischen Kundgebungen. 

Da -gesehah ein fundamentaler Umschwung in der poli- 
tischen Situation -^ allein nicht infolge unserer Schwäche 
oder Nachgiebigkeit, sondern infolge einer vollständigen 
Wendtmg in der gesamten Position Dr. von Koerbers. Es 
blieb kein Geheimnis, daß in den bekannten Abmachungen in 
der Silvesternacht betreffend den österreichisch-ungarischen 
Auegleich Dr. von Koerber sich die Möglichkeit vorbehielt, 
diesen Ausgleich 'mit dem § 14 zu aktivieren, und seine 
gesamte Journalistik gab diese Möglichkeit unumwunden 
2U. Diesen Yorbehalt hat er aber so teuer erkauft, daß es 
unmöglich schien, dafür die Zustimmung des Hauses 2U 
gewinnen. 

Für unsere Politik bedeutete diese Wendung des Minister- 
präsidenten die Vernichtung all ihrer Voraussetzungen. Wir 
waren entschlossen, von der Regierung die Sprachenrecbte 
durch Unnachgiebigkeit dort zu erzwingen, wo nach der 
Meinimg nicht bloß von uns, sondern des ganzen Parlaments 
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und Dr. Koerbers selbst die Begierong ohne das Parlament 
ihr Anskommen nicht finden konnte, und sahen nunmehr, 
daß Dr. von Koerber auch hier, im äußersten Falle, mit dem 
§ 14 sich helfen werde, und daß außer uns niemand, auch 
die Deutschen nicht, etwas dagegen einwenden werden, im 
Gregenteil, daß die letzteren sogar diese Maßnahme begrüßen 
werden, um für den Ausgleich nicht stimmen zu müssen. 
Wir mußten also an eine Änderung unserer Taktik 
denken, weil uns Dr. von Koerber, zwar mit großen Opfern 
für unsere Beichshälfbe, dafür aber ohne konstitutionelle 
Gewissensbisse die Möglichkeit genommen hat, ihn durch 
unsere Obstruktion bei dem Ausgleiche zu stürzen. Man 
hatte uns von vielen Seiten, auch von sehr ernsten, lange 
zuvor versichert, Dr. von Koerber wäre nur auf parlamen- 
tarischem Boden zu Fall zu bringen. Wir getrauten uns 
nicht, uns darauf zu verlassen, insbesondere nicht für den j 
Fall, wenn es Dr. Koerber durch seine Ausdauer gelingen 
sollte, uns zum bedingungslosen Aufgeben unserer Obstruktion 
zu zwingen. Sein Prestige hätte in diesem Falle derart ge- 
wonnen, daß alle Parteien sich um seine Gunst bewerben 
und ihm alles bewilligen würden. Der schlechte Ausgleich 
mit Ungarn lockte allerdings, den Versuch zu unternehmen, 
die Regierung bei dessen parlamentarischer Erledigung zu 
stürzen. Allein die Grundbedingung dafür war, daß das Ab- 
stehen von der Obstruktion kein Sieg des Herrn Dr. von 
Koerber wäre. Außerdem fühlten wir es alle, daß unsere 
Obstruktion, wenn sie auch unüberwindlich war, dennoch 
darunter litt, daß die Regierung und die maßgebenden Kreise 
unsere Obstruktion doch weniger fürchteten als jene der 
Deutschen, schon aus dem Grunde, weil die allmächtige 
Wiener Journalistik in der Bekämpfung unserer Obstruktion 
jedes Mittel, jeden Verfassungsbruch zu billigen und zu 
vertreten bereit war. Deswegen fühlten wir auch alle, daß 
eine wenigstens die formale Obstruktion unmöglichmachende 
Reform der Geschäftsordnung für uns doch eine Erleichterung, 
eine Befreiung vom Terror des deutschen Radikalismus und 
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die Möglichkeit einer sowohl für das Volk als auch für die 
grundlegenden nationalen Forderungen ersprießlichen parla- 
mentarischen Arbeit wäre. 

Und so haben wir begreiflicherweise in der schwierigen 
Situation alle unsere Bemühungen auf die Reform der Ge- 
schäftsordnung konzentriert, um so mehr, als wir wußten, 
daß Dr. von Koerber aus Furcht vor einem parlamentarischen 
Kabinett einer solchen Änderung aufs entschiedenste ent- 
gegentrat. Vom Klub hierzu ermächtigt, führte ich die Ver- 
handlungen in dieser Sache, und ein kurz darauf gewählter 
Ausschuß arbeitete den Entwurf einer, jede formale Ob- 
struktion ausschließenden Reform der Geschäftsordnung aus. 

Inzwischen suchte Dr. von Koerber jedoch — Dr. Eezek 
war noch immer Mitglied des Kabinetts — neuerdings eine 
Annäherung an die böhmischen Abgeordneten. Wiewohl er 
in der äußersten Not den § 14 anwenden konnte, fühlte er 
dennoch, daß er an der Macht nur dann dauerhaft sich er- 
halten könnte, wenn es ihm gelänge, die böhmischen Abge- 
ordneten zum definitiven Einstellen der Obstruktion zu 
bringen. Die eingeleiteten Verhandlungen führten zum Re- 
sultat in dem Sinne, daß Dr. von Koerber uns die bestimm- 
testen Versprechungen hinsichtlich der inneren Amtssprache 
und der Universität gab, Versprechungen solcher Art, daß 
wir mit ruhigem Gewissen hätten von der Obstruktion ab- 
stehen können, wenn sie erfüllt worden wären. Wir sind 
mit Dr. von Koerber, vorsichtig wie immer nach den mit 
ihm gemachten Erfahrungen, übereingekommen, daß wir ihm 
nur die erste Lesung des Staatsvoranschlages und des öster- 
reichisch-ungarischen Ausgleiches freigeben, daß wir uns jedoch 
für die Ausschußberatungen und für die zweite Lesung freie 
Hand, d. i. die Obstruktion vorbehalten, falls die in so 
bestimmter Form gemachten Zusagen nicht eingehalten 
werden sollten. 

So war die Situation im Frühjahr 1903 beschaffen. Ich 
stehe nicht an, zu sagen, daß sie gut, daß sie wohlvorbe- 
reitet war, daß wir aus der schwierigen Lage hinauskommen 
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konnten, «ai ets dordh die Erfiilfamg tmflerer jajmiohlinhfln 
Desiderien tmd druroh die Bioheistelhmg vier ezston (und 
wichtigsten Maßnahme zur Errichtung der .'mäfanisohen tTTaad* 
yersität, sei es duroh eine Befosm der Geeolulftsordainng, 
und daß wir .für den Fall der iEhittäuBohttng nach ibeiden 
Seiten hin die volle und uninnsohränkte Jinglioikkeit hstteoi, 
alles zu obstruieren und Dr. von Koerher mva Anwendiuig 
des § 14 zu zwingen. 

Leider war all diese Arbeit wiederum irergeblioh. In 
Böhmen erhob sich gegen uns ein Stumn (in £olin und 
anderswo) iind der Vertrauensmännerkongreß spisoh fiich 
eigentlich gegen die sogenannte Klubleitmig und fiir die 
schärfste Politik aus. Die eigenartige, durch Trfiuiition ge- 
weihte Prozedur auf unseren Kongressen, die ParaxleiFeden, 
die dort gehalten werden, der Mangel .an tatsächlichem 
Gredankenaustausch, die geradezu komische Furcht -vor Kon- 
flikten, die Scheu vor rücksichtsloser, offener, wenn uich 
noch so unangenehmer Wahrheit brachten es dahin, daß 
die Hauptbeschuldigten, Dr. Pacak und insbesondere ich, 
nach meiner kurz vorher in Tabor igehaltenen JS^ede, (gar 
nicht za Worte gekommen sind. Damit man alle Konflikte 
vermeide . « . So ließ man lieber alles im /Halbdunkel und 
.Zwielicht — in jenem Zustand, der eine jede Partei um- 
bringen muß. Daß ich damals geschwiegen, kann ich mir 
bis heute nicht verzeihen. Um so weniger, weil ich in Tabor 
mit aller AufrichtigkiBit und Offenheit; soweit ich ,mit !Bück- 
sicht auf die Vertraulichkeit der Verhandlungen durfte, 
gesprochen. 

Weil ich so sehr interessiert war an der Aktion fär die 
Beform der Geschäftsordnung, die man in Böhmen nidht 
verstand und eigentlich nicht verstehen konnte, weil wir 4iie 
Tragweite dieser Reform nicht gänzlich erklären toinnten, 
wenn wir wollten, daß sie im Abgeordnetenhause angenommen 
werde und nicht den schärfsten Widerspruch der radikalen 
Parteien (unserer und der Deutschen) hervorrufe, mußte ich 
notgedrungen den Boden für diese weitausgreifende Aktion 
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donoh die Jlrschttttorimg des Gilaahens in die alleniselig- 
maobende 'Obsbruktioii "verbreiten. 

.fite ^wQirde ims nall6rdii]^s vorgehalten, dafi vnx uns daxm 
nach dem Kongreß dem Willen des Volkes gefügt und fmoh 
toxd Jröhlioh 'eine neue 'Obstniktion eingeleitet haben. IHeser 
Auwnrf ist sehr ^nngesecht. 

Es ist aÜeirdings liohtig, daß ich Im Juni 1^908 ^am meisten 
den endlichen JLbbrach aller Beziehnngen ^n Br. von £oerber, 
das 'Scheiden iDr. JEeoeks :aus dem Kabinett imd die nnnach-V/ 
giebi^ CHbstmktiDn bis znr finanziellen Aui^rnngerung des 
Kelrinetts befürwortete. Das geschah jedoch i?reder unter ^deon 
Druck der (öffentlichen Meinnng in Böhmen aioch infolge 
irgendeines Schwankens meiner Anschauungen über die 
^ktik, sondern es waT lediglich die logische 'Konsequenz des 
Vorgehens Dr. von^Köerbers und unseres eigenen Beschlusses, 
daß »wir unsere Taktik frei danach bestimmen werden, wie 
die Tatenmach den uns im Februar gemachten Versprechungen 
auefallen werden. Dr. von Koerber hat nicht nur nichte 
erfüllt, sondern es mußte auf uns und speziell auf mich, der 
ich während der Verhandlungen mit Dr. von Koerber — 
es verhandelten mit ihm fünf Mitglieder der parlamentarischen 
Kommission — ausdrücklich gesagt hatte, wir hätten keinen 
Grund, die Wahrheitsliebe des Herrn Dr. von Koerber anzu- ^ 
zweifeln, das Vorgehen Dr. von Koerbers den iJindruök 
absichtlicher Täuschung machen — und von dem Augen- 
blicke an war es für uns klar, daß man mit Dr. Vön Koerber 
nicht mehr verhandeln kann und darf. 

Dr. £ezek schied aus dem Kabinett, es war auch nicdit 
die geringste Ursache mehr vorhanden, an die Möglichkcrit 
einer Änderung im Verhalten des Herrn Dr. von Koerber 
2U glauben, und so begann ein Kampf, dei: tmserseits mit 
eiserner Eonsequenz geführt wurde. Ich will nicht sprechen 
von unserem Bündnis mit den Südslaven, von der bekannten 
Äußerung des Kaisers zu mir und will nur der Wahlen in 
die Delegation erwähnen, aus denen man in Böhmen soviel 
Wesens gemacht hat. Der Wille, sie zu vereiteln, war Tor- 
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banden, allein die Möglichkeit war einfach ausgeschlossen 
Und wie wohl haben wir daran getan, daß wir dem Drucke 
aus Böhmen nicht nachgegeben hatten, in die Delegationen 
nicht zu gehen! 

Dort begann eigentlich das Ende der Begierung des Herrn 
Dr. von Koerber mit den bekannten Befundierungen und 
mit der Demission des Ministers Dr. von Böhm-Bawerk und 
da muß ich schon so unbescheiden sein, daß ich mir erlauben 
werde, gegenüber dem Vorwurf, als hätten wir in Deutsch- 
Brod unberechtigte Komplimente für den Sturz Dr. von 
Koerbers entgegengenommen, zu sagen, daß gerade mein 
Kampf gegen die Befundierungen im Ausschuß und im Plenum 
der Delegation, mein direkter Appell an den Admiral Frei- 
herm von Spaun und seine soldatisch gerade und offene 
Antwort ihre Wirkungen nicht verfehlten. Und als Dr. von 
Koerber durch die Errichtung der Troppauer Parallelklassen 
durch die Ernennung Dr. Eandas zum Minister und durch 
andere Mittel, über welche ich lieber schweigen will die 
böhmischen Abgeordneten in ihrer Festigkeit zu erschüttern 
bemüht war, so muß ich hier konstatieren, ohne mich in eine 
detailierte Darstellung der Dinge einlassen zu wollen für 
welche noch nicht die Zeit gekommen ist, daß alle seine 
Versuche gescheitert sind an dem festen Entschluß des Klub- 
präsidiums, des Dr. Pacak, Dr. Stransky und meiner Weui/^- 
keit, seinen Bestrebungen bis in die äußersten Konsequenzen 
entgegenzutreten. Dr. von Koerber ist endlich gefallen. 
Wer war somit Ursache seines Sturzes, insoweit er durch 
unsere Obstruktion herbeigeführt worden ist, wenn nicht das 
Präsidium ? 

Und nun wende ich mich zur Kritik unserer neuesten 
Politik. Die piöce de resistance bildet der Zolltarif. Dessen 
Durchlassung wird uns als Hauptsünde angerechnet. 

Wieder eine schematische Politik. Dasselbe, was für Dr. 
von Koerber galt, soll gegen Preiherrn von Gautsch gelten* 
Daß die Eegierung kein Abstraktum ist, daß der Minister- 
präsident nur ein Mensch ist, und daß die Politik sich seiner 
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Natur assimilieren mtiß, wird so gerne vergessen. Ich will 
nur den politischen Grundunterschied zwischen Dr. von 
Koerber und Freiherrn von Gautsch feststellen, ohne Rück- 
sicht auf die Frage ihrer Wahrheitsliebe, ihrer Anschauungen \ 
speziell in betreff der böhmischen Politik, ihrer Stellung 
gegenüber den Deutschen usw. 

Freiherr von Gautsch klammert sich nicht an sein Amt, 
wie dies Dr. von Koerber getan, und Freiherr von Gautsch 
wird sich niemals durch Mißbrauch des § 14 den Konse- 
quenzen der Obstruktion entziehen. Ich bin überzeugt, daß 
Freiherr von Gautsch aus der Obstruktion überhaupt, möge 
sie welcher Vorlage immer gelten, die gleichen Konsequenzen 
zieben wird, und daß es daher sehr überflüssig ist, gegen 
Baron Gautsch diese oder jene bedeutende Vorlage zu Obstruk- 
tionszwecken auszusuchen. 

Es wäre somit bezüglich der Folgen der Obstruktion 
gleichgültig, ob wir sie anwenden bei dieser oder bei jener 
Vorlage, wenn wir die Obstruktion aus taktischen Gründen 
für unerläßlich ansehen. Und ich bin der letzte, der auf die 
Obstruktion überhaupt verzichten würde. Im Gegenteil, wir 
würden unsere Position schwächen, wenn wir das täten. Die 
Deutschen entsagen ja auch nicht der Obstruktion, warum 
sollten wir es tun? 

Den Zolltarif zu vereiteln — und das war nur möglich 
durch Obstruktion oder durch Androhung der Obstruktion, 
welche Drohung allerdings nicht eine leere sein darf — 
dazu hatten wir keinerlei Ursache. Vor allem darf nicht ver- 
gessen werden, daß Freiherr von Gautsch lange und sehr ge- 
fahrlich krank war, und schon hierdurch mußten die Termine 
unserer Abmachungen und deren Inhalt eine Änderung er- 
fahren. Außerdem wurde zwischen uns und den Deutschen 
über die Arbeitsfähigkeit des böhmischen Landtages ver- 
handelt, und uns war an ihr im Sommer — heute 
können wir's sagen — ganz außerordentlich viel gelegen, 
weil ohne einen Landtagsbeschluß, betreffend den Landes- I 
beitrag für uns in der Frage der Regulierung der Elbe und 1 
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V Moldau, der -€h7undlaege der ßegulierimg unserer Flüeee, einer 
Äingelegenfaeit samitj die fär die wirtschafkliche Sni^cklung 
/ xmseres Volkes 'einen ünBchätebaren Wett hdt, geradezu eiife 
Kactastroplie drohte. Man behauptet freilich mit eiixem gaiiss 
tmge'wölmliohen politischen Soharfsinn, Öaß die Deutschen 
infolge unserer Nachgiebigkeit beim Zolltlirif im Landtage 
nachher so groSe Schwierigkeiten machten. Da muS mir je- 
doch als Teilnehmer an allen Verhandlungen schon erlaubt 
werden, 2U sagen, dafi gerade der Umstand, daß wir den -Zoll- 
tarif U3id dann den Handelsvertrag mit Deutschlamd 'freiv 
gegeben haben, das Hanptmittel bildete, um die Palastrevolu- 
tion der Herren Bachmann, Aleicander Bichter und Dr. Mafy 
lahmzulegen. 

Ich will mich somit kurz fassen und sagen, daß idh ymim 
Eingreifen der Obstruktion in die Entwicklung der Ding^, 
wenn es vorzeitig geschähe, für einen verhängnisvollen poli- 
tischen Fehler betrachten würde, insbesondere mit [ßüokeicht 
auf die politischen Verhältnisse der ganzen Monarchie. Allein 
ebenso offen sage ich, daß es ein verhängnisvoller Pehlei: 
wäre, aus Furcht vor den äußersten Mitteln diese nicht %u 
ergreifen, wenn es die Situation durchaus erfordern wtode. 

Die Obstruktion ist weder der Satanas, den man abschwören 
muß, noch ein Zauber elixir, das jede politische Situation zu 
heilen vermag^ 

Unsere Stellung zu Baron <3teutsch wird so sein, wie seine 
Handlungen. Und es gibt niemand unter uns, der nicht 
bereit wäre, auch zum schärfsten Kampf gegen Freiheim 
von Gautsch ohne Rücksicht auf seine Person zu HbergeheB, 
wenn dies das Interesse des Volkes und die Gtesamtlage 
unserer Delegation erfordern würde. 

Daß wir auch unsere "Wege gehen können, eventuell gegen 
Baron Gautsch, haben wir durch unsere Haltung in beztsg 
auf das allgemeine Wahlrecht im September bewiesen. 

Der Vorwurf ist jedoch unberechtigt, wir hätten zugegeben, 
daß Baron Gautsch den Deutschen entgegenkomme. Vorerst 
wird, glaube ich, niemand in Abrede stellen, daß kein Minister- 
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pcüideni) einjsi Politik mifc^uaB. allein, maoheji baim, baaojidecs 
wfi(xm wir niohb wQitor gelien können als ^n einer mindar 
Qfijm^n OppoMtion.. Jjecla Begiemng brancht ^binun^i> und 
wenn- j.wiaAd glaubt , daft man. didj Politik an£ dia Weise 
n»idian kann,, daß andere fM die: Beigierang, wir abetr gegen 
Elia stimmen und dafür SJonaessionen edxibeimsen,, dann be- 
neide: iisli ihn. um seinen. Optimismus. 

Damn. liegt das. Schiefe unserer Position^, das-, so verhäng- 
nisy^lL is^ sowohl für una als Ausik für den Staait Würde 
uns die [Regierung, gieben«. was un» nach. Beoht, und Gbesetz: 
zQfijbehii, nioht. a^s Belohnung für unaer gpt»»^^ Betragen, 
aondem aus Yerständnis dafür,, vfb» daslnteresse daa Beiohe^ 
geJiiitttiat^ damit, nämlioh de» böhmische Volk niel^. ewig in 
d&e»L nega4>iven. VerMltniase aum Bieiche sei und sein müsse^ 
sondern daß es ihm durch die gänzliche Erfüllung seiner, auf 
sgzftchliche Glrleiehherechti^ung und kulturelle Sebung ab- 
sifdfmämk BastuliG^ ennögUcht werde, aui der gesamten Qbt- 
aetäBgßbu-]^ und Stasubsverwaltung positiven^ Anteili zm. nehmen» 
cbttm w&re: ee nicht nötig, eine jede Situaiäcn, iast jede Ab- 
siiUAmnn« dnirch Kon^asionen, sei es. an uns,, aal es an die 
Ceuijachen^ zxi erikdufen.. Solange dem jedoek sq ist, können 
wir una ni«ht wunderni dafi. auch. die. Deutocdien ihre Beehr 
mug unterbiseiten. 

Wir. jedaeU müssen auf der Wacht s^^e^eii, damit ihnen 
dii»: Be^erung.' nicht: mehr ^ahle» als ea das Interesse unseres 
Volkes verträgt. 



Ick habe da aufrichtig aus^nanders^setzt,. wie ich. die 
Snttwifiklung. der Bings»* seit didoa. Angfanblick beurteile, in. 
waJioheiB uoaere! freiainnigß Padiei die Eührunst der böhmir 
sehen Ptilitik. in Wien, übcamcmmen. hat. Ich brauche^ wQhL 
niaht; zu. Tiaraichem, daß ich £ehler »gegeben, nicht, uani 
viriteic^, j^nand zu. beschuldigen, odsor anf jfoaaad die^ 
Sehnldf abauwaken* Im GkegeateiU Auok doi^t^ wq^ Fehlas 
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geschehen sind, waren sie verursacht hauptsächlich durch 
die Unklarheit über die politischen Probleme, an der wir 
alle, das ganze Volk, vom Beginn unserer politischen Kämpfe 
laborieren, und nicht durch die Schuld einzelner oder der 
Partei. Ich habe einen beträchtlichen Anteil an der Verant- 
wortung für die Politik der Partei erst seit den letzten 
Jahren und das nicht durch eigenes Verdienst, sondern 
durch das grausame Schicksal, das uns verfolgt und das aus 
unserer Mitte so vorzeitig so hervorragende Kräfte ent- 
rissen . . . Julius Gregr, Eim, Kaizl, Brzorad . . . 

Um so mehr darf ich wohl sagen, daß es die größte Un- 
gerechtigkeit wäre, der Partei den Mangel an der Kunst, 
die Politik zu führen, oder den Mangel wahrer, oft fürwahr 
bewundernswerter Hingebung für die Sache unseres gesamten 
Volkes vorzuwerfen. 

Es waren dies Jahre glühendsten Kampfes und auf- 
reibender Arbeit, eine Zeit perennierender Krisen, fieberhafter 
Spannung, der größten Gefahr für uns, daß wir auf einmal 
die politische Position verlieren werden, die wir dem Volke 
errungen haben — es gab keinen Augenblick der Bast und 
Ruhe — und wir waren in Wien allein, nur auf uns ange- 
wiesen, auf fremdem Boden, ja oft ohne Unterstützung von 
zu Hause, weil man uns nicht verstand, ja weil wir der 
Schwäche und persönlicher Beweggründe geziehen wurden. 
Wer alles das nicht miterlebt, vermag die Arbeit der böh- 
mischen Abgeordneten nicht einzuschätzen. 

Ich habe in einer meiner Reden gesagt, es hätte genügt, 
wenn wir in so schweren Zeiten nichts anderes zustande 
gebracht, als daß wir das Prestige der böhmischen Politik 
in Wien erhalten haben, daß wir somit ein Faktor geblieben 
sind, mit dem jedermann rechnen muß. Man hat mir darauf 
ironisch geantwortet, ich wäre in meinen Ansprüchen be- 
scheiden. Hätte ich nicht soviel Objektivität gegenüber den 
Fehlern unserer Vorfahren, so könnte ich mit einer noch 
berechtigteren Ironie antworten. Ich sage nur dieses: Vom 
Jahre 1879* bis 1890 sank die Bedeutung der böhmischen 
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Delegation zusehends, so daü Graf Taaffe nichts mehr zur 
Eettung der alt5echischen Partei unternehmen wollte, obwohl 
er damit nicht bloß die altßechisohe Partei, sondern die 
gemäßigte Politik im böhmischen Volke retten konnte, und 
als wir den ßeichsrat betreten hatten, glaubte man mit der 
böhmischen Delegation so umgehen zu können, wie es den 
großen Parteien beliebt . . . Und das war zu derselben Zeit, 
in welcher der Stern der großen Yerfassungspartei auch 
schon erblich! "Wir haben jedoch uns und der böhmischen 
Sache den gehörigen Bespekt verschafft, wir haben das 
Sprachenproblem in den Ländern der böhmischen Krone 
zur Kardinalfrage der innerösterreichischen Politik gemacht, 
wir haben trotz der uns durch die Aufhebung der Sprachen- 
erlässe zugefügten schrecklichen Niederlage abermals die 
maßgebenden Kreise gezwungen, uns entgegenzukommen, 
wir haben durch unsere Ausdauer den Sieg der deutschen 
Obstruktion paralysiert, und wiewohl die Deutschen niemals 
national so einheitlich, so stark und kräftig gewesen, haben 
wir alle, die über die Politik in Österreich entscheiden, zur 
Erkenntnis gebracht, daß es ohne uns, und gar schon gegen 
uns, doch nicht geht. Und wie oft hat man schon ausgeholt 
zum vernichtenden Schlage, zur parlamentarischen Erdrosse- 
lung der böhmischen Obstruktion und zur politischen Aus- 
hungerung des böhmischen Volkes! Nichts davon ist gelungen. 
Und ich werde gleich sagen, warum nicht. Es ist nicht 
gelungen, weil, wenn wir auch taktisch rücksichtslos vor- 
gingen, wo es notwendig war, wir dennoch anderseits wieder , 
eine Partei waren, die zur positiven parlamentarischen Arbeit ' 
fähig und bereit war. Vor einer prinzipiell radikalen und 
nur zerstörenden Politik würde man sich kaum genieren. 
Die fün£zehnjährige Politik der Partei in Wien war denn 
doch nicht ganz ergebnislos. Ich will mich nicht des Breiten 
und Weiten über die bedeutsame Tatsache auslassen, daß 
wir die innere Amts- und Dienstsprache bereits besaßen — 
und daß wir sie wieder haben werden. In politischer Hinsicht 
war dies der größte Erfolg, den wir überhaupt erreichen 
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heute betrachten wir dies, gottlob, als eine selbstverständ- 
liche Erfüllung der Pflichten des Staates gegenüber unserem 
Volke. 

Und wie sind wir wirtschaftlich erstarkt! Welche Kämpfe t ^ 
hat es einst um jede Bahn für den böhmischen Süden ge- 
geben, der so absichtlich vernachlässigt worden war, um die 
Transversalbahn — und welches dichte Netz von Lokal- 
bahnen haben wir heute, deren Bedeutung für das wirt- 
schaftliche Aufblühen böhmischer Gegenden sich erst in der 
Zukunft herausstellen wird. Wie sind wir industriell, wie 
kommerziell in der letzten Zeit gewachsen! Ich will nicht ^ 
davon sprechen, daß wir hierzu wesentlich beigetragen haben, 
wo es unserer Hilfe bei den Staatsbehörden bedurfte, allein 
es wird gewiß keine ünbescheidenheit sein, wenn ich sage, 
daß unsere Intervention um so erfolgreicher war, je größer 
unser politisches Gewicht war, und jedermann wird mir zu- 
geben, daß der neue Geist, die neue politische Energie, welche 
die jungcechische Partei in das Leben des böhmischen Volkes 
hineingetragen hat, auch unser wirtschaftliches Leben erfaßt 
hat. Wir sind auch da energischer und selbständiger geworden. , 
Und was denn erst die Eegulierung unserer Flüsse, eine ^ev 
größ^jDL wirtschaftlichen Errungenschaften, von der wir so- 
lang überhaupt nur träumen konnten! Wenn wir es ver- 
stehen werden, energisch zu sein, unternehmend, und wenn 
wir nicht wieder die Prüktifizierung all dessen, was wir er- 
reicht haben, den Deutschen überlassen werden, dann werden 
wohl künftige Generationen gerechter als unsere Zeitgenossen 
über die „unfruchtbare" jungöechische Politik urteilen. Wenn 
es uns noch dazu gelingen wird, die Verstaatlichung unserer 
Hauptbahnen zu erwirken und durchzuführen, dann wird 
unsere Partei auf ihre wirtschaftliche Tätigkeit, soweit diese 
von der Politik im Parlament abhängt, fürwahr mit be- 
rechtigter Genugtuung blicken können. Der 16 Millionen- 
subvention für Prag erwähn' ich hier nur der Vollständigkeit 
halber. Eines jedoch will ich nicht unterlassen. Man möge 
über den mährischen Ausgleich wie immer denken, der 

Kram&f, Anmerkungen zur böhmischen Politik. 5 
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mährische Landtag wird jetzb böhmisoh sein, und zwar so 
böhmisoh, daß unsere Majorität, die in nicht gar ferner Zu- 
kunft gewifi nur aus Abgeordneten des Volkes bestehen wird, 
für alle Zeiten gesichert ist. Wer die große Tragweite dieses 
ümstandes für die böhmische Politik nicht zu bewerten ver- 
steht, der hat überhaupt keinen Sinn für das politische 
Alphabet Das gestehen auch die Gregner des Ausgleiches 
ein, deren Widerstand lediglich der Überzeugung entspringt, 
daß wir auch ohne das, was geschehen ist, durch die Elraft 
und die Stärke des böhmischen Selbstbewußtseins in Mähren 
allein, wenn es nur genügend gehoben und gestärkt worden 
wäre, einen bei weitem mehr böhmischen Landtag in Mähren 
hätten erlangen können. Ich meinerseits gestehe offen, daß 
ich mit Freuden dasjenige begrüße, was wir in Mähren haben 
und festhalten, weil ich überzeugt bin, daß kein Widerstand 
uns an dem Fortschritte in dieser Hinsicht wird hindern 
können, wenn wir innerlich so stark sein werden, wie es 
diejenigen voraussetzen, die das Vorgehen der böhmischen 
Abgeordneten aus Mähren für verfehlt halten. Daß es jedoch 
gelungen ist, dasjenige zu erreichen, was wir schon haben 
und was wir erst in der Zukunft schätzen lernen werden, 
ist jedoch nur ein Verdienst der gesamten böhmischen Politik, 
obwohl die mährischen Abgeordneten ganz selbständig vor- 
gingen. Ohne die großartige Aktion für das allgemeine und 
gleiche Wahlrecht, an deren Spitze unsere Partei stand, hätte 
es in Mähren keinen Ausgleich gegeben, wäre der mährische 
Landtag nicht in böhmische Hände gekommen. 

So ist die Bilanz der Politik der freisinnigen Partei be- 
schaffen — sie wird, so will ich hoffen, noch ergänzt werden 
durch die Wahlreform, welche uns für immer im Heichsrate 
eine unseres Volkes würdige Stellung verschaffen soll. 

Fürwahr, ich habe nicht den geringsten Grund, auf 
mildernde Umstände zu plaidieren. Mit Stolz und Q-enug- 
tuung können wir auf die schon geleistete Arbeit zurück- 
blicken. Habe ich unser Gewissen geprüft und offen von 
unseren Fehlern gesprochen, so habe ich dies durchaus nicht 
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getan, um die scharfe Kritik zu versöhnen und unsere öffent- 
liche Meinung milde zu stimmen. Nichts liegt mir femer als 
dies. Allein ich bin gewohnt, ohne Umschweife und Eück- 
sichten die Wahrheit zu sagen, weil nur sie allein unserer 
Sache nützt, und deshalb suche ich die eigenen Fehler, weil 
niemand unfehlbar ist und weil nur aus der Erkenntnis 
eigener und fremder Fehler der Mensch für die Zukunft 
lernt. Nur die heutigen Übermenschen glauben, mit der Un- 
fehlbarkeit ihres kurzsichtigen Urteiles imponieren zu können. 
Und da ich die tiefe "Wurzel unserer Fehler nicht in der 
Unzulänglichkeit des einen oder des anderen politischen 
FühreTS erblicke, sondern in der Unklarheit vieler G-rund« 
Probleme unserer Politik, will auch ich es versuchen, zur 
Klärung der Anschauungen über diese etwas beizutragen. 
Ich habe dies bisher auf negative Weise getan, indem ich 
auf die Fehler unserer Politik und deren Ursachen hinwies. 
Ich. will dies nun auch nach der positiven Seite hin tun. 
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Unsere ernstesten Differenzen betreffen den Einflufi der 
staatsrechtlichen Bestrebungen unseres Volkes auf die Politik 
in Wien oder die Antwort auf die Frage, ob das böhmische 
Volk sich dem staatsrechtlichen Radikalismus oder einer 
praktischen positiven Politik in Wien zuwenden soll. 

Vor allem möge unterschieden werden. Diese Frage ist 
eigentlich schon durch unseren Eintritt in den Beichsrat im 
Jahre 1879 gelöst worden. Konsequent — wenn auch nicht 
richtig und glücklich, ja man darf vielleicht heute schon 
sagen, verhängnisvoll für unser Volk und für das ganze 
Seich — war einzig und allein die Abstinenzpolitik gegen 
den Beichsrat und eigentlich auch gegen den Landtag. 

Seit wir im Beichsrate sitzen und von der verbotenen 
Frucht genießen, gibt es keine Bückkehr mehr ins Paradies. 
Sie würde theoretisch allerdings möglich sein durch Wieder- 
aufnahme der absoluten Passivität — allein würde sich dafür 
eine Majorität in unserem Volke finden ? Und wäre es nicht 
ein Schlag ins Wasser, heute zu der Form des Kampfes 
zurückzukehren, welchen wir schon einmal definitiv verloren ? 

Das fühlen so viele in unserem Volke und weil sie sich 
mit den irreparablen Tatsachen nicht befreunden können oder 
aus Parteigründen nicht wollen, suchen sie. ein Kompromiß 
— und haben es gefunden in dem allerunglückseligsten, das 
man nur ersinnen kann: in der Theorie, wir hätten im 
Beichsrate nur den Zentralismus zu zerstören und den Beichs- 
rat lediglich als Tribüne für die Ellagen des böhmischen 
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Volkes zu benutzen. Sehen wir uns diese Theorie etwas näher 
an. Über einen umstand geben wir uns vor allem keiner 
Täuschung hin. Für unsere Klagen über das verletzte böh- 
mische Staatsrecht hat außer uns im Wiener Parlament 
niemand Sinn und Verständnis, noch weniger Sympathien. 
Auch die nicht, die uns die Nächsten sind, die Slovenen, j ^ 
und diese um so weniger, je gründlicher und radikaler die 
von uns vertretenen staatsrechtlichen Theorien sind, be- 
sonders wenn wir unser Staatsrecht, wie dies de iure richtig 
ist, dem ungarischen gleichstellen. Das schreckt geradezu ab. 
Vestigia terrent. um andere für unsere Postulate zu gewinnen, 
müssen wir ihnen zeigen, daß deren Erfüllung nicht bloß 
ihnen allein, sondern auch dem Staate zuträglich ist. Diesen 
Standpunkt habe ich schon im Jahre 1889 im Volksprogramm 
des „öas** vertreten und habe zu dem damals Gesagten weder 
etwas hinzuzufügen noch davon etwas zurückzuziehen, dies 
um so weniger, weil man dies endlich auch anderswo anzu- 
erkennen beginnt. Jüngst hat diesen Standpunkt auch Doktor 
FoH"^) eingenommen. Damals jedoch wurde es als eine dem 
Zisleithanismus gemachte Konzession bezeichnet und es wurde 
stolz gesagt, wir hätten uns um andere nicht zu kümmern, 
sondern nur um uns selbst, weil wir mit der Krone allein 
über Form und Inhalt der staatsrechtlichen Regelung der 
Länder der böhmischen Krone entscheiden werden. 

Das sieht wahrhaftig ganz danach aus, als würde sich die 
Erdkugel um uns drehen . . . "Wo hätten wir schon sein 
können ohne diese Einbildung, die sich wie ein roter Faden 
hinzieht durch unseren ganzen staatsrechtlichen Kampf. Über 
Verletzungen des Staatsrechtes auf der Wiener Tribüne 
Beschwerde zu führen, wird somit wenig fruchten, wenn wir 
auf dem prinzipiellen radikalstaatsrechtlichen Standpunkt 
bleiben werden. Unsere Klagen über das unserer Sprache 



*) Der gegenwärtige Sektionachef im Eisenbahnministerium in seiner 
Tor Antritt seines Amtes herausgegebenen Schrift: ,Aus dem Halbdankel 
hinaus.* 
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nnd unseren Kultorbeitrebongen angetane Unrecht werden 
wohl bei manchen Yerständnis finden, man wird un$ aber 
gewiß antworten, dafi deijenige, der soviel verlangt, wie es 
die staatsrechtliche Selbständigkeit ist, über Bedritckmigen 
und Leiden nicht klagen darf, die im Vergleich mit einend- 
so grofien Ziele denn doch minder auf die Wagsohale fallen, 
und dafi große Ziele nur durch mannhaftes Ertragen von 
Bedrückungen erreicht werden. Ist jedoch dieses Unrecht 
größer und empfindlicher als wir ertragen wollen und können, 
dann wird man uns raten, den Versuch zu macheu, es durch 
das Aufgeben unseres negativen Standpunktes und durch 
Anbahnung einer positiven Politik zu beseitigen. Und so 
würde eine derartige Ausnutzung der Parlamentstribüne außer 
oratorischen Lorbeeren für unsere beredten Wortführer weder 
für unseren staatsrechüiciien Kampf einen anderen Vorteil 
bringen, noch würde sie uns dazu verhelfen, Gerechtigkeit 
in der Sprachenfrage und in Kulturbedürfnissen zu erlangen. 
Allerdings wenden, wie ich schon hervorgehoben, die Gegner 
jedweder positiven Politik in Wien ein, wir hätten durch rüok^ 
siohtlose Opposition, und in neuester Zeit, wir hätten durch 
Obstruktion das Wiener Parlament unmöglich zu machen 
und solchermaßen den Zentralismus ad absurdum zu führen. 
Ist das möglich? Liegt darin nicht zuviel parlamentarischer 
Bomantismus? Wer nur ein wenig die Stimmung im Parlai* 
ment und in den einzelnen Parteien kennt, weiß nur zu gut, 
wodurch die Obstruktion, respektive deren Grundlage, die 
gegenwärtige Geschäftsordnung, gehalten wird: einzig und 
allein durch die Befürchtung, es könnte sich eine antideutsche 
Mehrheit bilden, welcher dann die Beutschen einen ernsten 
Widerstand nicht entgegensetzen könnten. Deswegen wollen 
sie ihr Pulver trocken halten» Stünde ihnen jedoch eine 
böhmisch« Delegation gegenüber, die vermöge ihres prinzi^ 
piellen Standpunktes gegenüber der parlamentarischen Taktik 
in Wien überhaupt keiner Majorität beitreten könnte und 
dürfte, weil dies nur eine Stärkung der zentralistischen 
Eegierung und des Parlaments wäre, dann würden sie sich 
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keinen Aagenblick besinnen, durch eine ßeform der Geschäfts- 
ordnung, und wäre es auch unter Anwendung des § 14, die 
böhmische Obstruktion für immer zu brechen. Mit der gewalt- 
tätigen wären sie noch früher fertig. 

und was bliebe dann? Die grundsätzliche Opposition, wie 
man es m Beginn der neunziger Jahre, vor Einführung der 
Obstruktion als ständiger parlamentarischer Institution, 
genannt hat. Damals jedoch haben wir gesehen, wie diese 
unsere prinzipielle Opposition nur Parteien verleitet, die 
einander sonst sehr fernstehen, eine Majorität gegen uns 
zn bilden, und infolge hiervon der Begierung auch die Mög* 
licbkeit gibt, unsere Beschwerden und Klagen zu ignorieren. 
Oraf Badeni hat sich nur deshalb zu einem großen Umschwung 
in der inneren Politik entschlossen, weil er eingesehen, dafi 
unsere Partei eine derartige prinzipielle Opposition eigentlich 
nicht will und daß sie nur eines großen Erfolges bedarf, um 
definitiv von ihr Abschied zu nehmen. Als Pole kannte und 
schätzte er die Bedeutung unseres Volkes für das Beioh und 
erblickte darin seine große Mission, durch Gewährung der 
Gerechtigkeit unserem Volke gegenüber uns die positive 
Arbeit in Wien zu ermöglichen. Sonst hätte er auch ohne 
Sprachenverordnungen mit den sogenannten Staatsparteien 
ruhig, ohne Bücksicht auf unsere « grundsätzliche Opposition^, 
weiter regieren köimen. Denn gegen die hat sich im Beichsrat 
immer eine zureichende Majorität gefunden. >"' Ich will gar 
nicht davon sprechen, daß unser Volk eine solche endlose, 
grundsätzliche Opposition kaum lange ertragen würde, weil 
es, wie andere Völker, schlieHlich vom Parlament positive 
Arbeit, vornehmlich wirtschaftliche Arbeit erwartet,' und weil 
es nicht lange ruhig zusehen könnte, wie die Begierung aus 
seinen sohwer dargebrachten Steuergeldem andere unterstützt 
tmd vor uns die Taschen zuknöpft. Wir haben in dieser 
Hinsicht bittere Er&hrungen aus der letzten Phase unserer 
Obstruktion gegen Dr. von Koerber. 

Ein solcher Standpunkt gegenüber dem Wiener Parlament 
ist eine unlogische Phantasie, ist nur die Furcht vor dem 
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Einbekenntnis, daß wir den staatsrechtlichen £ampf in der 
Form, wie wir ihn so lange Zeit hindurch geführt, verloren 
haben. Mannhaft und ehrlich ist es, offen und unverhohlen 
zu sagen, daß es so nicht geht und daß wir zur Erkämpfnng 
alles dessen, was uns das Teuerste ist, einen anderen Weg 
einschlagen müssen, ohne Scheu und Furcht vor dem nooh 
nicht geschwundenen staatsrechtlichen Radikalismus unserer 
öffentlichen Meinung. 

Ich stehe nicht an, das zu sagen, weil ich fest überzeugt 
bin, daß es keinen zweiten Menschen in Böhmen gibt, der 
aufrichtiger an unser Staatsrecht glauben würde als gerade 
ich. Nicht bloß deshalb, weil mir ^der Kampf für das staats- 
rechtliche Selbstbestimmungsrecht der Länder der böh- 
mischen Krone im Bahmen des föderalisierten Österreich 
als die Idealisierung all unseres Strebens und Trachtens 
erscheint, als dasjenige, was ihm Wärme und Licht verleiht, 
ohne welche es keine große, unseres Volkes würdige Politik 
gibt, nicht bloß deshalb, weil ich mir nicht einmal vorstellen 
kann, wie ich mich für die böhmische Politik begeistern 
könnte, wenn ich nicht aus ganzer Seele alles daran setzen 
wollte, um nach meinen Kräften mitzuhelfen, dasjenige 
zurückzugewinnen, was ihm durch ein schweres Unrecht 
genommen worden ist — aber auch aus dem Grund, weil 
kein böhmischer Politiker das Eecht hat, auf das zu ver- 
zichten, was ohne Zweifel dem böhmischen Volke und den 
Ländern der böhmischen Krone gehört. Das Ziel unserer 
Politik kann kein anderes sein, als daß das böhmische Volk 
wieder der Träger des Staatsgedankens in den Ländern der 
böhmischen Krone werde, denen man ihre alte staatsrecht- 
liche Selbständigkeit zurückgäbe, allerdings in einer Weise, 
die unseren modernen Bedürfnissen und jenen des ganzen 
Reiches entspricht, und unter gerechter Berücksichtigung 
der Deutschen, die mit uns diese Länder bewohnen. 

Ich will nun nicht in Abrede stellen, daß keine Gefühls- 
politik, aber um so weniger auch ein philosophischer, aus 
dem natürlichen Rechte unseres Volkes auf Selbstbestimmung 
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hervorgehender Anspruch zur Bealisierung unserer Bestre- 
bungen nach Erneuerung des alten, geltenden Beohtes des 
Königreiches Böhmen nicht ausreichen würde. Wie so 
manoher, hatte auch ich meine Zweifel und dies um so mehr, 
weil wir alle unter dem drückenden Bewußtsein der Nieder- 
lage auf dem "Weißen Berge standen und ebenso unter dem 
Eindruck der deutschen Verwirkungstheorie. Für den Beal- 
poUtiker genügt es nicht, über einer verlorenen Schlacht zu 
klagen — er muß auch mit den Konsequenzen rechnen. Erst 
nachdem ich auf Grund meiner vier Jahre lang in den 
Wiener Archiven betriebenen Studien über die Finanz- und 
Verwaltungspolitik Österreichs vom Jahre 1706 bis 1749 das 
gesamte staatliche Leben ^dieser Zeit kennen gelernt und 
nachdem ich erkannt hatte, daß die Länder der böhmischen 
Krone auch nach der Niederlage auf dem Weißen Berge, 
auoh nach der Aufhebung der Privilegien der Stände, auch 
nach Einführung des königlichen Absolutismus in der Zeit 
nach der Schlacht auf dem Weißen Berge ein durchaus selb- 
stäoidiger, unabhängiger Staat mit allen Attributen der staat- 
lichen Souveränität geblieben sind, nachdem ich beispiels- 
weise [in den Akten gelesen, wie die Verhandlungen über 
die Einführung bestimmter einheitUcher Einrichtungen der 
wirtschaftlichen Politik zwischen den österreichischen und 
böhmischen Ländern, wie zwischen zwei vöUig unabhängigen 
Staaten, geführt wurden, da erst habe ich erkannt, welche 
politische Sünde wir dadurch begangen haben, daß wir den 
Kampf um das historische Brecht führten, ohne um eine 
gehörige Aufklärung der Geschichte Sorge zu tragen und 
uns durch völlig unberechtigte Theorien über die Bedeutung 
und die Konsequenzen der Schlacht auf dem Weißen Berge 
schlagen ließen. 

Die Tatsache, daß uns unsere staatliche Selbständigkeit, 
soweit sie sich in der Gesetzgebung und in der Verwaltung 
dokumentiert, erst durch Maria Theresia im Jahre 1749 ohne 
jede Verschuldung seitens der böhmischen Stände genommen 
worden ist, trotz allen Versprechungen und Schwüren, daß 
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die Rechte und Privilegien des Eönigreiohes Böhmen unbe- 
rührt erhalten bleiben sollen, dafi dies nur aus Yerwaltungs* 
rftohsiohten gesohehen und daß es nicht einmal Maria Theresia 
in den Sinn kommen konnte und durfte, die staatliche Unab- 
hängigkeit der Länder der böhmischen Krone aufaraheben, 
weil sie keinen anderen Beohtstitel auf die Begierung in den 
Ländern der böhmischen Krone hatte, dieses Faktum war 
ftlr mich wenigstens gerade entscheidend, um mich 2U be- 
stimmen, mioh mit aller Entschiedenheit allen Zweifeln über 
die Berechtigung unserer staatsrechtlichen Bestrebungen zu 
widersetxen. *)' 

Das ist kein romantischer Historismus, wie so oft einge- 
wendet wird, sondern eine sehr realistische Politik, das ist 
das Niohtverlassen des Beohtsfundaments, auf dem wir alle, 
ob wir wollen oder nicht, stehen müssen. Weil eben unser 
Staatsrecht ein unverjährbares, ohne Zustimmung der Beprä- 
sentanten des Königreiches unverletzbares, gültiges Jäecht ist. 
Jede naturrechtliche Theorie genügt zur Motivierung der 
nationalen Selbständigkeit -^ aber nicht des Selbstbestim- 
mungsrechtes der Länder der böhmischen Krone. Diese je« 
doch außsuheben, wäre direkt eine politische Sünde -^ schon 
aus wirtschaftlichen Gründen. 

Ich bin somit ein nicht weniger überzeugter Staatsreohtler 
als unsere radikalen Staatsrechtler — aber ich bin dafür, 
dafi wir die letzten Ziele unserer Politik auf einem anderen 
Wege anstreben« Für mich beginnt leider die Politik nicht 
erst mit der Erneuerung des verwaltungsrechtlichen und 
gesetzgeberischen Lihaltes unseres Staatsrechtes, weil ich 
keine Möglichkeit sehe, unter normalen Umständen sobald 
zu dessen Bealisierung zu gelangen. Und wieder 30 Jahre 
lang durch die Wüste wandern, sich auf ein Wunder zu 



^) Siehe diurfiber melaeu Artikel über die aiaatsrecbtUche Politik im 
.Gas" 1S80 and meine BroschQre «Das böhmische Staatsrecht* (Abdrack 
aus der Wochenschrift „Die Zeit"), wo ich die staatsrechtliche Bedeutmig 
der Schlacht auf dem WelBen Berge uid des Umsturzes vom Jahre 1749 
ekigehend dargelegt habe. 
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verlassen oder nur den Worten unserer staatsreohtlichen 
Propheten zw glauben, daJS wir dann aber bestimmt in das 
gelobte Land kommen werden - das wäre heute ein wenig 
Anachronismus und eine unverzeihliche Naivität. 

Wenn allerdings infolge großer innerer oder auswärtiger 
Krisen der Augenblick zur Änderung der inneren Struktur 
des ßeiches kommen würde, wie dies in einigen Momenten 
der ungarischen £rise den Anschein hatte, dann wäre es 
eine direkte Pflicht der böhmischen Politik, bereit zu sein 
und mit allem Nachdrucke die Befreiung aus dem Chaos 
durch Bückkehr zu den natürlichen und historischen Grund- 
lagen seines Reiches zu verlangen. 

Aber auch in diesem Falle würde unsere Stimme um so 
eher erhört werden, wenn sie nicht die abgespielte Melodie 
des prinzipiellen staatsrechtlichen Badikalismus wäre, an die 
schon die ganze Welt gewöhnt ist, sondern eine imponierende 
Kundgebung einer grofien Partei, welche durch ihre gesamte 
Politik den Beweis erbracht hat, daß es sich ihr nicht 
um das Wohl des böhmischen Volkes und der Länder der 
böhmischen Krone allein, sondern auch um die Erstarkung 
und das Aufblühen des ganzen Reiches handelt. Wohl ist es 
wahr, daß in Österreich — gleichwie auch anderswo — nur 
nachgegeben wird, wenn man muß, allein für die Psychologie 
weittragender Entscheidungen, welche auf lange Zeit hinaus 
die politischen Systeme bestimmen und festsetzen, ist das 
ausschließUohe Sichverlassen auf die Erzwingung bestimmter 
Forderungen eine denn doch ungenügende Gtirantie des Er- 
folges. Aus der Geschichte der bosnischen Politik der deutschen 
Yerfiassongspartei können auch wir manches lernen. 

Für normale Verhältnisse, mit denen wir doch hauptsäoh* 
lieh rechnen müssen, insbesondere in der Zukunft, wenn ein- 
mal der ileichsrat aus dem gleichen Wahlrecht hervorgehen 
wird, scheint es mir somit, daß ein anderer Weg zu unseren 
letzten Zielen führt, ein zwar langer Weg, aber nicht durch 
die dürre Wüste der Resignation auf alle Benefizien der 
parlamentarischen Politik, sondern ein Weg, auf dem wir 
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kulturell und wirtsohaftlioh erstarken könnten, auf daß ^r 
ohne Furcht und Sorge der Zukunft entgegensehen könnten 
auch für den FaU, wenn historische Ereignisse uns in neue 
Verhältnisse bräohten, in denen es sieh hauptsächlich nur tun 
die Erhaltung unserer Nationalität handeln würde. Ich will 
das nicht des näheren ausführen. Und dieser "Weg ist die 
Politik der freien Hand, eine Politik, die bereit ist, jede Re- 
gierung zu unterstützen, die uns gegenüber gerecht ist, und 
die anderseits entschlossen ist, eine jede Regierung zu be- 
kämpfen, welche den Pflichten des Staates gegenüber dem 
böhmischen Volke nicht nachkommt, eine Politik des politischen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Erstarkens auf Grund eigener 
Arbeit und unter Zuhilfenahme all dessen, was der moderne 
Staat der Bevölkerung geben kann. Und politisch stark können 
wir nur dann werden, wenn wir im Staate zu einem Faktor 
werden, der wir sein soUen und können vermöge unserer 
zifPermäßigen Stärke und vermöge unserer Bedeutung für 
den ganzen Staat. 

Das besagt allerdings, daß wir aus Furcht um unsere 
staatsrechtliche Politik nicht fürchten dürfen, wenn es not- 
tut, irgendeine "Wiener Regierung zu unterstützen, für Staats- 
notwendigkeiten, auch wenn sie unpopulär sind, wie beispiels- 
weise Militärausgaben, zu stimmen, allerdings nur unter dem 
Vorbehalte, daß wir einen Anteil an der staatlichen Macht 
haben werden, und daß die gesamte Staatspolitik in einem 
allen Völkern gegenüber gerechten Geiste geführt wird. Es 
ist überhaupt notwendig, daß wir uns endlich einmal schon 
von den durchaus verfehlten AuflEassungen über parlamenta- 
rische Taktik emanzipieren. Vor allem darf nicht vergessen 
werden, daß die Taktik keine Sache des Gefühls ist, sondern 
einzig und allein des Verstandes, die Inbetrachtnahme der 
gegebenen Verhältnisse und die Entscheidung darüber nach 
der momentanen Sachlage. Nur das Ziel der Politik muß klar 
und fest sein und an dieses muß geglaubt werden mit aller 
Kraft der Überzeugung und des Glaubens in die gute und 
gerechte Sache des Volkes. Aus diesem Grunde kann eine 
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Taktik nioht auf Woohen, Monate, ja Jahre hinaus vorher- 
bestimmt werden. Einer das ganze Volk vertretenden Partei 
muß es anheimgestellt bleiben, in jedem Augenblicke zu ent- 
scheiden, ob diese oder jene Form der Taktik anzuwenden 
ist — von der Obstruktion angefangen bis zur Bewilligung 
der Regierungsvorlagen. Jedes Vorschreiben der Taktik durch 
das Volk, durch den Willen des Volkes ist direkt eine Schädi- 
gung der böhmischen Politik im Parlament, weil es der böh- 
misolien Delegation a priori die Möglichkeit benimmt, im 
geeigneten Moment ihre Taktik zu ändern. 

Der böhmischen Delegation muß die Möglichkeit gewahrt 
bleiben, mit diesem oder jenem taktischen Mittel zu drohen: 
mit Obstruktion, Opposition usw., und ,es nicht anzuwenden, 
wenn es für die Sache des böhmischen Volkes von Vorteil 
ist, ohne daß man deshalb in Böhmen den Abgeordneten Vor- 
würfe macht, sie seien nicht tapfer, sie täuschen die Wähler 
und andere solche Kindereien. 

TJber Taktik spricht man im vorhinein nur, wenn es uner- 
läßlich ist. Sonst ist es erste Eegel, darüber zu schweigen 
bis zum letzten Augenblick. Spricht man dennoch davon, 
dann muß man wissen, daß man sprechen will aus bestimmten 
taktischen Rücksichten und nicht für das Volk, sondern nur 
für die B.egierung und die Parteien. Muß man über Taktik 
nach Hause, nach Böhmen, sprechen, muß man dort die öflfent- 
liohe Meinung auf solche Art beruhigen — dann steht es 
schon schlinun, dann ist es besser, die Politik sein zu lassen 
oder sie anderen zu überlassen. 

Die Wähler haben die Möglichkeit und das Recht, über 
ihre Abgeordneten zu richten nach den Resultaten ihrer 
Politik. Hierzu ist jedoch Gelegenheit genug nach einer jeden 
parlamentarischen Kampagne, zu einer Zeit, in der die Abge- 
ordneten selbst das Bedürfnis empfinden, über ihr Vorgehen 
die Wähler aufzuklären. Liegt es doch im Interesse eines 
jeden Abgeordneten, mit seinen Wählern im Kontakt zu 
bleiben, sei es durch öffentliche Versammlungen, sei es durch 
private, und es liegt somit kein Q-rund zur Befürchtung vor. 
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dafi infolge einer derartigen Auffassung über die Taktik, wie 
ioh sie darlege, das lebhafte Interesse der Wähler an den 
Vorgängen im Parlament, die Harmonie zwischen Abgeord- 
neten nnd Wählern und schließlich, was die Hauptsache ist, 
die Stütze der Politik der Abgeordneten im Volk eine Beein- 
trächtigung erfeiJiren könnten. Die böhmischen Abgeordneten 
sind keine privilegierte Kaste, sie sind aus dem Volk und 
kennen dessen Stimmungen. Sie werden gewiß nichts tun, 
was sie vor dem Volk nicht rechtfertigen könnten. Allein 
die Abgeordneten müssen auch die Möglichkeit und das Recht 
haben, etwas anderes zu tun, als das Volk will, wenn ihnen 
dies ihr Gewissen, die Kenntnis der Verhältnisse im Parlament 
und ihre Überzeugung gebietet, daß sie durch ein derartiges 
Vorgehen ihrem Volk einen Dienst leisten. Das Verdikt des 
Volkes muß niemand fürchten, der nicht aus persönlichen 
Motiven handelt, sondern vom besten Willen geleitet ist, 
seinem Volke zu nutzen. Das Volk seinerseits versteht auoh 
etwas anderes zu begreifen als das, was es wünschen würde, 
wenn man ihm nur ehrUch und unverhohlen die reine Wahr- 
heit sagt, es wird gewiß eine Politik gutheißen, für welche 
genügende Gründe angeführt werden und wird nicht verur- 
teilen, wenn nicht gleich alles auf einen Schlag gelingt. 

Bei uns haben sich aUerdings seit den neunziger Jahren 
derart sonderbare Verhältnisse eingebürgert, daß man aus 
der Frage der Taktik der Abgeordneten ein politisches Dogma 
konstruierte. Das war nur eine natürliche ßeaktion nach dem 
resultatlosen Dezennium der bedingungslos regierungsfreund- 
lichen altcechischen Politik. Das Volk glaubte an die untrüg- 
liche Macht einer scharfen und rücksichtslosen Oppositon, so 
wie wir an deren Notwendigkeit alle geglaubt haben, und 
es wählte daher eine neue Partei, weil es eine andere Taktik 
im Parlament wollte, die wir „grundsätzliche Opposition* 
benannt haben. Was hat sich aber seither nicht alles geändert ! 
Es vergingen fast sechs Jahre der Obstruktion, die „prinzi- 
pielle Opposition" ist zu einer schwachen, wenig wirksamen 
Waffe geworden gegenüber den Verwüstungen, die eine lange 
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ObfitruktLon anEniriohten imstande ist -^ und der Zentralismus 
steht iingestürzt, er steht, wie er früher gestanden, und wenn 
ihn etwas bedroht, so ist es eine positive Heform^ das allge- 
meine Wahlrecht und dessen Konsequenzen, wiewohl man 
glaubt, daß es eine Krönung des Zentralismus ist. Ist denn 
wirklich die Geschichte der neuesten Zeit dazu da, daß wir 
aus ihr nichts lernen? Fast hat es diesen Anschein, wenn 
man die von unseren verschiedenen radikalen Korrespondenten 
in Provinzblättern verbreiteten Betrachtungen liest. 

Und es ist der Gipfelpunkt der Kurzsiohtigkeit und der 
TJrLkenntnis der Verhältnisse, wenn das Dogma der prinzi- 
piellen Opposition oder Obstruktion dazu verkündet wird, 
daß wir den Eeichsrat zerstören und den Zentralismus ver- 
nichten. Daß dies ein sehr ungesunder und schädlicher Kom- 
promiß des Bewußtseins von der verlornen staatsrechtlichen 
passiven Opposition Ist mit der Notwendigkeit, in den Eeichsrat 
einzutreten, habe ich schon oben auseinandergesetzt. Haben 
wir einmal die Passivität aufgegeben, sind wir in den Eeichsrat 
gekommen und wissen wir, daß wir ihn nicht verlassen werden, 
dann ist es geradezu ein Gebot der Ehrlichkeit, sich selbst 
und dem Volke zu sagen, daß es eine aussichtslose Halbheit 
ißt, darauf zu rechnen, daß durch unseren Eadikalismus der 
Eeichsrat wird demoliert werden. Dagegen wird sich immer 
eine Koalition für die Eeform der Geschäftsordnung finden 
und aus unserer „prinzipiellen" Opposition werden die 
Deutschen die größte Freude haben, weil dann sie aUein die 
einzig mögliche Stütze einer jeden Eegierung bieten werden 
— auf unsere Kosten. 

Entledigen wir uns endlich aller dieser phrasenhaften 
Schlagworte, überlassen wir die Wahl der Taktik den Ab- 
geordneten, zwingen wir sie nicht, in ihrer oppositionellen 
Grundsätzlichkeit schließlich bloß langweilige Eeden zu dekla- 
mieren, untätig, mit verschränkten Armen einer jeden neuen 
Situation zuzusehen, die für das Volk auszunutzen möglich 
wäre, und sagen wir uns endlich, daß unter den gegebenen 
Verhältnissen für das böhmische Volk die einzig verständige 
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Politik die Politik der freien Hand ist, jene Politik, die darauf 
ausgeht, das zu erringen, was zu erringen ist, damit wir uns 
national durch unsere böhmischen Behörden und durch den 
Beiohtum kultureller Mittel versichern, dafi wir vom Staate 
alle Mittel erhalten, die er uns überhaupt zur wirtschaft- 
lichen Erstarkung gewähren kann, daß wir in den Zentral- 
behörden Geltung und Einfluß gewinnen und daß wir, so aus- 
gerüstet, den Boden vorbereiten zur Verwirklichung unserer 
staatsrechtlichen Ziele durch die Föderalisierung Österreichs. 
Da jedoch jedermann, unsere orthodoxen Badikalen ausge- 
nonmien, einsieht, daß in normalen Verhältnissen an staats- 
rechtliche Umwälzungen nicht zu denken ist und daß wir 
somit dem Ziele nur etappenweise näher kommen können — 
bedenken wir nur, mit wieviel Wasser die ungarische Unab- ' 
hängigkeitspartei ihren Wein verdünnt — sagen wir uns | 
schon einmal aufrichtig, daß wir alles Kokettieren mit dem | 
radikal- staatsrechtlichen „Zerstören' des Zentralismus auf- 
geben und daß wir vorwärtsschreiten wollen mit freien 
Händen, mit voller Aktionsfreiheit, ohne Gewissensbisse, auch 
wenn es scheinen sollte, daß wir durch unsere Politik momentan 
den Zentralismus unterstützen. Damit müssen wir uns in 
unserem Innern ausgleichen und versöhnen und das vermag 1 
ein jeder, der aufrichtig und fest glaubt, daß unser historisches 
Eecht und die Basierung des Reiches auf föderativer Grund- 
lage die einzig verständige und allen zuträgliche Lösung des 
österreichischen Problems ist. 

Denn meine tiefinnerste Überzeugung ist es, wie ich schon 
bemerkt habe, daß wir dazu früher gelangen werden, wenn 
wir uns unter jenen befinden werden, auf welche der Staat 
rechnet, als wenn wir in einer ewigen prinzipiellen Opposi- 
tion, somit eine Partei sein werden, mit der man bei großen 
staatlichen Aufgaben überhaupt nicht rechnen kann. Nur bei 
vollständigem Mangel einer historischen Perspektive kann 
von uns verlangt werden, wir mögen die Politik der Magyaren 
nachmachen. Die Situation des Seiches ist eine andere, als 
sie zwischen Solferino, Königgrätz und Sedan war, und dann 
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sind wir in den Ländern der böhmischen Krone nicht das 
herrschende, eigentlich das einzige Volk, mit dem gerechnet 
wird, wie es die Magyaren in Ungarn waren. "Wir müssen 
zu unseren Zielen einen anderen Weg suchen, unseren eigenen, 
einen böhmischen, nicht den magyarischen. Einen be- 
scheideneren, der sowohl unseren Kräften als auch jenen der 
Gegner entspricht. Dies ist jedoch nur möglich durch eine 
Politik der freien Hand, die sich an keine Partei und an 
keine parlamentarische Allianz bindet, die entschlossen ist, 
jedes an uns begangene Unrecht mit der ganzen Rücksichts- 
losigkeit eines Volkes zu vergelten, welches auch die schärfste 
Politik nicht fürchtet, weil es genug Selbstbewußtsein und 
Glauben an sich besitzt, um weder Drohungen noch Unter- 
drückungen zu fürchten, die aber auch bereit ist, jede Re- 
gierung zu unterstützen, welche uns gegenüber gerecht ist 
und uns gibt, worauf wir einen berechtigten Anspruch haben. 
Allein eine solche "Regierung müßten wir, wie ich schon be- 
tont habe, loyal und unbekümmert um die Unzufriedenheit 
zu Hause auch in Dingen unterstützen, welche der Wähler- 
schaft unangenehm wären, somit auch, um das Unangenehmste 
hervorzuheben, auch durch Bewilligung notwendiger neuer 
Steuern, insoweit deren Unerläßlichkeit und Berechtigung 
mit den wirtschaftlichen Interessen unseres Volkes in Ein- 
klang zu bringen wäre. AUes a priori bewilligen, was eine 
Regierung verlangt, wäre allerdings gleich unpolitisch, wie 
alles a priori abzulehnen. Was jedoch der Staat und mit ihm 
die Bevölkerung zur Sicherheit nach außen und zu den 
Zwecken einer modernen Verwaltung braucht, das muß dem 
Staate bewilligt werden, und tun wir es nicht, bewilligen es 
andere und nicht umsonst, im Gegenteil, auf unsere Kosten 
und das um so teurer, je größer unsere Opposition sein würde. 
Warum sollten wir nicht das gleiche tun und der Begierung 
nicht bewilligen, wofür sie sich schließlich eine Majorität 
findet, wenn hierfür positive Vorteile für unser Volk gewährt 
werden? Und eine jede Regierung, die sich auf unsere 
Stimmen wird verlassen können, wird leichter eine Majorität 

Kram&f, Anmerknngen zur böhmischen Politik. 6 
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auch fär miseTe Forderungen finden können, als wir es allein 
vermöchten. 

Wie ich schon gesagt, im Beiohsrat bloß dazu da sein, 
um schöne Beden zu halten — das ist allzu wenig. Das ist 
nichts anderes als die Erneuerung der alten unglücklichen 
Passivität, die uns so schrecklich geschädigt hat, in neuer 
Form, auf dem Boden des Beichsrates wohl, allein ohne jene 
unleugbare Größe, welche denn doch der Passivität gegen 
den Beichsrat innewohnte. Und immer im Winkel stehen, 
gegen alles stimmen und solchermaßen eine recht platonische 
Opposition zu betreiben, weil sich andere finden werden, die 
for alles stimmen werden, und sich damit zu trösten, man 
werde sich vor der Wählerschaft brüsten können, daß man 
alle Forderungen der Regierung zurückgewiesen und radikale, 
unerschrockene, allerdings unter dem Schutz der Immunität 
keinen besonderen Heldenmut erfordernde ßeden gehalten 
hat — das allerdings könnte ich nicht als eine Politik an- 
sehen, welche einzig und allein dem Wohle des Volkes 
geweiht ist. 

Im Staate spielt nur jene Partei eine ernste £olle, die 
den Mut hat, die Pflichten einer Staatspartei auf sich zu 
nehmen, allerdings mit dem Vorbehalt, daß in ihrem Geiste 
regiert werden wird, bei uns daher im Geiste der Gerechtig- 
keit und der Gleichberechtigung aller Nationalitäten. Und 
der moderne Staat hat so viele, stets wachsende Bedürfoisse, 
daß er ohne starke Belastung der Steuerträger sein Auslangen 
nicht finden kaim, die in einem fort vom Staate Neues ver- 
langen, und es muß somit eine Partei, welche an der Begie- 
rung teilnehmen will und den Anspruch erhebt, daß der 
Staat allen jenen, die sie vertritt, dasjenige gibt, was sie 
zur vollen Entfaltung ihres kulturellen und wirtschaftlichen 
Lebens benötigen, ihrerseits dem Staate geben und bewilligen, 
damit er seine Auslagen decken könne. Vom Staat unauf- 
hörlich Subventionen, Unterstützungen, Erhöhung der Bezüge, 
eine teure InvestitionspoHtik verlangen, aber bei Bewilligung 
der Steuern und bei der Frage der Erhöhung der Staats- 
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einnalimen prinzipielle Opposition maohen — das ist ein 
Widersprach, den sohlieSlioh weder der Staat nooh eine 
Partei aushält. Der Staat wird einfaoh von dem, was er hat, 
jenen geben, die bereit sind, ihm die hierfür notwendigen 
Mittel zu beschaffen, und wird sioh zugeknöpft zeigen jenen 
gegenüber, die zwar ihre Beohte unaufhörlich reklamieren, 
aber keinerlei Verpflichtungen auf sioh nehmen wollen. Für 
solche Ergebnisse einer unerschrocken radikalen Politik würde 
sich aber schließlich ein Volk, welches höhere, von anderen 
bewilligte Steuern wohl zahlen, aber dafür nicht das be- 
kommen würde, was es braucht, gewiß recht schön bedanken. 

Wenn wir somit einer Eegierung gegenüberstehen werden, 
die bereit ist, zu bewiUigen, worauf wir im Rahmen der 
geltenden Verfassung berechtigte Ansprüche haben, dürfen 
wir uns nicht verstecken hinter unseren staatsrechtlichen 
Standpunkt und hinter unsere prinzipielle Negation des 
Parlaments und der zentralistischen Begierung, sondern 
müssen aus ganzer Kraft eine solche Begierung unterstützen, 
allerdings unter der selbstverständlichen Bedingung, daß sie 
auch uns einen Anteil an der Staatsgewalt einräumt. 

Ich sage offen, daß ich in keinem Umstände eine derartige 
Schwächung unserer Position und eine derartige Erniedrigung 
unseres Volkes in diesem Beiche erblicke wie in der Tatsache ) 
daß fast die gesamte Staatsverwaltung, soweit es sich um die 
Zentralinstanzen handelt, sich in deutschen Händen befindet. 
Das ist ein fürwahr unerträglicher Zustand. Im Parlament 
haben die Deutschen die Majorität nicht. Die Minister 
aber sind insgesamt Deutsche — die Landsmannminister 
ausgenommen — und die Ministerien sind so deutsch, daß es 
für die nichtdeutschen Völker geradezu erniedrigend ist. 

Wir sind freilich daran teilweise selbst schuld. Durch 
unseren passiven Widerstand haben wir den Deutschen die 
Möglichkeit gegeben, sioh in der Zentralregierung derart 
festzusetzen, daß wir nooh lange unter dem Drucke dieses 
zentralistisch - deutschen Begierungsapparats um so mehr 
leiden werden, weil wir nicht rechtzeitig für eine Bemedur 

6* 
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gesorgt haben. Uns interessierte nur der Beiohsrat. Nur um 
die Majorität in der Legislative waren wir besorgt und ver- 
gaSen den bei weitem wichtigeren Faktor in Osterreich : die 
staatliche Verwaltung. In meiner letzten Unterredung mit 
Dr. Eieger vor dessen Tode sprach ich mit ihm über diese 
Angelegenheit, und Dr. Bieger gestand, dafi man sich in der 
Ära Taaffe wenig um den jungen böhmischen Nachwuchs 
für die einzelnen Ministerressorts kümmerte. Wir haben immer 
einen großen poHtischen Kampf um irgendeinen Hofrat oder 
Sektionschef gekämpft und übersahen, daS ein derartiger, 
dem Ministerium oktroyierter, mit dessen Verhältnissen nicht 
vertrauter, allen fremder Beamter a priori alle gegen sich 
hat, und daß es lang dauert und daß er seine besten Kräfte 
erschöpfen muß, bevor er alle Hindernisse überwindet, die 
ihm seine bureaukratischen Kollegen in den Weg legen. 
Freilich, eine starke Individualität verschafft sich schließlich 
Geltung. Allein wie viele gibt es solche? Kommt aber ein 
junger Mann ins Ministerium, avanciert er mit den anderen, 
ist er befähigt und geeignet, dann verschafft er sich schon 
eine bestimmte Stellung und wird er durch die politische 
Partei gegen die Animosität einer gewissen Wiener Koterie 
gedeckt, welche am liebsten alle Ministerien allein beherrschen 
wollte, dann ist er für die Staatsverwaltung, weil er eben 
mehr kennt als bloß das, was im Bereiche des St. Stephans- 
turmes geschieht, und auch für uns eine wertvolle Kraft und 
vermag unsere nationalen Interessen oft ebenso erfolgreich 
zu vertreten wie die politische Partei im Parlament. Die 
wenigen hervorragenden Beamten, die wir haben, begannen 
ihre Karriere als junge, dem Ministerium zugeteilte Beamte, 
die aus Böhmen ohne jedwede politische Protektion nach 
Wien berufen worden sind. Nur durch eigene Fähigkeit und 
durch eigenen Fleiß errangen sie jene Stellung, die sie jetzt 
einnehmen, und niemand wagte es, gegen ihr Avancement 
etwas einzuwenden. 

Und auch wir haben in dieser Hinsicht nicht dasjenige 
getan, was wir hätten tun können, hätte uns nicht daran so 
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lange Zeit das Nachgeben der Parole ,den ßeichsrat nnd 
den ZentraHgmus zerstören« gehindert und wäre dann nach- 
her nicht ein langer Kampf mit dem Ministerium des Doktor _ 
von Koerber gekommen. In der Zeit aber, in der wir der' 
Begiemng nahestanden, verlangten wir in dieser Beziehung 
auf einmal soviel, daß jede Aktion vollständig resultatlos ge- 
blieben ist. In unserer ganzen politischen Geschichte hat es 
keine Aktion gegeben, die mit gröberer Naivität und ünge* 
sohicklichkeit geführt worden wäre. In dieser Hinsicht muß 
eine Bemedur geschaffen werden, und zwar eine gründliche, 
nicht eine oberflächliche. Geradeso, wie wir die Passivität 
gegen den Keichsrat aufgegeben haben und wie wir ver- 
langen müssen, daß wir durch die Wahlreform im gesetz- 
gebenden £örper jenen flang erreichen, der uns zukommt, 
so müssen wir auch fordern, daß unser Volk in der zentralen 
Staatsverwaltung so vertreten werde, wie dies seiner Be- 
deutung für den Staat entspricht. Niemand kann uns die 
Berechtigung absprechen, eine ordentliche Vertretung nicht 
bloß in einem parlamentarischen, sondern auch in einem Be- 
amtenministerium in der Weise zu verlangen, daß auch unseren 
Beamten einige Ressorts anvertraut werden. Wir sind sechs " 
Millionen, die Deutschen nur neun, und wir haben daher das 
volle ßecht, in der Zentralregierung verhältnismäßig vertreten 
zu sein und, wie ich schon gesagt habe, nicht bloß durch 
den Landsmannminister. Eine verhältnismäßige Vertretung 
müssen wir auch im Konzeptstatus der einzelnen Ministerien, 
und zwar durch Beamte böhmischer Nationalität und nicht 
durch mährische Deutsche verlangen, die böhmisch sprechen, 
wie dies in der letzten Zeit stark praktiziert wurde. 

Wir müssen verlangen, daß einzelne Ministerialbeamte, 
soweit das Bedürfnis vorhanden ist, nicht bloß böhmisch 
können, sondern daß sie auch unsere Konnationalen sind, weil 
sie nur auf diese Weise auch unser Leben und unsere Be- 
dürfnisse und somit auch die Aktenstücke verstehen werden. 
Zu deren Verständnis genügt nicht die bloße Kenntnis der 
Sprache — man muß auch die Lebensverhältnisse kennen, 
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aas welchen sie entstanden sind. Ebenso verhält es sich mit 
den vorbereitenden Arbeiten für legislative Akte. Das iinge- 
sonde Verhältnis der zentralistischen Legislatur zu den 
mannigfachen Bedürfnissen einzelner Länder und Völker 
kann nnr auf die Weise einigermafien gemildert werden, 
wenn die Gesetze von Personen vorbereitet werden, welche 
die Verhältnisse kennen, weil sie mitten unter diesen Ver* 
hältnissen gelebt und aufgewachsen, und nicht von Wiener 
Bureaukraten, deren Horizont oft nicht weiter reicht, als 
wohin sie im Sommer auf Ferien gehen. 

Durch Gewalt und Unrecht, durch Ausnutzung unserer 
Schwächen und Fehler hat man den Zentralismus zum Siege 
geführt und uns gezwungen, die Geltendmachung unserer 
nationalen, politischen, kulturellen und wirtschaftlichen For- 
derungen in Wien zu suchen. Und man muß es sich daher 
als natürliche und selbstverständliche Folge gefallen lassen, 
dafi wir an dem Zentralismus jenen Anteil haben wollen, der 
uns zukommt. Und wir müssen diesen Einfluß erringen. Wir 
müssen mit unserem Einfluß wenigstens teilweise aUe Zweige 
der Staatsverwaltung ausfüUen, mag es der Wiener Bureau- 
kratie genehm sein oder nicht. Findet sie aber, daß sie sioh 
den Zentralismus nicht so vorgestellt habe und daß er ihr 
nicht entspricht in der Form, bei der auch die anderen einen 
Anteil an der Macht haben wollen — dann möge man uns 
frei machen, dann möge man uns in den Ländern der 
böhmischen Krone dasjenige geben, was uns gebührt, 
und wir werden in Wien niemand hinderlich sein. Wir 
gehen nach Wien nicht aus Liebe, sondern aus Zwang. 
Müssen wir aber schon einmal hin, dann kann uns für- 
wahr heutzutage die Stellung von Bedienten, Türstehern, 
höchstens Eechnungs- und Kanzleibeamten durchaus nicht 
mehr genügen. 

Ich erblicke in der Stärkung unserer Positionen in Wien, 
einerseits in der Zentralverwaltung und dann im Parlament 
durch die Wahlreform und durch eine positive Politik, einen 
zweifachen Vorteil für unser Volk. 
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Einmal wird der bisherige aussohliefiliob dentsohe Charakter 
des österreiohisohen Zentralismus gesohwächt, was dooh für 
das Volk ersprieSlioher ist, wenn wir schon nicht die Kraft 
haben, ihn mit einem Schlage zu beseitigen, das anderemal 
erblicke ich in einer derartigen Veränderung des Charakters 
des Zentralismus eine Hoffnung auf die Dezentralisierung 
und auf die endliche Erfüllung unserer nationalen Wünsche. 
Durch den definitiven Verlust der Majorität im Beichsrat — 
daran kann nach den schon heute kundgegebenen Stimmen 
nicht mehr gezweifelt werden — werden die Deutschen das 
Interesse an dem zentralistisohen Parlament verlieren, das 
sie bis zum heutigen Tage daran hatten, weil sie noch immer 
ho£fen konnten, daß sie mit Hilfe der Italiener und bei einer 
Vereinigung aller deutschen Parteien zu einer positiven Politik 
das Übergewicht im Beiohsrat erreichen könnten. Werden 
sie aber und auch die deutsche Bureaukratie in Wien sehen, 
daß die Parteien, welche eine ziffermäßige, wenn auch nicht 
organisierte Majorität im Beiohsrat haben, entschieden zu 
verlangen anfangen werden, daß in die Ministerkanzleien im 
proportioneilen Verhältnis zur Bevölkerung auch Beamte der 
einzelnen Völker berufen werden, dann wird dieser neue 
Stand der Dinge in Wien gar viel von seinem Beiz für die 
Deutschen verlieren, von denen ein großer Teü durchaus 
nicht zentralistisch ist und zentralistisch bisher nur aus 
nationalen Gründen gewesen ist. Die natürliche Folge hiervon 
muß das Bestreben sein, in einzehien Kronländem zu einem 
nationalen Ausgleich auf Grundlage des Schutzes einzehier 
Volksstämme zu gelangen und dann die Übertragung all 
dessen, was notgedrungen vor das Forum des Beiohsrates 
nicht gehört, in die Kompetenz der Landtage. Das wird aller- 
dings nur unter der Bedingung möglich sein, daß der gesetz- 
gebende Charakter der heutigen Landtage sein klares Gepräge 
in der Verantwortlichkeit der Statthalter den Landtagen 
gegenüber in bezug auf deren gesetzgebende Wirksamkeit 
im Sinne des Antrages erhält, den ich im Landtage des 
Königreiches Böhmen gestellt habe. So werden wir wieder 
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ein bedeutsames Stück auf dem Wege zur Föderalisierung 
des Seiches vorwärts kommen. 

Ich brauche es wohl nicht zu betonen, daß es die Haupt- 
aufgabe der böhmischen Abgeordneten sein wird, in dieser 
Angelegenheit alle Umstände auszunutzen, die dafür geeignet 
sind, die Beform des inneren G-efüges Österreichs in dieser 
Eichtung zu fördern. Und da würde ich wünschen, daß unser 
Volk sich endlich zum Bewußtsein bringe, daß, je größer 
unsere Bedeutung im Eeichsrate sein wird — und die hängt 
nicht bloß von der Ziffer, sondern in gleichem Maße von 
einer verständigen und geschickten Politik ab, die sich hüten 
wird, alle Welt durch geschmacklosen Sadikalismus starker 
Ausdrücke und stürmischer Auftritte abzustoßen, sondern 
trachten wird, durch die innere Berechtigung, durch die 
Wahrheit und Gerechtigkeit ihrer Bestrebungen werbend zu 
wirken — um so begründeter die Hofihung erscheint, daß die 
Entwicklung der Dinge tatsächlich auf diesem Wege vor sich 
gehen wird. Bei uns wird leider das radikale, oft leere und 
hohle Gerede überschätzt und goutiert und die Bedeutung 
verständiger Argumente unterschätzt. Eine volkstümliche, 
wahrhaft freisinnige, in der Bekämpfung eines jeden Unrechtes 
rücksichtslose Politik, möge dieses Unrecht an dem einen 
oder an dem anderen Volk, an der einen oder an der anderen 
Klasse der Gesellschaft verübt werden, eine Politik des 
sozialen Fortschrittes, welche nicht zurückschreckt vor neuen 
Gedanken, vor neuen Bestrebungen, sondern ihnen, insoweit 
sie berechtigt sind, entgegenkommt, um sie in das Geleise 
einer ruhigen und gesicherten Entwicklung zu bringen, eine 
Politik, die in nationaler Hinsicht kein Vorrecht anstrebt, 
sondern nur gleiche Gerechtigkeit für alle, eine Politik, 
welche nicht bloß auf sich selbst und auf Augenblickerfolge 
bedacht ist, sondern auch auf andere und auf den gesamten 
Staat Rücksicht nimmt: eine solche Politik wird weit mehr 
Sympathien unserer Bewegung nach einer Transformation 
Österreichs auf natürlichen und historischen Grundlagen 
gewinnen als noch so radikale Beden und im äußersten Falle 
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das Zerschlagen der Pulte oder die Anwendung von Gewalt 
im Parlament. 

Wie die Verhältnisse heute sind — vielleicht werden sie 
in der Zukunft anders sein, allein in dieser Hinsicht kann 
niemand eine bestimmte Voraussage machen — sind wir 
nicht stark genug, um eine UmbUdung Österreichs zu er- 
zwingen, aber dafür ist unsere Idee von einer verständigen 
Einrichtung des Staates, von der Gerechtigkeit zu allen 
Völkerschaften, von der Sioherstellung aller nationalen Minori- 
täten, von der Vermehrung der Kompetenz der Landtage und 
der ihr entsprechenden Dezentralisation der Verwaltung so 
stark, ihre innere Berechtigung so überzeugend, daß sie nur 
durch eine energische, aber auch besonnene Delegation kon- 
sequent durchgeführt zu werden braucht, um auch bei anderen 
jenes Verständnis zu finden, welches unerläßlich ist, damit 
sie zur Tat werde. Man wird mir vielleicht einwenden, daß 
ich mich zu sehr auf Vemunftsgründe verlasse. Das ist wahr 
— vielleicht ist darin ein. übermäßiger Subjektivismus. Auf 
mich wenigstens hat bisher kein Lärm und keine stürmische 
Entschiedenheit Eindruck gemacht — wohl aber imponiert 
mir jederzeit ein vernünftiges Argument, mag es auch vom 
einfachsten Menschen vorgebracht werden. Allerdings gibt 
es Menschen, welche Vemunftsgründen unzugänglich sind, 
weil sie fühlen, daß sie selbst auf diesem Wege wohl kaum 
jemand zu überzeugen vermöchten, und dann ist es eben 
leichter, sich in radikaler, unbeugsamer Entschiedenheit 
hervorzutun als in ernster Arbeit, besonders wenn die parla- 
mentarischen Gewohnheiten derart verroht sind wie bei uns, 
wo es leicht möglich ist, Lorbeeren zu sammeln ohne jegliche 
seriöse Vorbereitung für das politische Leben — allein 
schließlich entscheiden denn doch über Politik diejenigen, 
die Erfahrung und Verstand besitzen, und nicht diejenigen, 
die gesunde Lungen zuia Schreien und zum Pfeifen haben 
oder eine so undurchdringliche, aus der innersten Überzeugung 
gefügte Panzerung besitzen, daß auch nicht ein einziger Ver- 
nunffcsgrund sie zu durchdringen vermag. Es ist ein wahres 
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Glück, daS ihr hohles Pathos auch der minderscharfblickende 
Beobachter am Ende herausfühlt, sonst wären derartige Iieute 
eine wahre Pestplage für eine jede Politik. Übrigens, sie 
fügen ohnehin mehr Schaden zu, als man oft anzunehmen 
geneigt ist. 

So sprechen denn alle Gründe für eine positive Politik 
der böhmischen Delegation im Keichsrate, und nur von dem 
Geschicke, mit dem sie geführt werden wird, wird es ab- 
hängen, ob sie uns zu einer derartigen Stellung im Beiohe 
verhelfen wird, damit die gesamte österreichische Politik im 
Geiste jener Grundsätze geleitet werde, die das böhmische 
Volk zu allen Zeiten treu verteidigt hat, im Geiste der Ge- 
rechtigkeit allen Völkern gegenüber, in einem wahrhaft frei- 
sinnigen Geiste, und dafi sie durch eine energische Dezentrali- 
sation dem Endziele unserer Politik entgegengehe : zur Wieder- 
herstellung des Beiches auf Grundlage der historischen Bechte 
und der modernen Bedürfhisse der einzelnen Königreiche und 
Länder und des gesamten Staates. 

Es versteht sich wohl von selbst, dafi das Ziel einer 
solchen Politik nicht bloS darin bestehen kann, die alten, 
historischen Hechte unserem Volke wieder herzugeben, sondern 
darin, das ganze Beich gesund zu machen und es hierdurch 
innerlich so zu stärken, daß es durch eigene Kraft allen 
inneren und äußeren Feinden Trotz bieten könnte. Auch in 
dieser Hinsicht muß manches geklärt werden und es muß 
eine gewisse Zwiespältigkeit beseitigt werden, die durch die 
österreichische Politik dem böhmischen Volke gegenüber 
verschuldet worden ist In Wien hält man uns so oft den 
Mangel an österreichischem Patriotismus vor. Mit Becht. Wir 
glauben nämlich, bessere Freunde Österreichs zu sein, wenn 
wir jenen österreichischen Patriotismus im Wiener zentra- 
listischen Sinne nicht haben und nicht haben können, als 
wenn wir aus opportunistischen Gründen das Gegenteil vor- 
schützen würden. 

Im Wiener Patriotismus liegt auch nicht das österreichische 
Problem. Das liegt tiefer und läßt sich nicht auf so einfache 
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Weise lösen, wie es der Respekt vor gewissen Farben, Em- 
Memen usw. ist, wie man die Sache manchmal so oberfläch- 
lich hinzustellen beliebt. Das österreichische Problem besteht 
darin, daß der ausschließlich böhmische, polnische, slovenische, 
deutsche Patriotismus zugleich eo ipso gut österreichisch sei, 
oder mit anderen Worten, wenn wir unsere Verhältnisse in 
Betracht ziehen, daß das böhmische Volk sich so glücklich 
und für die Zukunft in Österreich so gesichert fühle, daß es 
in der gesicherten Existenz des Beiches, in dessen Stärke 
und Kraft auch seine eigene Eraft^ seine Entwicklungsföhig- 
keit und seine gesicherte Zukunft erblicke. 

Von uns Liebe zu verlangen zum Osterreich von gestern 
und heute, aus dem man in Wien eine Negation all dessen 
gemacht hat, was dem böhmischen Volke das Teuerste ist, 
zu jenem zentralistisch-germanisierenden Osterreich, das uns 
trotz aller Zusicherungen, trotz aller Eide und geltender 
Spechte unser staatliches Selbstbestimmungsrecht genommen 
hat, welches sich solang der Entwicklung und Erstarkung 
unseres Volkes widersetzte und welches in uns niemals das- 
jenige zu sehen vermochte, was wir seit Jahrhunderten waren, 
die bewährteste und sicherste Stütze dieses Beiches — ist 
wahrlich eine Naivität. 

Allein es liegt kein Optimismus in der Überzeugung, daß 
der böhmische Patriotismus, der staatliche und nationale, 
eine stärkere Garantie für die Zukunft der Monarchie bilden 
wird, wenn die österreichische Politik so geführt werden 
wird, daß zwischen dem böhmischen und österreichischen 
Patriotismus keine Dissonanz möglich sein wird. 

Niemand könnte uns verdenken, wenn wir die absolute 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Länder der böhmi- 
schen Krone haben wollten. Wir sind allen unseren Obliegen- 
heiten nachgekommen zum gemeinsamen Beich, wie sie unsere 
Vorfahren bei dessen Bildung übernommen haben. Daß auch 
Wien den seinen nachgekommen wäre, kann nicht gesagt 
werden. Doch will es mir scheinen, daß es doch eine Phantas- 
magorie wäre, an die Bildung eines derartigen selbständigen 
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Beiohes zu denken, wenn Bohon ans keinem anderen Grunde, 
so doch wegen des Widerstandes der Deutschen, die eine 
SO starke ünteTstützung aufierhalb der Grenzen Österreichs 
finden würden, dafi ein verständiger Mensch sich mit solchen 
Träumen gar nicht befassen kann. Das hindert allerdings 
nicht, dafi bei uns Leute auftreten, welche auch das treffen, 
allerdings mit Nachsicht der Pflicht, den Weg zu zeigen, 
der zu einer solchen Selbständigkeit führen würde. Es ist 
die allgemeine Überzeugung aller bei uns politisch ernst 
denkenden Menschen, dafi unter den gegebenen Verhältnissen 
der europäischen und der Weltpolitik die Erhaltung Oster- 
reichs, allerdings eines anderen, innerlich besseren Österreichs, 
das Lebensinteresse unseres Volkes ist. Man mag über die 
alldeutsche Politik wie immer denken, man mag sie über- 
schätzen oder unterschätzen, man mag sie ernst oder leicht 
nehmen, so kann man doch die natürliche und notwendige 
Eichtung der wirtschaftlichen und somit unter den modernen 
politischen Verhältnissen auch politischen Expansion des 
Deutschen Reiches nicht hinwegdisputieren. Durch die Nieder- 
lage Bufilands im fernen Osten haben sich die Verhältnisse 
in dieser Hinsicht noch verschärft. Die deutschen Träume 
von der möglichen Gewinnung neuer Absatzgebiete in China 
sind zum großen Teil für immer begraben. Alles dies wird 
Japan mit der Zeit zumeist allein besorgen. In Afrika macht 
die deutsche Kolonisation keine besonderen Fortschritte, Süd- 
amerika ist durch den Panamerikanismus der Vereinigten 
Staaten, besonders nach Eröffnung des Panamakanals, ernst- 
lich bedroht, und so bleibt für Deutschland nur der nahe 
Osten, der Balkan und Blleinasien übrig und dort bereitet 
sich Deutschland auch mit aller Energie und mit wahrer 
deutscher systematischer Gründlichkeit die Zukunft vor. 
Und zwischen Deutschland und diesem zukünftigen ßefu- 
gium des deutschen Exports liegt Österreich und in erster 
Reihe unser Königreich Böhmen. Man mag in Deutschland 
noch so aufrichtig und noch so loyal alle großdeutschen Aspi- 
rationen in Abrede stellen, man kann doch die Tatsache nicht 
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ans der Welt schaffen, daß aus Deutsohland der nächste und 
verläßlioliste Weg zum nahen Osten durch Österreich führt, 
dafi Deutschland zu dieser seiner wirtschaftlichen Politik im 
Osten eines Hafens im mittelländischen Meere bedarf und 
daß es somit nur eine logische Konsequenz der gegebenen 
Verhältnisse ist, wenn Deutschland Sorge dafür tragen wird, 
dafi es diesen Weg nach dem Orient zu Wasser und zu Land 
wenigstens wirtschafbUch beherrsche, und daß eine derartige 
wirtschaftliche Beherrschung eines bestimmten Gebietes auch 
den politischen Einfluß zur Folge hat, darüber kann wohl 
naoh den historischen Erfahrungen auch nicht der leiseste 
Zweifel obwalten. Deutschland muß dahin wirken, daß Oster- 
reich sich zu ihm in ein Verhältnis stelle, damit es mit den 
österreichischen Bahnen wie mit den seinen und mit Triest 
wie mit seinem Hafen rechnen könne. Den Weg hierzu bildet 
die engste Zollunion — und die Folge einer solchen Zoll- 
union ist die politische Abhängigkeit des Schwächeren vom 
Stärkeren. 

Das sind keine Phantasien, das sind lediglich logische 
Schlüsse aus den gegebenen Verhältnissen — und ich fürchte, 
daß sie beschleunigt werden von dem Augenblick an, in dem 
es den Ungarn gelingen sollte, ein selbständiges Zollgebiet 
zu erlangen. Die zisleithanische Industrie wird sich auch 
vor der deutschen Konkurrenz in Ungarn schützen müssen 
und der Weg hierzu ist gegeben: eine Vereinbarung be- 
treffend die Zolleinigung mit Deutschland. 

AU das hintanzuhalten, ist geradezu das Lebensinteresse 
des böhmischen Volkes — und der habsburgischen Dynastie. 
Eigentlich auch der Ungarn, allein diese sind von dem olig- 
archischen Kampfe gegen die Krone und von dem magya- 
rischen Imperialismus auf dem Balkan derart geblendet, daß 
sie die gemeinsame Gefahr nicht sehen, welche ihnen zu- 
gleich mit uns und mit der Dynastie droht. In ihrer magya- 
rischen Eitelkeit glauben sie, die deutsche Sturmflut werde 
an der Leitha Halt machen. . . . Deutschland baut die Bagdad- 
Bahn, eine Unternehmung von ausschlaggebender Bedeutung 
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in der Weltpolitik, als der direkte Weg von Mitteleuropa 
zum persischen Meerbusen und nach Indien, Deutschland hat 
durch seine aufierordentlich geschickte Politik entscheidenden 
Einfluß in der Türkei gewonnen, deutscher Handel, deutsche 
Industrie und deutsche Banken fassen immer stärkere Wurzeln 
in den slavischen Balkanstaaten, und da wollen die Magyaren 
mit ihrer antislavischen Politik entscheidenden Einfluß auf 
dem Balkan gewinnen!? Es ist übrigens nicht meine Sache, 
mir den magyarischen Kopf zu zerbrechen — mir handelt 
es sich um die Zukunft unseres Volkes. Niemand wird das 
jedermann klare und sichtbare Faktum in Abrede stellen, 
daß unser Volk in Osterreich relativ noch unter den besten 
Bedingungen für seine kulturelle, politische und wirtschaft- 
liche Entwicklung leben kann. Nach den Deutschen sind wir 
das zahlreichste Volk in Österreich und nach unserer kulturellen 
und wirtschaftlichen Bedeutung sind wir ein Faktor, mit dem 
eine jede Regierung rechnen muß und in dem eine weit- 
blickende österreichische Politik die festeste Stütze der Un- 
abhängigkeit und Selbständigkeit des Reiches erblicken xnußy 
so daß sie im eigensten Interesse auf die Stärkung und 
Hebung unseres Volkes wird bedacht sein müssen. Ist dies 
bisher nicht geschehen, so dürfen wir denn doch die Hoffiiung 
nicht aufgeben, man werde endlich einsehen, wo des Seiches 
Lebensinteresse ist. Wir unserseits müssen uns bestreben, 
das Reich auf diesen Weg zu bringen. Jede Schwächung 
Österreichs bedeutet rebus sie stantibus eine Stärkung des 
Einflusses Deutschlands, für unser Volk aber die Schwächung 
seiner Bedeutung und die Stärkung derjenigen, die von nichts 
anderem träumen, als wie sie uns unter ein rücksichtsloses, 
germanisierendes Regime bringen könnten. Deshalb ist es 
keine Konopischter Politik*), wie in geradezu komischer 



*) lo den letzten Tagen habe ich allerdings gehört, man hätte mir eine 
Konopischter Politik deshalb yorgehalten, weil man glaubte, ich wäre für 
den „ Konopischter *< Klerikalismus eingetreten. Das ist allerdings eine sonder- 
bare Zumutung. Der Kaiser ist gewifi ein ebenso gläubiger Katholik wie 
der Thronfolger und hat dennoch die Maigesetze und die Kirchenvorlagen 
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Weise — ich bitte um Entschuldigung für den nicht ganz 
parlamentarischen Ausdruck, aber ich habe keinen passenderen 
-~ darüber in verschiedenen Blättern geschrieben wird, 
sondern die unter den gegebenen Verhältnissen einzig mög* 
liohe böhmische Politik: aus allen Kräften dahin zu wirken, 
dafi Österreich innerlich und somit auch äußerlich kräftig 
xuid stark werde und sich aus jeder BeeinfluiJung seitens 
Deutschlands emanzipiere. Nicht in der Dreibundpolitik liejrt 
eine Ge&hr für öslrreich. sondern in der Poütik einfs 
schwachen, innerlich zerwühlten Staates, der notgedrungen, 
wenn auch gegen seine bessere Erkenntnis, Stütze bei den 
Stärkeren suchen muß, weil er durch seine Schwäche die 
Möglichkeit einer selbständigen Politik nach außen verliert. 
Durch die Verständigung mit Bußland ist Österreich zwar 
international stärker und unabhängiger geworden, allein durch 
die innere Schwäche und Zerfahrenheit würde es wieder an 
seinem Prestige verlieren, weil die innere Schwächung nicht 
ohne Einfluß auf die Fähigkeit zur Selbstverteidigung im 
kritischen Augenblicke bleiben könnte, und da uns natür* 
licherweise der Einfluß eines starken, mächtigen Deutschlands 
geographisch der gefahrlichste ist, deshalb fürchte ich im 
Interesse unseres Volkes, daß Österreich durch eine selbst- 
mörderische Politik im Innern seine Grundlagen selbst unter- 



in Ungarn unterzeichnet. Über die Richtung der Politik entscheidet am 
Ende denn doch nur die Mehrheit im Parlament, die Volksstimmung und 
nicht der Monarch. Dafür hat aber der Monarch und der Thronfolger ge- 
wiß einen Anspruch auf gleiche Respektierung ihrer innersten Überzeugung 
und ihres Olaubens wie jedermann von uns. Sollte sich jedoch diese Über^ 
sengnng zu einer praktischen klerikalen Politik verdichten, dann allerdings, 
aber erst dann, würde für diejenigen, welche nicht klerikal sind, die Pflicht 
erstehen, sich eur Wehr zu setzen. So fasse ich wenigstens den Liberalismus 
auf. Und daß ich im Kampfe gegen das alldeutsche „Los von Rom" keine 
wahrhaft religiöse Bewegung bekämpfen wollte, das noch im besonderen zu 
versichern, halte ich wahrlich für eine überflüssige Sache. In Herrn SchQ;nerer, 
Franko Stein und Konsorten die Apostel einer religiösen Bewegung zu 
sehen, dazu fehlt mir, aufrichtig gestanden, die notwendige Naivität des 
Glaubens. Vielleicht gibt es solche, wie ich bin, mehrere. 
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graben könnte, und so glaube ich, daß es die Pflicht der 
böhmischen Politik ist, überall die Hand zu bieten, wo es 
sich um eine wirkliche Stärkung des Beiches handelt, wenn 
man allerdings endlich in Wien zur Überzeugung gelangt 
sein wird, daß es denn doch keine kluge Politik ist, die Be- 
strebungen jener zu unterstützen, die wollen, daß Österreich, 
zumindest nach außen seinem amtlichen Anstrich nach ein 
deutscher Staat sei. Dafür konnten einst Gründe angeführt 
werden, als Österreich um das Primat in Deutschland rang, 
wozu notwendig war, daß Deutschland im Vergleiche mit 
Österreich nicht aUzu deutsch erscheine — nach Sedan je- 
doch ist es für Österreich ein direktes Gebot der Selbster- 
haltung, alles zu tun, damit es seinen deutschen Charakter 
verliere, daß es kein deutscher Staat sei, weil der nationale 
Gedanke seine staatenbildende Kraft noch nicht verloren hat 
und weil es ein natürliches, durch nichts abänderliches Ge- 
setz ist, daß der Stärkere den Schwächeren absorbiert, der 
stärkere deutsch^ Staat den schwächeren deutschen Staat. 
Im Interesse seiner Selbsterhaltung muß Österreich bestrebt 
sein, kein einheitlicher Nationalstaat, sondern ein Staat sui 
generis zu sein, ein Staat, in dem alle seine Völker glücklich 
und zufrieden wären. 

Freilich weiß ich ganz gut, daß die Erhaltung der äußeren 
Selbständigkeit Österreichs im Interesse ganz Europas gelegen 
und eine Frage des internationalen Gleichgewichts ist — ich 
habe in diesem Sinne auch in der Bevue de Paris und in 
der National Beview geschrieben — und bin überzeugt, daß 
jeder Versuch Deutschlands, Österreich mit Gewalt einzu- 
nehmen, auf einen Widerstand stoßen würde, dem Deutsch- 
land kaum gewachsen wäre — allein ich befürchte weit mehr 
eine allmähliche friedliche Erstarkung des Einflusses Deutsch- 
lands in Osterreich, welche natumotwendig ein dauerhaftes 
Übergewicht der Deutschen bei uns zur Folge haben müßte. 
Ich fürchte insbesondere jedwede Zollannäherung, die einen 
Programmpunkt der großen Majorität der deutschen Parteien 
Österreichs bildet. 
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Von diesem Standpunkt betrachte ich auch, wie bereits 
erwähnt, die Bildung eines selbständigen ungarischen Zoll- 
gebiets für uns als sehr gefährlich, weil sie die deutschen 
Bestrebungen nach einer Zollannäherung an Deutschland nur 
fordern könnte. In Europa könnte eigentlich niemand 
protestieren, wenn der Traum der Alldeutschen in Erfüllung 
ginge und Zisleithanien in eine Zollunion mit Deutschland 
träte, weil es sich um eine interne wirtschaftliche Angelegen- 
heit beider Reiche handeln würde — und das wäre das Ende 
der wirtschaftlichen und hiermit auch der politischen Selb- 
ständigkeit Österreichs. Welche Folgen das für unser Volk 
hätte, darüber zu schreiben, ist wohl überflüssig. Erblicke 
ich somit eine gewisse Surzsichtigkeit in der Politik mancher 
böhmischer Kreise, die natürlich aus Antipathie gegen das 
zentralistische Wien mit der ungarischen Unabhängigkeits- 
partei sympathisieren, so geschieht es fürwahr nicht aus 
Liebe zu demselben Wien, die ich bisher in meinem Innern 
trotz genauester Prüfung meiner Gefühle nicht entdecken 
konnte, wiewohl sie mir so oft vorgeworfen wird, sondern 
aus berechtigter Furcht um die Zukunft unseres Volkes. Ich 
weiß zwar, daß ein innerlich starkes Volk schließlich auch 
noch so schwere Verfolgungen übersteht, allein ich kann 
mich des Gefühles nicht erwehren, daß unser Volk schon zu 
viele solche Prüfungen durchgemacht hat, damit es diejenigen, 
die für seine Politik verantwortlich sind, leichtfertig der 
Gefahr neuer Entbehrungen und neuer Prüfungen, die an 
seine Lebensexistenz gehen würden, aussetzen könnten. 

Es gibt keinen anderen Ausweg : Die Lage unseres Volkes 
im Herzen Europas und die Gestaltung der internationalen 
Machtverhältnisse nötigt uns mehr denn je, in einem starken, 
innerlich gesunden Österreich die besten Garantien der Zu- 
kunft unseres Volkes zu suchen. Ich glaube den Worten 
Palaok^s und seinem festen Glauben an den Bestand seines 
Volkes, allein ich glaube, daß es denn doch für uns besser 
wäre, wenn wir die Prüfung über die Wahrheit dieser großen 
Worte nicht bestehen müßten . . . 

Kram&f, Anmerkungen zur böhmischen Politik. 7 
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Allerdings braaohe ich wohl nicht hinzuzufügen, daß eine 
solche grofie Bedeutung für uns nur ein solches Österreich 
haben kann, das nicht deutsch, sondern gerecht zu allen 
Völkern sein will. Allein ebenso, will mir scheinen, klar und 
ersichtlich ist es, daS es in unserem eigensten Interesse 
gelegen ist, aus allen unseren Kräften dazu beizutragen, daß 
Österreich so werde. Und das ist, meines bescheidenen 
Erachtens, nur möglich auf dem Wege jener positiven Politik, 
die ich oben auseinandergesetzt habe. 

In diesem Sinne lasse ich mir auch gerne den Vorwurf 
gefallen, dafi die von mir vertretene Politik österreichisch 
ist. Sie ist es auch bis zu einem gewissen Maße, allerdings 
unter dem Vorbehalte, daß das Wort „österreichische Politik* 
nicht mehr die kurzsichtige Politik der Unterdrückung un- 
seres Volkes, des kleinlichen, engherzigen deutsch-zentralisti- 
»ohen Bureaukratismus bedeutet, und auch nicht die Politik 
nicht eingehaltener Versprechungen und getäuschter Hoff- 
nungen — wohl aber eine ehrliche und offene Politik des 
gleichen Eechtes aller Völker, eine auf den historischen 
Grundlagen des Eeiches aufgebaute Politik und eine Politik 
einer modernen, wahrhaft fortschrittlichen kulturellen und 
wirtschaftlichen Entwicklung. 

Und ich glaube nicht fehlzugehen, wenn ich sage, daß 
die überwiegende Majorität des böhmischen Volkes des bitteren 
Beigeschmackes, welcher dem Wort „österreichisch" bisher 
innegewohnt hat, nicht achten würde, wenn die Politik des 
Reiches so wäre, wie ich sie darzustellen versucht habe. Es 
ist aber das traurigste Zeugnis für die österreichischen Staats- 
männer, daß sie in den Herzen des gesamten böhmischen 
Volkes, in den Herzen unser aller so wenig Sympathien zum 
gemeinsamen Reich zu wecken verstanden haben. Hoffen wir, 
daß sie endlich bessere Wege betreten, und ich darf wohl 
sagen, daß das böhmische Volk ihnen bereitwillig hierzu die 
Hand reichen wird. Wohl muß betont werden, daß die Lage 
Österreichs nicht danach angetan ist, daß es gefahrlos die 
Anbahnung einer neuen, verständigeren Politik aufschieben 
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könnte, als es die bisherige war, bei der am meisten 
verwxindert, daß sie das alte Reich noch nicht ganz vernichtet 
hat. Dessen Wurzeln scheinen denn doch tiefer und gesünder 
zu sein, als man gemeiniglich dafür hält. 



Man wird mir endlich vorhalten, daß die von mir ver- 
teidigte Politik keine slavische sei, weil Österreich immer 
der größte Feind der Slaven gewesen ist. Auch das ist wahr 
und niemand fallt es ein, es in Abrede zu stellen. Im Gegen- 
teil. Als es sich nach dem Frieden von Po2arevac um die 
Einrichtung des serbischen, Österreich zugefallenen Belgrad 
handelte, gründete man in Belgrad eine «deutsche Stadt'', 
welche eine Vormauer des Deutschtums und des Katholizis- 
mus sein sollte.*) Und diese Politik, welche auch innerhalb 
des Kelches die leitende gewesen ist, war und ist die Ur- 
sache, daß Österreich durchaus nicht die historische Mission 
erfüllen konnte, der Beschützer der Slaven auf dem Balkan 
zu sein und sie an sich zu fesseln. Die Befreiung, die es 
ihnen brachte, fürchteten sie fast ebenso wie die Unterwerfung 
unter die Türken, unter welchen die zeitweiligen Grausam- 
keiten durch die Sorglosigkeit und Käuflichkeit der Beamten 
^gemildert" wurden. Und in jüngster Zeit ist noch die Gefahr 
der Magyarisierung hinzugetreten. Aon der den Italienern 
gegen die Slaven gewährten Unterstützung gar nicht zu 
reden. Auf der ganzen Linie ein einheitliches, entschiedenes 
Vorgehen gegen die Slaven. Und da gestehe ich aufrichtig, 
daß ein wahrhaft slavisch denkender Mensch, und zu diesen 



*) Kaiserlicher Befehl an die Administration in Servien über die Ein- 
richtung des ciyicum in der ^teutschen Stadt Belgrad" „• • • ^ Unser Ab- 
seben ist und es dabey ohnveranderlich zu Verbleiben hat, daß allda zu 
Belgrad als dem äußersten Gräniz-orth und Yormaur der ganzen Christen- 
heit die Teutsche nation allezeit die principalste, tarn quoad activitatem 
quam numerum seyn muesse." (18. Februar 1724. Hofkammerarchiv 
Ungarn 1724.) Die Administration der Pfarre wurde Jesuiten anvertraut 

7* 
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zähle ich mich, eine grofie Selbstbeherrschung besitzen moS, 
wenn er sich mit solcher Entschiedenheit dafür entscheiden 
soll, einer Politik das Wort zu reden, welche schließlich Oster- 
reich stärker und mächtiger machen soll, als es bisher ge- 
wesen ist. Und das ist um so schwieriger in einem Augen- 
blicke, in dem durch die Einführung der Nationalvertretung 
in ^Rußland und durch die größere Freiheit, welche, wie ich 
fest hoffe, den Polen gewährt werden wird, sich ganz neue, 
lichtere Perspektiven in bezug auf die slavische Frage er- 
öflBien. Die zwei mächtigsten Faktoren der bisherigen gegen- 
seitigen Beziehungen der slavischen Völker: die russische 
Bureaukratie, die rein höfische russische Politik, die trotz 
der Allianz mit Frankreich dennoch mit Herz und Gefühl 
dem Berliner Hofe nahestand, und das orthodoxe, unter dem 
Protektorat des allmächtigen heiligen Synods starke Slaven- 
tum, somit alles, was auf der einen Seite das of&zielle Buß- 
land ausmachte, und auf der anderen Seite der grenzenlose 
Haß der Polen gegen Rußland, werden wohl in der nächsten 
Zukunft aufhören, die bisher entscheidende Bolle zu spielen. 
Die Konsequenzen dieser Veränderung, die geradezu unab- 
sehbar sind in ihrer großen historischen Bedeutung, werden 
sich allerdings nicht gleich einstellen, weil es lang dauern 
wird, bevor auf den Trümmern der alten Welt eine neue 
emporwachsen wird. Manchenorts wird ein dichter schwarzer 
Qualm an der Stelle emporsteigen, an der ein Weltbrand den 
stolzen Bau des russischen Autokratismus zerstört und ver- 
nichtet hat, und manches ersticken, was kaum noch im Keime 
ist — allein schließlich wird doch nur das Neuere und Bessere 
siegen und Rußland wird ein gesunder und mächtiger slavisoher 
Staat werden, in welchem die Polen die verläßlichste Stütze 
gegen die Germanisation erblicken werden. Die Folgen dieser 
Veränderung in der slavischen Welt sind einfach unabsehbar 
— und es ist nicht ausgeschlossen, daß so manche, die über 
die Niederlage Rußlands im fernen Osten frohlockten, durch 
die Folgen dieser Niederlage sehr unangenehm berührt sein 
werden. 



— 101 — 

loh will sie nicht weiter ausspinnen, weil mich das allzu- 
weit führen würde. AUein ich habe sie angedeutet, damit es 
klar werde, daß ich von der künftigen böhmischen Politik 
nicht rede, ohne darauf Bedacht zu nehmen, was auf sie von 
geradezu entscheidendem Einflüsse in ganz anderer Richtung 
sein könnte, als diejenige ist, die ich verteidige. Da ich je- 
doch nicht gewohnt bin, mich um eine Frage, und wäre sie 
noch so heikel, mit furchtsamer Scheu herumzudrücken, und 
da ich auch nicht genug Diplomat bin, um zu glauben, daß 
irgendeine Frage deshalb nicht existiert, weil ich sie nicht 
sehen will, so werde ich die Frage rücksichtslos und direkt 
stellen. Sollen wir mit Rücksicht auf die neuen, fundamen- 
talen Veränderungen im Slaventum, sollen wir mit Rücksicht 
anf die begründete Erwartung, daß Rußland und die russische 
Politik slavischer werden und daß das Schicksal der Polen 
aufhören wird, eine ewig blutende Wunde auf dem slavischen 
Körper zu sein, alle HoflEaungen aufgeben auf eine Ver- 
änderung der inneren Politik Österreichs, und sollen wir alle 
unsere Hoffnungen auf das in seiner Wiedergeburt begriffene 
Slaventum konzentrieren? Eine solche Politik, glaube ich, 
würde den Interessen des böhmischen Volkes nicht ent- 
sprechen. Sie hätte nur dann einen Sinn, wenn wir in der 
slavischen Welt ein führendes Element sein könnten, Pio- 
niere neuer Richtungen in der slavischen Politik. 

Hierzu fehlt uns fast alles, vor allem ein eigener Staat. 
Eine solche Aufgabe konnte Preußen oder Piemont zufallen, 
aber nicht einem Volke, das nicht einmal in dem wieder- 
hergestellten böhmischen Staat das allein entscheidende 
Element wäre. Das wäre somit eine Utopie. Allein auch 
nach der negativen Richtung hin können wir nicht hoffen, 
daß wir durch unser Leiden die Ursache einer elementaren 
Evolution des Slaventums werden könnten, wie es die bul- 
garische Raja vor dem russisch - bulgarischen Kriege ge- 
wesen ist. 

Auch die lebhafteste Phantasie unserer Radikalen vermag 
ein derartiges Bild unserer Leiden nicht zu malen, daß es auch 
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bei den blatsverwandten sktvisohen Yölkem eine Bewegung 
hervormfen könnte, die zn Weltereignissen fthren würde. Es 
geht somit weder positiv noch negativ. Die fahrende Bolle 
m Slaventom wird Baßland haben and niemand anderer, und 
nnr mit der rassischen Politik mofi for die Zokanft gerechnet 
werden. Die aber wird lange, lange nüchtern and kühl bleiben 
and wird nicht romantische Wege einschlagen — der Ausflug 
in den fernen Osten hat alle allzu heißblütigen Hoffnungen 
auf die „unbegrenzten Möglichkeiten* des kolossalen Beiches 
abgekühlt. Bufiland muß sich selbst zuerst vom Grund aus 
transformieren. Der Mu2ik muß, soweit dies überhaupt möglich 
ist, durch die Kultur neugeboren werden. Darin liegt das 
russische kulturelle und wirtschaftliche und daher auch 
politische Problem. 

Die Arbeit, welche das neue Bußland erwartet, wird also 
eine große, lange und schwere sein. Es wird dabei allerdings 
zusehends erstarken und wird wieder unter den Großmächten 
Europas jenen Bang einnehmen, den es für den Augenblick 
verloren. Allerdings, die Tatsache allein, daß Bußland 
slavischer und innerlich starker sein wird als bisher, wird 
für uns, die übrigen Slaven, von großer Bedeutung sein — 
geradeso wie es der Fall für die hierländischen Deutschen 
die Erstarkung des Deutschtums nach Sedan war. Doch das 
wird ungefähr alles sein, was in absehbarer Zukunft Bußland 
für die Slaven wird tun können. Bußland wird sich zwar 
wieder dem nahen Orient zuwenden — allein der bedeutet 
für Bußland nicht mehr bloß die Balkanhalbinsel, sondern 
Kleinasien, an welches der Kaukasus und Persien grenzen, 
welches für die russische Industrie von so großer Bedeutung 
ist, nicht zu reden vom persischen Meerbusen, der denn doch 
das nächste Ausfalltor Bußlands ist zu einem eisfreien Hafen. 
Durch alle diese angeführten Momente sind auch die Bedin- 
gungen für unsere Politik und zugleich auch die Antwort 
auf die Frage gegeben, die ich gestellt habe. Auch heutzu- 
tage, in neuen Verhältnissen, ist dem Bealpolitiker der Boman- 
tismus in der slavischen Frage nicht erlaubt. Für absehbare 
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Zukunft gilt dasselbe, was bisher gegolten : dafi das böhmische 
Volk dem Slaventum einen unschätzbaren Dienst schon 
dadurch erweist, dafi es da ist, dafi es als lebendiger Keil 
das Deutschtum trennt und dafi es somit seine vorderste 
slavisohe Pflicht ist, so stark; gesund und fest zu sein, dafi 
auch nicht die geringste Besorgnis aufkomme, es werde je 
dem deutschen Drucke nachgeben. Niemand hat für das 
Slaventum mehr getan als das böhmische Volk dadurch, dafi 
es sich im Herzen Europas trotz aller Unterdrückungen und 
Qualen erhalten hat, und nicht blofi das, sondern dafi es auch 
mit fester Zuversicht der Zukunft entgegensehen kann, diese 
Position auch für aUe Zeiten zu erhalten. Jede Stärkung 
des böhmischen Volkes ist somit auch ein Erfolg für das 
Slaventum. 

Allein, da wirft sich eine zweite Frage auf. Gereicht die 
Erhaltung eines innerlich starken Osterreich dem Slaventum 
nicht zum Schaden? Wie heute die Verhältnisse stehen, 
bezweifle ich. Allerdings setze ich voraus, was ich vielleicht 
schon zum Überdrufi wiederholt habe, ein zu seinen Völkern 
gerechtes Österreich, weil nur ein solches innerlich stark 
sein kann. Bleibt es so, wie es bisher gewesen, germanisierend, 
und seinen Völkern gegenüber nur insofern weniger zuge- 
knöpft und feindschaftlich, als es sich diese durch ihren 
Widerstand erzwingen, dann ist seine Zukunft trotz allem 
Interesse, das so viele an seiner Erhaltung haben, mehr als 
problematisch. Mit der natürlichen Entwicklung des Nationa- 
lismus gravitieren die Deutschen zu einer engeren Annähe- 
rung an das übrige Deutschtum, und die Slaven hätten an 
der Erhaltung der Monarchie, die ihnen eine grausame 
Stiefmutter wäre, gar kein Interesse und werden auch 
durch die Logik der Tatsachen, für welche sie nicht verant- 
wortlich sind, gezwungen, eine bessere Zukunft aufierhalb 
Österreichs suchen. 

Die geographische Lage unseres Volkes, und aufier uns 
noch der Slovenen, wäre allerdings wenig beneidenswert, 
wenn das Eeich infolge seiner inneren Schwäche einen 
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Konflikt der deutschen Welt mit der slavisohen herbeifahren 
würde. Doch ich will mich hier nicht mit Möglichkeiten 
befassen, die denn doch nur theoretische Hypothesen sind. 

Allein ein neues und besseres Osterreich müßte der Ent- 
wicklung des Slaventums nicht zum Schaden gereichen. 
Unter den Slaven werden sich allerdings nur wenige finden, 
die an eine derartige Wendung glauben würden, besonders 
unter den ungarischen Slaven. Die Verhältnisse sind jedoch 
stärker als alte, schlechte Traditionen. Die RoUe Österreichs 
als einer deutschen und katholischen Vormacht ist längst 
ausgespielt, die deutsche bei Sedan und die katholische durch 
die aufierordentlich weitausblickende Politik der Hohenzollern 
gegenüber den Katholiken seit dem Ende des Kulturkampfes. 
Übrigens auch in dieser Richtung würde Osterreich heute 
einen sehr starken Konkurrenten haben, Bayern nämlich, 
und deshalb noch weniger Aussicht auf Erfolg. 

Nur aus Konservatismus und aus Gewohnheit hat man 
bisher in Wien nicht vermocht, die alte Tradition abzulegen, 
die schon längst hätte in das Archiv gelegt werden sollen, 
und neue Bahnen zu betreten, die Österreich durch die 
historische Umwälzung vorgezeichnet sind, welche mit dem 
vollen Siege Preußens in Deutschland eingetreten ist. Die 
tiefgreifende Veränderung aller Verhältnisse in Eußland wird 
vielleicht endlich Österreich von seiner kurzsichtigen Ver- 
blendung befreien und es lehren, die Dinge so anzusehen, 
wie sie sind, und nicht, wie man sie in Wien haben möchte. 
Sobald Bufiland in seiner gesamten Politik nationaler wird, 
kommt für Österreich der entscheidende Augenblick, in dem 
es wird umkehren müssen. Wie ich schon hervorgehoben, 
grofideutsche Bestrebungen und auf der anderen Seite die 
slavische, durch die slavische Politik BuSlands moralisch 
gestärkte Bewegung vermag Osterreich, wie es heute ist, auf 
die Dauer nicht zu ertragen. Es gibt nur eine Bettung, um- 
zukehren, seinen Slaven die volle Möglichkeit der kulturellen 
und wirtschaftlichen Entwicklung zu geben, ihnen die Be- 
tätigung eines selbständigen nationalen Lebens zu ermöglichen 
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und nicht zuzugeben; daß sie unterdrückt werden, hier von 
den Deutschen, dort von den Magyaren und auch von den 
Italienern, und durch seine Politik auf dem Balkan allen 
Slaven des Balkans zu zeigen, daß Österreich aufrichtig die 
Freiheit und die Entwicklung der Balkanvölker will, daß es 
keinerlei territoriale Errungenschaften anstrebt und daß es 
auf dem Balkan einzig und allein seine legitimen und be- 
rechtigten wirtschaftlichen Interessen sicherstellen will. Dann 
wird Österreich in seinen Slaven und in dem gesamten 
Slaventum eine feste Stütze haben gegen jede Bedrohung 
seiner vollen Unabhängigkeit seitens Deutschlands und wird 
in bezug auf seine Zukunft keine Befürchtungen hegen 
müssen. Anderseits wird auch das Slaventum dadurch nur 
gewinnen. Schließlich kann der slavische Gedanke nur 
zweierlei bedeuten: die Möglichkeit für alle slavischen 
Völker, frei und ungehindert ihr nationales Leben führen 
zu können, und den Zusammenschluß aller Eulturelemente 
des Slaventums zu gemeinsamem geistigen Streben. Das erste 
kann slavischen Völkern eine kluge österreichische Politik voll- 
auf gewähren; das zweite hintanhalten zu wollen, wäre ge- 
radeso kindisch, als wollte man Kundgebungen des gemein- 
samen kulturellen Lebens der hiesigen und der auswärtigen 
Deutschen entgegentreten. 

Das Slaventum könnte durch eine derartige innere Er- 
starki ng Österreichs die Sicherstellung aller slavischen Völker 
gegen die Gefahr der Verwirklichung der deutschen Pläne 
auf Erweiterung der deutschen Macht vom Belt bis zur 
Adria gewinnen, weil niemand für den Ausgang des großen 
Bingens zwischen dem Slaventum und dem Germanentum 
garantieren kann, von dem viele so sehr träumen. Ein 
innerlich gesundes Österreich, ein slavisches Bußland und 
das Interesse Europas an der Erhaltung des internationalen 
Gleichgewichtes wären stärker als jeder Vorstoß der deutschen 
Macht, so stark, daß alle pangermanischen Bestrebungen 
einfach zu einem ungefährlichen Spielzeug für Leute werden 
würden, die ohne zügellose Phantasie politisch nicht zu 
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denken vermögen. Und dann könnte auch das innere Leben 
Österreichs so gestaltet werden, daß hier alle Völker, auch 
das deutsche, zufrieden wären, weil dann den Deutschen das 
volle, freie nationale Leben und das wirtschaftliche Auf- 
blühen des Seiches, das nicht mehr durch nationale Kämpfe 
zerrissen und zerwühlt wäre, genügen könnten, was namentlich 
den österreichischen Deutschen mit ihren zumeist industriellen 
Interessen zu großem Vorteile gereichen würde. 

Und so darf ich wohl sagen, daß die Politik des böhmi- 
schen Volkes, welche darauf abzielt, daß durch unseren 
Einfluß Osterreich neue Wege einschlage, keine antislavische 
ist, daß sie im Gegenteil für das Slaventum vorteilhaft sein 
könnte, wenn sie auf der ganzen Linie erfolgreich wäre, 
und wenn die maßgebenden Kreise endlich erkennen würden, 
daß das Heil Österreichs nicht bloß bei den Deutschen und 
Magyaren, sondern bei allen Völkern zu suchen und daß es 
geradezu ein Lebensinteresse des Jäeiches ist, alle Slaven, 
die eigenen und die auswärtigen, durch eine allen Slaven 
der Monarchie gegenüber gerechte und wohlwollende Politik 
zu gewinnen. 

Wird uns das gelingen? Hoffen wir! Jedenfalls ist es in 
unserem und in Österreichs Interesse gelegen, daß es gelinge. 
Allerdings glaube ich nicht, daß eine Wendung von solcher 
Tragweite von heute auf morgen zu vollziehen wäre. Allein 
die Politik eines Volkes muß mit einer längeren Entwicklung 
rechnen. Unsere Pflicht ist es, Breschen zu legen in die alte 
Mauer der Wiener germanisierenden Politik — und die Entwick- 
lung der Dinge wird dann mit eiserner Q-ewalt fortschreiten. 

Gelingt es nicht, dann wird uns allerdings nichts anderes 
übrigbleiben, als mit allen Elräften an der inneren Er- 
starkung unseres Volkes so zu arbeiten, daß wir ohne jed- 
weden leichtsinnigen Optimismus an die Worte Palackys 
glauben und uns schließlich auf die mächtige, noch unge- 
ahnte Kraft des neueU; aus den Trümmern der russischen 
Autokratie heranwachsenden Slaventums verlassen könnten . . . 



IV. 



Von der böhmischeii Politik sprechen und nicht oflfen 
über das Verhältnis zu den Deutschen sich zu äufiern, und dies 
vielleicht gar aus Furcht, in einer so strittigen Sache seine 
Meinung sagen zu müssen, wäre fürwahr nicht zu ent- 
schuldigen. Allerdings würde ich es nicht gerne sehen, wenn 
jemand meine Anschauungen für die Anschauungen der 
Partei hielte, weshalb ich ausdrücklich betone, daß ich in 
dieser Broschüre in niemands Namen rede, außer in meinem 
eigenen und daß es mir auch nicht im entferntesten einfällt, 
jemand durch meine Anschauungen zu verpflichten. Ich 
werde mich zufriedengeben, wenn sie Anerkennung finden 
— wenn jemand bessere hat und mich überzeugt, werde 
ich mich bereitwillig fügen. 

Meiner Meinung nach müssen wir endlich zu irgendeiner 
Form eines derartigen Zusammenlebens mit den Deutschen 
gelangen, daß wir für unsere gemeinsamen wirtschaftlichen 
Interessen gemeinschaftlich eintreten können oder daß wir 
zum mindesten durch unseren nationalen Kampf unsere ge- 
meinsamen wirtschaftlichen Interessen nicht beeinträchtigen. 

Das erfordert das Lebensinteresse der Deutschen geradeso 
wie das unsere. Ich erwarte von einer Versöhnung nichts 
mehr, weil dies ein überflüssiger Idealismus in der praktischen 
Politik wäre. Unsere Beziehungen zu den Deutschen und 
vice versa werden wohl kaum jemals eng und herzlich sein, 
weil uns jederzeit der scharfe Kampf um die Priorität im 
kulturellen und wirtschaftlichen Leben trennen wird, und 
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dann auch, weil wir einander zu nahe sind, besonders nahe 
den Deutschen in den Ländern der böhmischen Krone. 

Die dortigen Deutschen haben noch nicht verwunden, 
daß sie so lange die Oberhand hatten und daß sie mit unserer 
Entwicklung nicht gerechnet haben — deshalb vermögen 
sie sich auch nicht in die neuen Verhältnisse einzuleben. 
Sie hatten alles. Die ganze Bureaukratie, alle höchsten 
Stellen im Lande, und kam dennoch ein böhmischer Beamter 
irgendwohin, so war es sein Bestreben, sich den Herrschenden 
zu assimilieren — das hört sich allmählich auf und nun 
sollen sie sich an Gleichberechtigung gewöhnen. Geben wir 
selbst zu, daß ihnen dies recht schwer vorkommt, besonders 
heutzutage, wo sie kapitalistisch die Stärkeren sind. Dem 
ist allerdings nicht weit her und es ist auch kein Verdienst 
der Deutschen. 

Bevor die europäische landwirtschaftliche Krise heran- 
gebrochen, bedeuteten wir wirtschaftlich nicht weniger als 
die Deutschen. Im Gegenteil, wir waren die [Reicheren. 
Auch im Gebirge, wo die Deutschen, einige Fabrikanten 
ausgenommen, zumeist arme Weber waren — während die 
Angehörigen unserer Nation tiefer im Lande wohnten und 
einträgliche Bauernwirtschaften besaßen. Wenigstens bei uns 
im Kiesengebirge. Durch die Entwicklung der Industrie und 
durch die landwirtschaftliche Krise hat sich das alles ge- 
ändert. Und beides war ein Weltprozeß. Solange es noch 
kein dichtes Eisenbahnnetz gab und die Kohle infolge hier- 
von teuer war, insofern sie nicht am Orte der Fabrik selbst 
geschürft wurde, siedelte sich die Industrie naturgemäß an 
Gebirgsliüssen mit starker und reicher Wasserkraft an. Und 
das war in deutschen Gegenden. Die Fabrikanten wurden 
reich und kamen, der Bichtung der Flüsse folgend, in unsere 
Gegenden. Unsere Leute waren passiv, bequem, unter- 
nehmungslos. Ich kenne eine Stadt, die durch den Handel 
mit den Erzeugnissen heimischer Weber reich geworden ist. 
Sie war reicher als die deutschen in der Nachbarschaft. Sie 
sah passiv zu, wie sie von den deutschen Fabrikanten über- 
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flügelt Würde, und hat zugelassen, daß sich die Deutschen 
in böhmischen Nachbarortsohaften an dem Fluß ansiedeln. 
In der Ebene wurden unsere Bauern durch den Bübenbau 
reich, bauten landwirtschaftliche Zuckerfabriken und besaßen 
Aktien von Eisenbahnuntemehmungen und Fabriken. 

Es kam das Jahr 1873, dann folgte die landwirtschaft- 
liche Krise und mit ihr die Panik unter unseren Angehörigen. 
Die Zuckerfabriken gingen in die Hände privater, nicht- 
Sechischer Unternehmer, die Aktien wurden fiir ein paar 
Gulden verkauft, die Aktienfabriken gingen ein — der ganze 
künstliche Bau brach zusammen und damit auch unser wirt- 
schaftliches Übergewicht den Deutschen gegenüber. Die 
deutsche Industrie überstand die Krise ohne große Erschütte- 
rung, es kamen Jahre mit geradezu fabelhaftem Gewinne, 
die deutschen Etablissements wuchsen, vermehrten sich, ver- 
ließen deutsche Gegenden und siedelten sich in böhmischen 
an, weil die Kohle dort leicht zu haben war und weil die 
Arbeitskräfte dort so außerordentlich billig waren — und 
die Deutschen wurden immer reicher. Mit dem Zufluß des 
Geldes in die deutschen Fabriken der deutschen Gegenden 
wurden die Städte reich, blühte die Kleinindustrie auf und 
der Handel — unsere von der Bauernschaft bewohnten Ge- 
genden jedoch entvölkerten sich, der Überschuß an unseren 
jungen gesunden Leuten zog in deutsche Fabriken, in Berg- 
werke, aus dem böhmischen Süden nach Wien — und so 
wuchs das Übergewicht der deutschen wirtschaftlichen Macht. 

Auch das wird wieder ausgeglichen werden. Wir sind 
endlich auch unternehmend geworden. Wir fangen an, eine 
böhmische Industrie zu haben und werden sie haben, wenn 
wir klar einsehen werden, daß die Entwicklung der Industrie 
nicht durch Vereine und nationale Unternehmungen hervor- 
gerufen wird, sondern einzig und allein durch starke, unter- 
nehmende Individuen, durch einzelne^ die arbeiten, sparen 
und wagen, und durch eine frischpulsierende und energische 
Bankenorganisation, die dem einzelnen ohne jedwede Eng- 
herzigkeit und ohne die Sucht, ihn finanziell zu exploitieren. 
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in den schweren Anfängen hilft — in ihrem eigenen Interesse, 
weil nur auf diese Weise eine große und starke Klientel 
für die Zukunft gewonnen wird. Die Aktienform der Unter- 
nehmungen wird erst spätet kommen, erst bis sich aus den 
einzelnen fertigen und prosperierenden Etablissements auf 
natürliche Weise große, kapitalskräftige Aktiengesellschaften 
bilden werden. 

Auch für unsere Landwirtschaft werden, so wollen wir 
hoffen, bessere Zeiten kommen. Vieles können wir uns von 
den obligatorischen landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften versprechen, allerdings nur dann, wenn sie vor 
allem wirtschaftlichen und weniger politischen Fragen ihr 
Augenmerk zuwenden werden. Die warnenden Stimmen unserer 
Fachmänner über das ungenügende Erträgnis unseres Acker- 
grundes gegenüber den Besultaten der Landwirtschaft in 
Deutschland sind eine dermaßen ernste Mahnung für alle 
diejenigen, die berufen sind, für die Interessen unseres Bauern- 
volkes zu sorgen, daß sie alles daransetzen müssen, damit 
diesem schreienden Mißverhältnisse durch eigene Arbeit und 
nötigenfalls durch öffentliche Unterstützung abgeholfen werde. 

Immer konnten wir uns dessen rühmen, daß unsere Land- 
wirtschaft bedeutend fortgeschritten war, und da sehen wir 
mit einemmal, wie weit wir Deutschland nachstehen, wo die 
natürlichen Bedingungen für die Landwirtschaft gewiß nicht 
günstiger sind. Hoffen wir, daß wir das Vernachlässigte bald 
einholen. Und auch die landwirtschaftliche Weltkrise wird 
ihre Schärfe verlieren, und wir können uns der Erwartung 
hingeben, daß die wirtschaftliche Bilanz der Böhmen und 
der Deutschen sich einigermaßen wieder ausgleichen wird, 
namentlich, wenn die Regulierung unserer Flüsse zum Vor- 
teile unserer Landwirtschaft wird ausgenutzt werden. Aller- 
dings ist es eine absolute Notwendigkeit, daß sich unsere 
industrielle Unternehmungslust dem böhmischen Süden zu- 
wende und dort den Überfluß unserer Bevölkerung an die 
Heimat binde. Vielleicht werden sich endlich auch da einige 
beherzte und unternehmende Männer finden, wie sich solche 
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in der Textilindustrie des nordöstlichen Böhmens gefunden 
haben, und dann wird die Sache von selbst gehen. 

Es liegt somit kein G-rund vor, pessimistisch zu sein. Das 
fühlen endlich auch die Deutschen in Böhmen. Es ist somit 
nicht zu verwundem, daß sie so beunruhigt sind bei dem 
Anblicke unseres Fortschreitens. Allein auch sie müssen sich 
mit dem Unabwendbaren befreunden und so einzurichten 
trachten, um zu wissen, was sie überhaupt erhalten können 
und was sie sich durch ein bestimmtes Übereinkommen mit 
uns sicherstellen können. 

Yor allem müssen beide, wir und sie, uns darüber klar 
sein, daß wir den großen Kampf zwischen dem Slaventum 
und Germanentum, wenn es überhaupt zu einem solchen 
kommt, nicht entscheiden werden. Wir beide haben die gleiche 
Pflicht: zu erhalten, was wir haben und was wir erhalten 
können, und innerlich erstarken. Die großen Weltfragen aber, 
die werden durch andere entschieden werden. Eine gute Seite 
hat zum mindesten bisher der vieljährige nationale Kampf 
gehabt — abgesehen davon, daß keine der beiden Nationen 
dabei sorglos und bequem werden konnte — daß wir nämlich 
wissen, woran wir sind und daß wir leicht die Bilanz des 
Friedens und des Kampfes aufstellen können. Sowohl in 
Böhmen als auch in Mähren. Wir wissen beide, was wir er- 
halten müssen und was wir verlieren. Daß wir z. B. Budweis 
gewinnen werden, ist eine Frage der Zeit, und dasselbe gilt 
in bezug auf einige Städte in Mähren. Daß anderseits die 
Deutschen ihre Positionen in Brunn, Olmütz usw. durch die 
Gemeindewahlordnungen zu befestigen bemüht waren, darf 
uns nicht wunder nehmen, weil die Frage, ob auch da das 
Deutschtum wird schließlich dem Einfluß der böhmischen 
Umgebung weichen müssen, denn doch eine Frage der fernen 
Zukunft ist.*) Desgleichen ist es nur natürlich, daß wir durch- 
aus nicht die Hoffnungen der Deutschen teilen können, daß 



*) Das ist die Öechisierung von Brttnn und Olmütz, welche nns ein 
Blatt angedichtet hat. (Anm. des Verfassers.) 
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die böhmische Arbeitenchaft und die böhmischen Gewerbe- 
treibenden in deutschen Gegenden, besonders dort, wo sie 
in betrichtlicherer Zahl beisammenwohnen, sich national 
ihrer Umgebung assimilieren werden, und deshalb dürfen es 
die Deutschen uns nicht verdenken, wenn wir alles unter- 
nehmen, um diese unsere Angehörigen unserem Volke zu er- 
halten. Wir sind zu gering an Zahl, um so viel opfern zu 
können, und dann ist das, was wir wollen, nur gerecht. £s 
ist durchaus keine a^;ressive oder auf Eroberungen aus- 
gehende Politik, sondern eine rein konservative. Die deutsche 
Industrie könnte ohne unsere Arbeiter nicht existieren. Sie 
mu8 die Eonsequenzen dieser Tatsache einfach tragen. Sie 
muß zufrieden sein, daß sie die böhmische Arbeit bekommt, 
um wachsen und erstarken zu können, daß sie noch außer- 
dem die Seele des böhmischen Arbeiters verlangen dürfe, 
der ihr seine Arbeitskraft gibt, das wäre etwas, was in unserem 
sozialen Zeitalter denn doch nicht verlangt werden kann. 
Der böhmische Arbeiter geht mit seinent nationalen Bewußt- 
sein in deutsche Gegenden. Mit demselben Bewußtsein geht 
natürlicherweise auch der böhmische Gewerbetreibende. Sie 
beide richten sich ihr Leben böhmisch ein — das ist eine 
so natürliche und begreifliche Erscheinung, daß es vieler 
Anstrengung bedarf, um zu begreifen, daß dadurch die 
Deutschen beunruhigt werden könnten. So wie es auf der 
einen Seite sicher ist, daß diese böhmischen Minoritäten 
keinen Deutschen cechisieren werden, so verlangen wir 
unserseits, daß man uns ihrerseits den möglichst geringen 
Teil germanisiere. 

Die Deutschen würden ihre reiche Industrie ohne billige 
böhmische Arbeit und ohne den Überschuß unserer land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung nicht besitzen — sie müssen 
daher auch die negativen Seiten dieser Vorteile tragen und 
dürfen nicht kindische Klagen über Öeohisierung deutscher 
Gegenden vorbringen. 

Von einer solchen kann auch dort nicht die B>ede sein, 
wo die böhmischen Minoritäten sehr stark sind, wie im 
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Braunkohlenbecken. Die Deutschen können sich somit sehr 
leicht klar darüber werden, was sie von uns fordern und 
worin wir ihnen überhaupt nachgeben können. 

Die Deutschen werden schließlich gezwungen sein, sich 
einzugestehen, dafi die gewisse politische Priorität, welche 
sie so lange in Böhmen und Mähren besessen, nicht mehr 
aufrecht zu erhalten ist. In Mähren haben sie dies teilweise 
zugestanden, und es ist nur notwendig, daß sie in dieser 
Erkenntnis in Mähren und in Böhmen weiter gehen und daß 
sie einbekennen, daß sie nicht stark genug sind, um die Ge- 
währung der vollen sprachlichen Gleichberechtigung und die 
Versorgung unseres Volkes mit allen Kulturbedürfiiissen in 
allen Ländern der böhmischen Krone hintanzuhalten. Ander- 
seits müssen auch wir uns darüber klar werden, daß die 
Theorie von einer Eevindikation der germanisierten Gebiete 
eine geradezu kindische Phantasie ist, weil die Deutschen wirt- 
schaftlich so stark und mächtig sind, daß sie jeden Angriff 
auf ihren Besitzstand leicht zurückweisen können. Wir werden 
uns zufriedengeben können, wenn wir es durch die Hebung 
der politischen und kulturellen Bedeutung unseres Volkes 
so weit bringen, daß einzelne deutsche, in böhmischen Ge- 
genden zerstreute Unternehmungen nicht so sehr ihre deutsche 
Superiorität hervorkehren und selbst jener nationalen Be- 
scheidenheit und jener Zurückhaltung sich befleißen, die sie 
von unseren Minoritäten in deutschen Gegenden verlangen. 
Und dann, daß es überflüssig ist, den Angehörigen der 
anderen Nationalität die Pflicht aufisuerlegen, die andere 
Sprache in größerem Ausmaße zu erlernen, als es absolut 
notwendig ist, das gilt für uns ebenso wie für die Deutschen. 
Wir müssen es dahin bringen, daß jeder Böhme im ganzen 
Königreiche sein Becht in seiner Sprache ohne Dolmetsch 
bei ordentlichen Siebtem finde, die zur Vollführung amtlicher 
Obliegenheiten für einen gewissen Sprengel eingesetzt worden 
sind — dasselbe gilt auch für die Deutschen — und dafür 
muß entweder durch Beamte der andern Nationalität oder 
durch Beamte, die die zweite Landessprache gründlich be- 
Kram &f, Anmerkungen zur böhmischen Politik. 8 
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hemehan, Torgesorgt wefden. Die böhmischen Behörden 
aber mfissen so eingerichtet sein, daß nicht alle böhmischen 
Beamten deutsch können müssen, wenn die Deutschen nicht 
zugeben wollen, daB jeder von ihren Beamten böhmisch 
könne. Also absolut kein Besiduum der deutschen Dienst- 
sprache, aus welchem Titel man von allen Beamten die 
Kenntnis der deutschen Sprache verlangen könnte. 

Wer jedoch höher gelangen will, wer eine Stelle in der 
Zentralverwaltung (des Landes) erlangen will, der muß beide 
Landessprachen können, weil wir auf keinerlei Teilung der 
Landesverwaltung, unter welcher Bedingung immer eingehen 
werden. Das wären meines Erachtens erwägenswerte Prä- 
missen fttr die Herstellui^ von Bedingungen eines Zusammen- 
lebens beider Völker, das, wie ich schon gesagt habe, ein 
gemeinsames Vorgehen bei gemeinsamen Interessen nicht 
ausschlöSe. Eines darf hierbei nicht aufier acht gelassen werden. 
Für jeden böhmischen Politiker gilt als Grundbedingung 
eines jeden Versuches betreffend die friedliche Lösung ein- 
zelner Streitfragen die Erhaltung der absoluten Einheit der 
Gesetzgebung und der Verwaltung des Königreiches Böhmen. 
Das ist das böhmische sine qua non. Vielleicht sind wir in 
dieser Hinsicht empfindlich bis zur Krankhaftigkeit, aber wir 
haben Gründe hierzu. Das einemal aus den ernstesten poli- 
tischen Ursachen, weil wir die Appretierung deutscher Be- 
zirke behufs leichteren Abtrennens von den böhmischen nicht 
zugeben können — warum nicht, brauche ich wohl nicht 
erst auszuführen, um so weniger, als schon nach Königgrätz 
sehr ernste preußische Kreise bekanntlich einen Teil des 
Königreiches Böhmen abtrennen und nehmen wollten, das 
zweitemal deshalb, weil wir unsere Minoritäten nicht einer 
deutschen Verwaltung preisgeben können, auf die wir nicht 
den geringsten Einflufi hätten. Jede Möglichkeit einer sojchen 
Konzession unserseits ist somit ganz und gar ausgeschlossen. 
Allein auch die wirtsohafÜiohen Interessen beider Volks- 
atJimme erheischen die Erhaltung der Einheit des König- 
reiches, weil sich diese Interessen einfach territorial nicht 
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scheiden lassen: sie sind unzerreißbar miteinander verbunden, 
weil sie einfach aus der geographischen Konfiguration Böhmens 
hervorgewachsen sind. 

Es ist übrigens im Interesse der Deutschen selbst gelegen, 
keine unmöglichen Bedingungen zu stellen. Im Gegenteil, 
je loyaler sie den Standpunkt der Einheit des Königreiches 
annehmen, um so leichter wird eine Vereinbarung betreflfend 
eine solche Regelung der öflfentlichen Verwaltung möglich 
sein, welche jedem der beiden Völker die Möglichkeit böte, 
seine speziellen Interessen zu besorgen, namentlich die kultu- 
rellen, ohne überflüssige Einmengung des einen Volkes in 
die Angelegenheiten des anderen, welche jedes Volk eifer- 
süchtig vor Beeinflussung durch fremde Elemente gewahrt 
haben will. Das ist ja der Grund, warum wir es so schwer 
tragen, daß unser kulturelles Leben so sehr von Wien ab- 
hängt, das erst in jüngster Zeit einigermaßen unseren be- 
rechtigten Forderungen entgegenzukommen beginnt. Und 
auch das noch sehr schüchtern. Man vergleiche nur die In- 
stitute der böhmischen und der deutschen Universität in Prag ! 

Es möge mir nun gestattet sein, meine Meinung über die 
Art und Weise auszusprechen, auf welche einige der Streit- 
punkte gelöst werden könnten. Ich muß mich hierbei aller- 
dings auf die Hauptkonturen beschränken. Und ich bemerke 
nochmals, daß alles, was ich sage, meine rein persönliche 
Meinung ist, von der ich nicht einmal weiß, ob sie von meinen 
engsten politischen Freunden geteilt werden wird. Möge man 
es mir nicht verdenken, daß ich zu sehr besorgt bin, es 
könnten meine Anschauungen als jene der Partei angesehen 
werden. Bei der verantwortlichen Stellung, die ich in unserer 
Partei einnehme, ist dies geradezu meine Pflicht. 

Zur Sprachenfrage habe ich nicht viel hinzuzufügen. Ich 
stehe auf dem Boden der Verordnung des Freiherrn von 
Gautsch für das Königreich Böhmen und würde nur noch 
verlangen, daß einige überflüssige Überreste der deutschen 
Dienstsprache, insbesondere in der Finanzverwaltung beseitigt 
werden, in der unter dem Prätext der Notwendigkeit der 

8* 
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Zentralkontrolle in Wien noch einige Angelegenheiten deutsch 
belassen worden sind, die auch nach dem ürteüe von deutschen 
Fachkennem ganz gut böhmisch sein können. Naturgemäß 
müssen wir auch in der Verwaltung der Staatsbahnen eine 
gehörige Respektierung unserer Sprache verlangen. Auch in 
der Gendarmerie kann bei gutem Willen die böhmische 
Sprache in allen Belangen eingeführt werden, die ohne jede 
Beeinträchtigung des militärischen Charakters der Gendarmerie 
böhmisch sein können und die bisher als sakrosanktes Becht 
• der Armeesprache gewahrt werden. 

Die Verordnung des Freiherm von Gautsch hat sich in 
der Praxis ganz außerordentlich bewährt und erfordert auch 
nicht die Kenntnis beider Sprachen von allen Beamten. Es 
genügt, wenn in einem jeden staatlichen Amte wenigstens 
ein Beamter, dem die meritorische Entscheidung obliegt, 
beider Landessprachen mächtig ist, bei den Kreisgerichten 
jedoch wenigstens ein Senat. Das allerdings schließt nicht 
aus, daß in Bezirken mit großen Minoritäten es solcher Be- 
amter mehrere geben muß. Ich werde das nicht des näheren 
motivieren, weil ich dies schon früher ausführlich genug 
getan habe. Ich will nur noch sagen, daß, nach meinem be- 
scheidenen Urteil; wir beide, Böhmen und Deutsche, eine 
solche Lösung der Frage mit ruhigem Gewissen akzeptieren 
könnten. Das Prinzip, wonach jeder Angehörige beider Volks- 
stämme in seiner Sprache im ganzen Königreiche sein Becht 
finden muß, erfordert auch, daß alle Aufschriften auf Amts- 
lokalitäten zweisprachig unter Voranstellung der Sprache der 
Majorität des Bezirkes sein müssen. 

Von deutscher Seite wird meines Erachtens in sehr un- 
vorsichtiger Weise Einwand dagegen erhoben, daß der Cha- 
rakter der deutschen Behörden durch böhmische Eingaben 
und deren böhmische Erledigung und Ausfertigung „verun- 
staltet" werde. Die Deutschen vergessen, daß sie infolge ihrer 
reichen Industrie bei den böhmischen Behörden öfter zu tun 
haben, als Angehörige unserer Nation bei den Deutschen, und 
wenn sie deshalb von uns erzwingen würden, daß die in der 
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anderen Landessprache gemachten Eingaben in der Sprache 
der Behörde erledigt werden, so würden sie es bei weitem 
schwerer empfinden als wir, und eine solche Einrichtung wäre 
wohl besonders deutschen Parteien, zum Beispiel in Wien, 
nicht gerade angenehm. Wir aber müssen auf unserem alten 
Standpunkte verharren, nicht bloß aus Bücksicht auf die In- 
tegrität des Königreiches und auf das seit jeher in Böhmen 
geltende Becht, sondern auch aus sozialen Rücksichten. 

Wir können die Angehörigen unseres Volkes in deutschen 
Qegenden, insbesondere unsere Arbeiter und Kleingewerbe- 
treibenden, nicht ohne Schutz seitens der Staatsbehörden 
lassen. Sie wären schutzlos, würde man sie bei der Behörde 
nicht verstehen oder mit ihnen durch Vermittlung von 
Dolmetschen verhandeln. Es wäre insbesondere Sache der 
böhmischen Sozialdemokratie , diese böhmische Forderung 
mit aller Energie zu vertreten, weil es sich hierbei haupt- 
sächlich um die böhmische Arbeiterschaft handelt. Vielleicht 
täusche ich mich nicht, wenn ich sage, daß die Deutschen 
eine Lösung der Sprachenfrage in Böhmen in der Art, wie 
sie in der Verordnung des Freiherrn von Gautsch geschehen, 
ruhiger ertragen würden als man gemeiniglich glaubt. 

Bei Einhaltung dieses Grundprinzips des Sprachenrechtes 
in Böhmen würde auch die Errichtung von Kreisen keine 
großen Schwierigkeiten machen. Allerdings unter zwei Be- 
dingungen. Erstens, daß nicht Kreise mit unmöglicher Kon- 
figuration bloß deshalb gebildet werden, damit sie nur 
national einsprachig sind, sondern daß man entsprechende 
Bücksicht nehme vornehmlich auf den wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang gewisser Bezirke, und dann, daß aus den Kreisen 
nicht Departements gemacht werden, welche direkt dem 
Ministerium unterstehen sollten. Auf den von der Regierung 
Dr. von Koerbers eingebrachten Vorschlag könnten wir nie- 
mals eingehen, weil danach die Statthalterei eine völlig 
überflüssige Instanz würde, und weil, wie jemand treffend 
bemerkt hat, der Statthalter nur dazu da wäre, um bei 
Kaiserfeiern und bei großen Leichenbegängnissen die Be- 
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präsentationspflicliten zu erfallen. Denn sonst hätte er nicht 
viel zu tnn. Wir müssen im Gegenteil darauf beharren, daß 
die Kreisverfassung ein wirksames Mittel der Dezentralisation 
und nicht noch ein Mittel zur Stärkung der Ministerien 
werde, welche ohnehin außerstande sind, alles zu bewältigen, 
was heutzutage in die Ministerien kommt. Der Statthalter 
müßte die dritte Instanz sein in Sachen der Legislative für 
das Land, daher auch verantwortlich dem Landtage, aber 
auch die dritte Instanz in jenen minder wichtigen, mehr 
lokalen Angelegenheiten der gesamtstaatlichen Verwaltung, 
in welchen die Kreisämter die zweite Instanz wären. Nur 
in Angelegenheiten, welche absolut eine einheitliche Er- 
ledigung in allen Königreichen und Ländern erheischen 
und in jenen wichtigen Anliegen, in welchen die Kreisämter 
die erste Instanz bilden würden, würde die definitive Ent- 
scheidung den Zentralbehörden vorbehalten bleiben müssen. 

Der Landtag des Königreiches Böhmen würde auf diese 
Weise eine vollberechtigte legislative Körperschaft mit einer 
korrespondierenden selbständigen staatlichen Landesver- 
waltung werden und nicht das sein, was er heute ist: ein 
nach dem Staatsgrundgesetz zwar primärer gesetzgebender 
Körper, allein ohne entsprechende Verantwortlichkeit der 
Staatsverwaltung in den Grenzen seiner Kompetenz. Der 
Doppelcharakter des Landesausschusses könnte beseitigt 
werden und der Landesausschuß würde bloß die höchste 
autonome Instanz im Lande und Verwalter des Landesver- 
mögens sein — auch die Landesfinanzen müßten in diesem 
Sinne organisiert werden — und dann könnte ein Teil der 
Kompetenz des Landtages und des Landesausschusses den 
Kreisvertretungen und den Bezirksvertretungen überlassen 
werden. 

Ich stelle mir die Durchführung der Kreisverfassung 
somit als eine außerordentlich durchgreifende Beform unserer 
gesamten Legislative und Verwaltung vor. In einem der- 
artigen Umfange würde sie gewiß mit lebhaften Sympathien 
der böhmischen Bevölkerung begrüßt werden. Allerdings 
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müßte die Statthalterei einheitlicli bleiben, insbesondere 
müßten die Gremialberatungen in sprachlicber Hinsicht ab- 
solut ungeteilt bleiben« 

Aucli was die anderen Behörden anbelangt, wäre auf 
böhmischer Seite gewiß bei weitem mehr Bereitwilligkeit 
zu einer derartigen Begelung, welche tatsächlich den 
Wünschen beider Völker entsprechen könnte, wenn 
die deutschen ihren geradezu unmöglichen Standpunkt 
aufgeben würden, daß alle Behörden in deutschen 
Gegenden rein deutsch sein müssen. Die Errichtung eines 
Kreisgerichtes in Trautenau zerschlägt sich an dem geradezu 
widersinnigen Verlangen der Deutschen, in den Trautenauer 
Sprengel Aupa und Politz nicht einzubeziehen, wohin sie 
seit Menschengedenken gravitieren und wohin sie, möge 
dieses Kreisgericht errichtet werden oder nicht, so lange 
gravitieren werden, solange in diesen Bezirken Flachs wachsen 
und solange daraus Garn gesponnen werden wird. Alle be- 
dächtigen Leute in Trautenau wollen diese Einbeziehung, 
allein sie stehen unter dem Terrorismus zweier Kandidaten 
um ein Abgeordnetenmandat, die um die Siegespalme des 
deutschen Radikalismus konkurrieren. Man hat beispielsweise 
für die Finanzlandesdirektion in Beichenberg einen Sprengel 
konstruiert, der wahrhaft ein administratives Monstrum wäre. 
Die Begierung hat wenigstens in dieser Beziehung nicht nach- 
gegeben. Oder man verlangt eine rein deutsche Eisenbahn- 
direktion, ohne Eücksicht darauf, ob dies die Verkehrsver- 
hältnisse zulassen oder nicht. Derlei Dinge sollten die 
Deutschen schon endlich sein lassen und sie werden sie 
sein lassen, wenn sie sich überzeugt haben werden, daß es 
außer ihrer Macht liegt, uns zu zwingen, die Ausschließung 
der böhmischen Sprache aus deutschen Behörden zuzulassen. 
Dann wird auch kein Grund vorliegen, aus nationalem Chau- 
vinismus alle Verhältnisse auf den Kopf zu stellen. 

Verbleiben die Zentralämter für das ganze Königreich 
in Prag, z. B. die Postdirektion, die Generaldirektion der 
Staatsbahnen für das Königreich Böhmen, dann wird sich 
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gewifi auch bei uns eine gröSerere Bereitwilligkeit dafür 
finden, dafi durch Errichtang von Bezirkspostdirektionen 
oder Sisenbahninspektoraten einerseits den praktischen Be- 
dürfiiissen des Verkehrs Bechnong getragen würde, was 
doch die erste and wichtigste Bedingung ist, anderseits dem 
begreiflichen Wunsche beider Volksst&nme, soweit als mög- 
lich, eigene Behörden zu haben. Ich sage : dem begreiflichen 
Wunsche. Wir beide machen gewissermafien einen analogen 
Prozeß durch. Die Deutschen hatten früher geglaubt, sie 
werden mittels Behörden mit deutschem Charakter eine Vor- 
herrschaft ausüben und hie und da zur Verbreitung des 
Deutschtums beitragen können. Sie haben sich überzeugt, 
dafi das unmöglich ist und wollen deshalb durch ihre Be- 
hörden nur sich selbst schützen, furchten somit böhmische 
Beamte als Organisatoren des böhmischen Elements. Für 
uns wiederum ist der böhmische Beamte bei den deutschen 
Behörden und die womöglich weite Gültigkeit der böhmischen 
Sprache bei denselben ein Schutz der Einheit des König- 
reiches. Wenn einmal die Deutschen aufhören, diese Einheit 
unseres Vaterlandes zu bekämpfen, ja noch mehr, wenn sie 
zu deren Verteidigern werden werden, weil sie erkennen, 
dafi dieselbe für sie ein großer wirtschaftlicher Vorteil ist 
und dafi es möglich ist, sich sehr frei und unabhängig sowohl 
politisch als auch national im ungeteilten Königreich einzu- 
richten, dann wird gewiß auf unserer Seite mehr Bereit- 
willigkeit vorhanden sein, anzuerkennen, dafi der Wunsch 
eines jeden Volkes, von seinen eigenen Beamten, von den 
Angehörigen des eigenen Volkes verwaltet zu werden, natür- 
lich ist. Es wäre ungerecht, dies nur für uns zu reklamieren 
und es nicht auch den Deutschen zuzubilligen. Allein die 
Deutschen müssen es uns dadurch ermöglichen, daß sie die 
Integrität des Königreiches anzugreifen aufhören. 

Was das Schulwesen anbelangt, so glaube ich, dafi bei 
uns kein besonderer Widerstand dagegen erhoben werden 
wird, daß jedes Volk seine Kulturangelegenheiten selbst 
verwaltet. Nur müssen wir verlangen, daß die Kompetenz 
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Wiens in dieser Hinsicht auf das Minimum reduziert werde 
und dafi wir unser gesamtes Kulturleben selbst besorgen 
können. Nur ein solcher Zustand kann einem selbstbewußten 
Volke entsprechen, das im Kulturleben den höchsten und 
idealsten Ausdruck seiner Individualität erblickt. Aus diesem 
Grunde werden wir nicht davon abstehen, zu verlangen, dafi 
der Zentralismus in Kulturangelegenheiten auf das Mindest- 
maß eingeschränkt werde. 

In letzter Zeit verlangen die Deutschen mit einem ganz 
ungewöhnlichen Eifer die nationale Teilung der Steuern zu 
dem Zweck, damit sich jedes Volk seine kulturellen Bedürf- 
nisse selbst zahle. Diese Forderung ist gewiß auf den ersten 
Blick berechtigt. Allerdings unter zwei Bedingungen: erstens, 
daß bisher beide Völker in dieser Hinsicht gleich gerecht 
behandelt worden sind, und zweitens, daß sich eine solche 
Aufteilung leicht durchführen läßt und daß sich hierfür eine 
gerechte Cynosur findet. In erster Beziehung müssen die 
Deutschen selbst zugeben, daß wir zu den Kulturbedürfuissen 
der Deutschen so ungerecht viel beigetragen haben, daß, wenn 
jetzt die Deutschen etwas für uns zahlen würden, sie auch 
nicht die geringste Ursache zu Klagen hätten. Ich verweise 
da nicht nur auf die Zeit unseres passiven Widerstandes 
gegen die Schulgesetze, in welcher die deutsche Landtags- 
majorität mit freigebiger Hand den Bau deutscher Schul- 
paläste unterstützt hat — die Ziffern finden sich in der 
ausgezeichneten Antwort des Nationalrates auf die Ausfüh- 
rungen Professor Wiesers — ich verweise da auch auf die 
ausschlaggebende Bolle, welche in bezug auf die Erträgnisse 
der direkten Steuern damals die Grund- und Haussteuer 
gespielt haben, Steuern somit, bei denen unsere Quote ohne 
Zweifel viel größer war und ist. Und dann dürfen wir nicht 
die Riesensummen vergessen, die unser Volk durch direkte 
landesfürstliche Steuern auf die Zentralausgabe für das 
Schulwesen gezahlt hat, die bis in die jüngste Zeit hinein 
zum größten Teil und auch jetzt noch im großen Maße zu 
deutschen Kulturzwecken verwendet werden. 



— 122 — 

Die zweite Bedingang ist schwer eifUllMr. 

Ffin erste haben wir die bedeatendste Sieaerkategorie, 
die nicht geteilt werden kann, nämlich die Steuer von zu 
öffentlicher Bechnungslegnng Terpffichteten IJntemehniungen, 
und f&rs zweite haben wir indirekte Steuern, die auch schwer 
zu teilen sind, weil auch die Steuern, welche bei der Erzeu- 
gung erhoben werden, doch nur Konsumsleuem sind und 
nicht von den Fabrikanten gezahlt, sondern nur vorgestreckt 
werden. Wenn die Deutschen ein&ch die Steuern und Aktien- 
untemehmungen, welche eine deutsche Verwaltung haben, 
auf ihre Bechnung stellen, dann ist es zwar bequem, aber 
richtig ist es nicht. Nehmen wir die Eisenbahnen, welche 
überwiegend böhmische Gegenden durchqueren und in diesen 
ihre Einnahmsquellen haben, sowie die Banken, die zwar eine 
deutsche Verwaltung, aber eine zahlreiche böhmische Klientel 
haben. Wo ist da ein richtiger Maßstab zur Bepartierung zu 
finden? und dann darf eine der wichtigsten Fragen des natio- 
nalen Steuerkatasters nicht vergessen werden. Soll dieser auf 
individueller oder territorialer Grundlage errichtet werden? 
Würde das erste Prinzip angenommen werden, dann kämen 
wir zu geradezu absurden Konsequenzen. Der deutsche Fabri- 
kant, dessen unternehmen in einer böhmischen Gegend liegt 
und der den größten Teil seines Gewinnes böhmischer Arbeit 
verdankt, würde sich in den deutschen Kataster eintragen 
lassen und zu dem deutschen Schulwesen in deutschen Ge- 
genden beitragen. Aber für seine Arbeiter und Beamten 
müfite die Gemeinde, in der sich das Unternehmen befindet, 
Gemeindeschulen erhalten, und der Fabrikant würde nicht 
einmal zu den sachlichen, lokalen Ausgaben beitragen, noch 
würde er mit seiner Steuerquote an den Landesausgaben für 
die böhmische Schule beteiligt sein, die doch für die Kinder 
der Arbeiter und Beamten aus seiner Fabrik bestimmt ist. 
Und wenn das Land Einfluß gewänne auch auf höhere Schulen 
und deren Ausgaben decken würde, wäre es auch dann die 
höchste Ungerechtigkeit, daß der durch böhmische Arbeit 
reich werdende Fabrikant gar nicht dazu beiträgt. Das ließe 
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sicli noch ertragen, wenn unsere üntemehmungen in gleichem 
M&ße sich in deutschen G-egenden befanden. Das ist aber 
xait sehr geringen Ausnahmen nicht der Fall. Im Gegenteil. 
IDieses Mißverhältnis würde sich stetig verschärfen, weil die 
deutschen Unternehmungen geradezu genötigt sind, billige 
Ajrbeitskräfte zu suchen, und die sind nur in böhmischen 
O-egenden zu finden. Es kann somit unter verständigen 
M!enschen, welche die Tragweite und die Folgen politischer 
Schlagworte zu Erfassen vermögen, überhaupt keine seriöse 
Diskussion darüber geben, auf welches Prinzip ein« solche 
Teilung basiert werden sollte. Einzig und allein auf das 
territoriale — schon aus dem Grunde, damit aus einer so 
ernsten Angelegenheit, wie es die Steuerpflicht ist, jede 
Möglichkeit geradezu unglaublicher Yeränderungön ausge- 
schlossen bleibe. Setzen wir den Fall, daß ein industrielles 
Unternehmen oder ein Großgrundbesitz auf einen Eigentümer 
der anderen Nationalität übergeht. Das könnte für die Ge- 
meinde, in der sie sich befinden, eine finanzielle Katastrophe 
oder einen durch gar nichts berechtigten Gewinn bedeuten. 
Ein so labiler Maßstab für die Steuerpflicht wäre geradezu 
eine Sünde an allen primitivsten Grundsätzen einer ver- 
nünftigen Steuerpolitik. Also: nur das territoriale Prinzip 
könnte als Grundlage der Teilung der Steuern dienen. Auf 
dieses Prinzip könnten wir allerdings eingehen, weil, wie ich 
schon bemerkt habe, unsere Position in dieser Hinsicht sich 
stetig bessern wird. Die Steuer von öffentlichen Unternehmungen 
müßte überhaupt von jeder nationalen Teilung ausgenommen 
werden, insofern nicht ein solches Unternehmen, wie die 
Sparkasse, Yorschußkasse und Fabrik, einen rein lokalen 
Charakter besitzt. Allein ich weiß nicht, ob die Deutschen 
sich nicht bald für eine solche Teilung bedanken würden. 
Und dies um so mehr, weil die Ziffern des Herrn Professor 
Wieser unter der Kritik unserer Fachmänner sich denn doch 
als allzu optimistisch herausgestellt haben. 

Deshalb will es mir scheinen, daß das Postulat nach einem 
nationalen Steuerkataster noch auf lange Zeit hinaus eine 
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theoretische Ansschmücktuig deutsch-nationaler Programme 
bleiben wird, um so mehr, als er für die selbständige Führung 
der Kultnrangelegenheiten beider Yolksst&mme durchaus nicht 
notwendig ist. Beide Landeskulturräte und Landesschulräte 
tun für die Angehörigen des Volkes, was sie können. Sie 
wirken bisher ohne Teilung der Steuern und doch ohne daß 
ernste Ursachen zu Beschwerden vorliegen. Wir sind ja beide 
in Böhmen reif genug, um nicht fürchten zu müssen, daß 
ohne Korrektur durch den nationalen Steuerkataster der eine 
oder der andere Volksstamm geschädigt werden muß, wenn 
er selbständig über seine kulturellen Bedürfnisse entscheidet. 
Ein Korrektiv für allzu hohe Forderungen findet sich ohne- 
hin in unseren beschränkten Mitteln. Die Behauptung aber, 
daß die Deutschen steuerkräftiger sind und die gemeinsamen 
Ausgaben zu Kulturzwecken eine Ungerechtigkeit für die 
Deutschen bedeuten, wird von seriösen Politikern unter ihnen 
gewiß nicht mehr geglaubt. So phantastisch sind die Ziffern, 
die man anführt, und die Prinzipien, nach welchen man die 
Steuern teilen will. 

Ich habe es versucht, in den Hauptzügen anzudeuten, 
wie man zu einem Abkommen über unsere hauptsächlichen 
Streitfragen gelangen könnte. Ich bin vielleicht weiter ge- 
gangen, als man bei uns billigen wird, allein ich glaube, 
mich auch nicht einen Schritt weit vom Prinzip entfernt zu 
haben, gegen welches auch bei uns keine ernsten Ein- 
wendungen werden erhoben werden, daß wir nämlich unsere 
öffentlich-rechtlichen Verhältnisse so einrichten müssen, dafi 
beide Völker glücklich und zufrieden in einem einheitlichen, 
unteilbaren, aufblühenden Königreich nebeneinander leben 
können. Wir sind stark durch den nationalen G-edanken, der 
uns alle belebt, und wir dürfen also auch den Deutschen 
nicht verdenken, daß sie von denselben Ideen belebt werden. 
Und die nationalen Bestrebungen gehen auf das selbständige 
nationale Leben auf allen Gebieten der öffentlichen Ver- 
waltung aus. Das ist unausweichlich, bei uns sowohl wie 
bei den Deutschen. Der zweisprachige Patriotismus, wie er 
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vielleicht nur noch unserem Adel vorschwebt, ist ein Ana- V 
clironismus. Das Problem besteht darin, ein Gleichgewicht 
zwischen diesem natürlichen und berechtigten Streben beider 
Völker und zwischen der kategorischen Forderung der Ein- 
Ixeit des Landes herzustellen, ^ie aus Gründen der Staats- 
politik und der Wirtschaftspolitik notwendig ist, außerdem^ 
das Yerhältnis der nationalen Minoritäten zu regeln, die 
infolge unserer wirtschaftlichen Verhältnisse entstehen und 
auch noch entstehen werden, wiewohl wir alles unternehmen 
müssen, damit die Industrie in unseren Gegenden so groß 
^werde, daß der Abfluß unserer Bevölkerung in deutsche 
G-egenden sich vermindere. Ich für meine Person wenigstens 
finde darin keinen Vorteil für unsere Nation, wenn deutsche 
G-egenden durch unser arbeitswilliges Volk bevölkert werden. 
Ich verzichte gern auf problematische Erfolge des „öechi- 
sierens" einiger deutscher Städte dafür, wenn unsere Leute 
zu Hause bleiben und wenn der böhmische Landesteil und 
böhmische Leute reich werden. 

Unsere Minoritäten sind dort nicht auf Rosen gebettet, 
und wenn sie zu Hause dieselben Arbeitsverhältnisse fanden, 
würde es ihnen gar nicht einfallen, in deutsche Gegenden 
zu gehen. Ihnen das Arbeiten in der Heimat zu ermöglichen, 
wo dies überhaupt angeht — - Kohlenlager können wir frei- 
lich nicht übertragen — ist die erste Pflicht unserer wirt- 
schaftlichen Politik. 

Allerdings, jene unserer Stammesgenossen, die gezwungen 
sind, in deutschen Gegenden zu leben, müssen wir aus voller 
Kraft in bezug auf alle ihre Rechte verteidigen, damit sie 
dem entnationalisierenden Einfluß ihrer Umgebung nicht 
unterliegen. Und jeder wahrhaft nationale Deutsche muß 
selbst eingestehen, daß die national-böhmische Politik anders 
gar nicht vorgehen kann. 

Wenn ich somit, soweit dies allgemein möglich, den 
nationalen Bestrebungen der Deutschen entgegengekommen 
bin, so ist dies nur unter der Bedingung geschehen, daß die 
Deutschen desgleichen tun werden und daß wir jenen Mittel- 
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weg finden werden, der zor M(^liclikeit einer solchen Gre* 
staltang unserer nationalen Verhältnisse fahren wurde, Tvle 
es diejenige ist, die ich oben dargelegt habe. Ich tae dies 
wahrhaftig ans keiner besonderen liiebe zu den Dentschen, 
die sie gewiß meinerseits nicht erwarten, aber auch niclit 
ans Furcht vor ihnen. Eine solche kenne ich für unser Volk 
schon gar nicht. Im Oegenteil, wenn hinter unseren Deutschen 
nicht die starke germanisierende Staatsmacht stunde, dann 
glaube ich, daß unser politischer und kultureller Kampf für 
uns nicht erfolglos enden würde, und auch in wirtschaft- 
licher Beziehung hege ich den festen Glauben, daß es uns 
durch energische Arbeit gelingen wird, nachzuholen, was 
wir in bezug auf industrielle Unternehmungen verabsäumt 
haben. Und wenn auch gegen uns die ganze Macht des 
Germanentums stünde, ich würde an der Zukunft unseres 
Volkes nicht verzweifeln, wiewohl dessen kulturelle Ent- 
wicklung unter einer solchen Persekution sehr leiden würde. 
Auch die deutschen Bäume wachsen nicht in den Himmel. 
Man sieht es, Gott sei Dank, in Posen. Wir aber sind an 
Unterdrückungen gewöhnt. 

Wenn ich somit den aufrichtigen und wirklichen Wunsch 
hege nach einer Regelung unseres Verhältnisses zu den 
Deutschen, so will ich dies einzig und allein im Interesse 
der Länder der böhmischen Krone. Wir waren in der Politik 
Zeugen so großer Umwälzungen, daß es ein Fehler wäre, 
den Glauben ganz aufzugeben an die Möglichkeit der Resti- 
tution des wesentlichen Inhalts unseres Staatsrechtes. Allein 
unter normalen Verhältnissen kann man mit so einer Mög- 
lichkeit gegen den Willen der Deutschen nicht rechnen. 
Dazu sind wir nicht stark genug. Und eine praktische und 
reale Politik kann man nur dann führen, wenn man mit den 
realen Verhältnissen rechnet. Deshalb erblicke ich die einzige 
Möglichkeit der Realisierung des Inhaltes unserer staats- 
rechtlichen Bestrebungen, wenn auch ohne formale Durch- 
führung des Ganzen als einer feierlichen Restitution unseres 
Staatsrechtes, in einem Ausgleich mit den Deutschen. Diesen 
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Standpunkt habe ich bereits in dem erwähnten, im „öas*' 
veröffentlichten Essay über das Staatsrecht und auch in 
meiner Studie über das Staatsrecht vertreten, und auch die 
traurigsten Enttäuschungen, die ich in den Ausgleich' 
konferenzen mit den Deutschen erlebt habe, haben diese 
meine Überzeugung nicht erschüttert. Um so weniger aller- 
dings die geradezu lächerlichen Phantasien eines deutschen 
Professors, der durch eine finanzielle Aushungerung der 
Länder im Geiste der Koerberschen Verwaltungsreform zur 1/ 
Durchführung der Kreisverfassung und zur Teilung des 
Kelches auf einfache Departements gelangen will. Das ist 
politischer Somnambulismus, welcher die gegebenen Macht- 
verhältnisse absolut nicht berücksichtigt, und es wäre daher 
überflüssig, sich ernstlich damit zu befassen, wenn auch 
dieser geniale, obwohl nicht ganz neue Gedanke in den 
Prager deutschen Kreisen Begeisterung erweckt hat. 

Diese haben überhaupt allzu oft eine so sonderbare Logik, 
daß sie selbst die außerhalb Prags weilenden Deutschen nicht 
verstehen können. Sie entspringt einer krankhaften Gereizt- 
heit einer kleinen Koterie, welche so lange in Österreich 
das entscheidende Wort geführt und nunmehr sieht, daß 
ihre Bedeutung und ihr Einfluß nicht bloß im Beiche, sondern 
auch in Böhmen unter den eigenen Landsleuten bedenklich 
im Schwinden begriffen ist. Sie bedarf des nationalen 
Märtyrertums, um wieder die Aufmerksamkeit und die Sym- 
pathien der Deutschen auf sich zu lenken, und weil es kein 
wirkliches Martyrium gibt, fingiert sie ein solches und klagt 
um so mehr darüber. Man kann fürwahr nicht sagen, daß dies 
die sympathischeste Spezies des Deutschtums ist. Wohl kann 
man sagen, daß sie gottlob nicht mehr entscheidet und 
je weiter desto weniger entscheiden wird. Auch in Prag 
gibt es ruhig denkende und nicht minder hervorragende 
Deutsche, welche eine derartige krankhafte Aufreizung der 
gesamten politischen Öffentlichkeit durch erfundene Leiden 
und durch fortwährendes Herbeiführen neuer Streitigkeiten 
mehr als satt haben. 
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Die Entwicklung der Dinge wird denn doch schlieAlicli 
nur durch die natürlichen Grundlagen einer jeden Politik 
und nicht durch künstlich konstruierteVerhältnisse entschieden. 
Der Zentralismus war ftir die Deutschen die einzige Mög- 
lichkeit, ganz Österreich zu beherrschen und sich solcher- 
maSen am Buder auch in Ländern zu erhalten, wo sie die 
Minorität bildeten: in Böhmen, Mähren und in Ejrain. Auch 
nachdem sie die Majorität im Beichsrat verloren hatten, 
waren sie eine starke und gefahrliche Minorität, namentlich 
infolge der Unterstützung, die sie seitens der deutschen 
Bureaukratie gefunden : sie standen ja im Verhältnisse gegen- 
seitiger Unterstützung. Und als sie unter Badeni glaubten, 
daß die Bildung der Eeohten Veränderungen in der Bureau- 
kratie zur Folge haben werden, weil sie den Wechsel der 
Anschauungen über die Bedeutung der Administrative fühlten^ 
da besonders in böhmischen Kreisen eingetreten ist, und 
dies um so mehr, als der Beamtenstatus in den Ländern der 
böhmischen Krone auch in jenen Zweigen, die von den 
Böhmen so lange gemieden worden waren, eine deutsche 
Domäne zu sein aufgehört hatte, und daß die innere Amts- 
sprache diesen Prozeß nur noch beschleunigen könnte, unter- 
nahmen sie den verzweifelten Kampf durch die Obstruktion 
auf die Gefahr hin, daß sie die Quelle ihrer künstlichen 
Macht, das Zentralparlament in dessen bisheriger Zusammen- 
setzung verschütten. In dem Kampfe haben sie gesiegt, allein 
durch die böhmische Obstruktion war das Ergebnis des 
deutschen Siegers zum großen Teil paralysiert. Die Wahl- 
reform, die unumgänglich ist, kann jedoch eine Stärkung 
der deutschen Positionen nicht bedeuten. 

Was im mährischen Landtage geschehen, ist ein be- 
deutungsvolles Symptom, wie sich die Anschauungen der 
Deutschen in bezug auf die Zukunft geändert haben. Eine 
noch so nervöse Aufregung der Deutschen in Prag wird 
nichts daran ändern. Die Deutschen haben begonnen, sich 
gerade auf dem brennendsten Boden dasjenige sicherzustellen, 
was sie überhaupt halten können, und zwar durch eine Ver- 



— 129 — 

einbarung mit den Böhmen im Landtage — sie haben somit 
den Schutz der deutschen Interessen aus dem Zentrum in 
die Länder transferiert. 

Sie vertrauen nicht mehr dem Schutze seitens des Zen- 
trums. Und dies mit Hecht, weil diese Garantie sich jeden 
Augenblick als zu schwach erweisen kann. Man wird gewiß 
von Wien aus niemals die Deutschen unterdrücken, allein 
anderseits ist die Zeit nicht fem, in der man dort auch beim 
besten Willen nicht stark genug sein wird, um die künst- 
lichen deutschen Positionen gegen den Anprall derjenigen 
zu erhalten, welche diese unnatürliche Vorherrschaft nicht 
weiterhin dulden wollen. So sind denn die Deutschen in 
Mähren zur Einsicht gekommen, daß man im Guten mehr 
retten kann als im Bösen. 

Hierdurch ist jedoch auch die wundeste Stelle der deutsch- 
böhmischen Verhältnisse beseitigt worden, was noch mehr 
der Fall sein wird, wenn die Frage der böhmischen Universi- 
tät in Mähren gelöst sein wird, was gewiß sehr bald ge- ^ 
schehen wird. Hiermit soll allerdings nicht gesagt sein, daß 
in Mähren auf der einen und der anderen Seite die natio- 
nale Arbeit eingestellt werden wird, die gewiß auch zu 
Konflikten führen wird, aber eine ganze Reihe von Streit- 
fragen ist auf gesetzlichem Wege für eine lange Zeit er- 
ledigt. Ich habe zwar nicht viel Hoffnung, daß wir auch in 
Böhmen bald zu irgendeiner Vereinbarung über diejenigen 
Fragen gelangen könnten, deren ich oben Erwähnung getan 
habe, wenn wir aber wieder die innere Amtssprache haben, 
so sind das insgesamt Angelegenheiten, die zu keinen scharfen 
Konflikten führen und wohl noch lang in statu quo bleiben 
können — von der Landtagswahlordnung, die im Geiste 
moderner Forderungen abgeändert werden muß, spreche ich 
hier überhaupt nicht — und es wird nur vom guten Willen 
der Deutschen abhängen, wann sie sich zur gesetzmäßigen 
^Regelung dieser strittigen Verhältnisse entschließen werden. 

Ich wiederhole nochmals : wird man uns die innere Amts- 
sprache zurückgeben und eine böhmische Universität in 

Kram&f, Anmerkungen zur böhmischen Politik. 9 
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Mähren eirichteii, dann besteht kein erostes Hindernis, daß 
wir gemeinsam mit den Deutschen die wirtschaftlichen nnd 
auch die knltorellen Interessen der Länder der böhmischen 
Sjrone verteidigen. Wir nnd die Deutschen in diesen Ländern 
sind eigentlich die Repräsentanten der liberalen Sichtung in 
der Politik, und täuschen wir uns darüber nicht, das allge- 
meine Wahlrecht wird ein bei weitem konservativeres Parla- 
ment bringen, als man so oft glaubt. Und alle, die es ernst 
meinen mit den liberalen und demokratischen Grundsätzen, 
werden direkt gezwungen werden, Hand in Hand zu gehen. 
Dies um so mehr, weil es scharfer nationaler Konflikte dann 
viel weniger geben wird als jetzt, und die anderen pro^ 
grammatischen Grundsätze der einzelnen Parteien werden 
dann mehr zur Geltung kommen, namentlich wenn sich die 
Deutschen zu einer Gerechtigkeit auch gegenüber den Slo- 
Venen aufraffen wurden, weü keine böhmische Partei sich 
entschließen wird, ihren Schutz den Slovenen zu versagen, 
wenn ihnen unrecht geschieht. Übrigens werden im neuen 
Parlament die Verhältnisse nicht danach angetan sein, daß 
man dort eine antislavische Politik betreiben könnte, und 
auch in bezug auf das Verhältnis zu den Slovenen werden 
die Deutschen gezwungen sein, mit den neuen Verhältnissen 
zu rechnen. 

Was jedoch die gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen 
anbelangt, scheint es mir überflüssig, darüber eingehend zu 
sprechen. Fühlen wir es doch alle, wie wir uns an uns selbst 
vergehen, wenn wir der nationalen Streitigkeiten wegen ge- 
radezu unser Lebensinteresse nicht zxx verteidigen verstehen, 
und gerade jetzt erwächst uns mehr denn je die Pflicht, nicht 
zu vergesseji, wie sehr das wirtschaftliche Leben unser beider 
geschädigt werden kann, wenn wir es nicht verstehen werden, 
die Interessen der Länder der böhmischen Krone beim Aus- 
gleich mit Ungarn wahrzunehmen. Schon heute gibt es ent- 
schiedene nationale Deutsche, welche anerkennen, daß die 
Fundamentalartikel durchaus nicht so schlecht für die 
j)A«AA«kAn waren, wie man zu ihrer Zeit allgemein dafür 
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hielt, und so darf man vielleiclit hoffen, daß auch auf deutscher 
Seite endlich wird eingesehen werden, es sei notwendig, um- 
zukehren. Mit der deutschen Herrschaft in Österreich ist es, 
glaube ich, für immer aus — anderseits will ja niemand den 
Deutschen national etwas antun. Im Gegenteil, wir alle an- 
erkennen, daß die Deutschen, wenn auch in der Minorität, 
durch ihre kulturelle und wirtschaftliche Bedeutung immer 
eine hervorragende Bolle im Staate spielen werden. Dasselbe 
hoffen auch wir in bezug auf unser Volk. Und da auch der 
strammste Zentralismus in dieser Hinsicht nichts hilft, wenn 
keine Hoffnung mehr besteht auf die Majorität im Parlament, 
so werden schließlich auch die einsichtigen Deutschen, die 
ja sehr reale Politiker sind, ihre Politik auf eine andere 
Basis stellen. Außer der nationalen hatte ja der Zentralismus 
noch andere Seiten, und auch die sehen heute ganz anders 
aus als vor Jahren. Früher war der Zentralismus mit seiner 
deutschen Majorität auch der Bepräsentant des Liberalismus 
— kann man das auch heute behaupten ? Und wenn die Ver- 
hältnisse auch in dieser Hinsicht ganz andere sind, soll da 
nicht immer mehr die Ansicht zur Geltung kommen, daß der 
übermäßige Zentralismus direkt ein Hemmschuh und ein 
Hindernis ist für die Entwicklung jener, welche die wirt- 
schaftlich Vorgeschrittensten sind, weil in der Gesetzgebung 
die Repräsentanten derjenigen entscheiden, die in der wirt- 
schaftlichen Entwicklung uns noch weiter nachstehen? 

Das sind alles Momente, die um so mehr wirken werden, 
ie weniger im Parlament die nationale Frage hervor- 
trei€>?x wird. Auf diesen Prämissen beruhen meine Hoffnungen, 
daß die Deutschen selbst sich mit einer starken Dezentrali- 
sation in der Gesetzgebung und Verwaltung befreunden 
werdevi, weü sie einsehen werden, daß diese ihnen wirt- 
schaftlich zuträglicher ist. Und da will es mir scheinen, daß 
die ^Reorganisation der öffentlichen Verwaltung das beste 
Mittel abgeben könnte, um eine neue und bessere Zeit der 
(Tiisterreichischen Verhältnisse zu ermöglichen. Allerdings nicht 
auf der Basis der Vorlagen der früheren Regierung, welche 
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\^ir mit der größten Entschiedenheit ablehnen müssen, 
isondem auf die von mir oben bezeichnete "Weise : durch die 
Kreisverfassung und durch die Verantwortlichkeit des Statt- 
halters dem Landtage gegenüber. So würden wir den Grund 
legen zu neuen Verhältnissen und es ist meine tiefe Über- 
zeugung, daß diese Form der öffentlichen Verwaltung sich 
als weit lebensfähiger und gesünder erweisen würde als der 
Zentralismus, und daß man durch die Erweiterung der Korn- 
petenz der Landtage und der Statthalterei ohne große Um- 
wälzung zum mindesten in einem gewissen Maße dahin gelangen 
könnte, wohin man gelangt wäre^ hätte Maria Theresia im 

; Jahre 1749 nicht so unglücklich die gesunde Entwicklung 
der Personalunion der österreichischen Staaten unterbrochen 
— zu einer starken und kräftigen Itealunion, besonders wenn 
man dann noch einen Schritt weiter ginge und wenn einzelne, 
besonders kleinere Länder sich in Grruppen zusammenschlössen, 
wie dies der historischen Entwicklung entspricht, damit für 
Angelegenheiten, die in die Kompetenz des Iteichsrates nicht 
fallen, größere, zur Erfüllung ernsterer Aufgaben der inneren 
Verwaltung besser geeignete legislative und administrative 
Gruppen gebildet werden. Die Frage, ob es notwendig ist, 
diese Entwicklung durch die auf der Heiligkeit einer hundert- 
jährigen Geschichte beruhenden Form der Krönung oder 
durch erbliche Huldigung zu sanktionieren, wie dies in den 
österreichischen Ländern der Fall gewesen, wäre dann gewiß 
nicht so brennend wie jetzt. 

Das alles würde noch nicht voll und ganz jener Resti- 
tution des Staatsrechtes entsprechen, wie wir sie zur Zeit 
unserer großen staatsrechtlichen Kämpfe verlangt haben — 
allein schließlich ist für ein Volk denn doch zuerst der In- 
halt wichtiger als die Form. "Werden wir einmal den Inhalt 
haben, dann wird es leichter sein, auch die Form zu er- 
langen, die unseren rechtlichen Anschauungen entspricht. 

Eines allerdings ist irreparabel: das, was 1749 verschuldet 
worden ist, nämlich die Bildung des Dualismus, — denn 
die Wurzeln des Dualismus reichen bis zu diesem Unglück- 
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seligen Versuch Maria Theresias zurück, ihre Staaten durch 
Nachahmung des rücksichtslosen bureaukratischen Zentralis- 
mus des großen Friedrich II. zu retten. Damit muß man sich 
schließlich versöhnen. 

Es war mein Bestreben^ in dieser Schrift sehr real zu 
sein, und da sehe ich mit einemmal, daß ich meiner Phan- 
tasie einen gewagten Flug gestattet habe. Möge man mir 
das nicht verdenken. Gerade der [Realpolitiker, der mit den 
gegebenen Verhältnissen rechnet, muß für die Zukunft Per- 
spektiven haben, welche die Seele mit Wärme und Freude 
erfüllen. 

Es wäre eine Naivität, sich dazu Luftschlösser ohne jede 
reale Grundlage zu bauen, allein die logisch gegebenen Be- 
dingungen der Entwicklung auszudenken, das verleiht Kraft 
und Vertrauen, mag man auch ganz wohl wissen, daß zur 
Logik der Ereignisse oft sehr lange, schwierige und mühsame 
Wege führen. Allein schließlich obsiegt dennoch nur das, 
was natürlich ist und gesund und was die Verhältnisse 
wollen, wie sie sich durch die politische, soziale und wirt- 
schaftliche Entwicklung ganzer Jahrhunderte herausgebildet 
haben. Die aber zeugen in Osterreich fürwahr nicht für den 
Zentralismus ! 



V. 



Ich habe versucht, das Programm einer positiven böhmischen 
Politik zu entwerfen, die sich ihrer Ziele bewußt, die frei 
wäre in ihrer Taktik, entschieden, wo es notwendig, ge- 
mäßigt, wo dies der Sache des böhmischen Volkes zuträglich 
sein würde, einer Politik, welche weder den Vorwurf des 
Kadikalismus noch den der Mäßigung fürchten würde, weil 
sie nur das tun würde, was in einer gegebenen Situation not- 
wendig wäre. Allerdings müßte diese Politik eine wahrhaft 
freisinnige und demokratische sein, weil nur eine r solche 
Politik dem Volksgeiste entspricht. Ich bin weit davon ent- 
fernt, das hiet Niedergeschriebene für eine neue Offenbarung 
auszugeben, schon deshalb nicht, weil für mich selbst all dies 
sehr alt ist. Denn von allem Anfang an, seitdem ich in das 
praktische politische Leben eingetreten bin, beurteile ich die 
böhmische Politik nur auf diese Weise und ich habe die 
hier entwickelten Standpunkte unzähligemal öffentlich ver- 
treten. Der erste übrigens, der für eine Politik des Er- 
langens der politischen Macht für das böhmische Volk in 
den gegebenen verfassungsmäßigen Verhältnissen eingetreten 
ist, war Gustav Eim. Allein zwischen den Anschauungen 
Eims und später denjenigen Kaizls auf der einen Seite und 
zwischen den meinen auf der andern Seite war immer ein 
großer, tiefgehender Unterschied, den ich aufklären muß. 
Eim und Kaizl glaubten weder an die Restitution des Staats- 
rechtes noch an die Wahrscheinlichkeit einer starken Dezen- 
tralisation. Und da beide zu sejir realistische Politiker waren, 
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um in der praktisohen Politik mit etwas zu rechnen, was 
ihnen eine Chimäre sohlen, strebten sie einzig und allein die 
Maoht im Staate an, so wie er ist, wollten den Zentralismus V' 
für das böhmische Volk ausnutzen und sahen demgemäß 
unsere staatsreohtliohe Politik als etwas an, was einer erfolg- 
reichen praktisohen Politik nur hinderlich im "Wege steht. 
Mich hielten sie für einen Bomantiker. Ich sage das für- 
wahr nicht, um dem Andenken meiner guten Freunde nahe- 
zutreten. Jedermann weiß, daß die beiden zu den besten 
politischen Köpfen gehörten, die wir je gehabt haben, und 
daß beide dem Dienste ihres Volkes all ihre Kräfte wid- 
meten. Ihre einzige Sehnsucht bestand darin, ihrem Volke 
zu einer Stellung zu verhelfen, auf die es nach seiner Be- 
deutung für das Beich Anspruch hat. Sie erlebten das 
klägliche Ende der alt5echischen staatsrechtlichen Politik 
mit, sahen voraus, daß eine neue staatsrechtliche Anabasis 
zu Beginn der neunziger Jahre nicht besser enden wird, und 
hegten somit die natürliche Befürchtung, daß uns die 
staatsrechtliche Politik, die unter den gegebenen Verhältnissen 
für das böhmische Volk einzig geeignete Politik überhaupt 
unmöglich machen wird: die positive Politik. Wie ein jeder 
Böhme trugen sie schwer das unrecht, das uns angetan 
worden ist dadurch, daß man uns den Inhalt des Staats- 
rechtes genommen, da sie jedoch glaubten, daß ein Fluß 
nicht zu seiner Quelle zurückkehren kann, hielten sie das 
Staatsrecht überhaupt für keinen Exponenten der böhmischen 
Politik unter den gegebenen Verhältnissen. Sie unterschrieben 
loyal alle staatsrechtlichen Verwahrungen, weil sie, wie wir 
alle, an die ünveräußerlichkeit des Staatsrechtes glaubten, 
allein sie wollten, daß damit unser Staatsrechtlertum in 
der praktischen Politik erschöpft sei. Darin lag auch der 
Fundamentalunterschied zwischen ihrer Ablehnung der ge- 
samten Grundlage und jeder Berechtigung der staats- 
rechtlichen Politik und der Ablehnung seitens der Sozial- 
demokraten. Diese sind übrigens, wie ich schon im Land- 
tage gesagt habe, auch nur eine Partei, welche eine 



— 136 — 

Evolution durchmacht, wie alle politischen Parteien, die 
leben wollen. 

Sie kämpften gegen alle Dogmen des Glaubens, der Politik 
und des sozialen Lebens, und in ihrer Negation all dessen, 
worauf die gegenwärtige Gesellschaft aufgebaut ist, war 
ebensoviel Dogmatismus wie bei jenen, welche von ihnen 
bekämpft wurden. Eine innerlich revolutionäre Partei muß 
eben alles revolutionieren. Und so ist es durchaus nicht über- 
raschend, daß unsere Sozialdemokraten auch das Staatsrecht 
negierten. Ganz überflüssigerweiee - insoweit sie den Staat 
als solchen nicht negieren, weil das Staatsrecht nichts anderes 
ist als der rechtliche Inhalt der Staatssouveränität der Länder 
der böhmischen Krone, deren Unteilbarkeit, Einheit und 
staatsrechtliche Individualität. Deren innere Einrichtung ist 
aber nur eine Frage der Entwicklung wie in allen anderen 
Staaten und erheischt somit seitens der Sozialdemokraten 
nicht mehr Widerstand als die innere Einrichtung jedes 
anderen Staates. Die Sozialisten fühlten freilich die Not- 
wendigkeit der Zentralisation wie die Deutschen — um 
stärker zu sein. 

Allein, wie ich schon bemerkt habe, die Sozialisten machen 
die Evolution durch, wie sie alle wachsenden und erstarkenden 
Parteien durchmachen — sie brauchen nicht mehr den alles 
leugnenden Proselytismus, sie wachsen natürlich unwider- 
stehlich durch die Anziehungskraft der Idee der Vereinigung 
des ganzen Proletariats und werden bis dahin wachsen, wo 
die natürlichen Grenzen ihres Wachstums liegen. Sie haben 
das Bewußtsein ihrer Kraft und daher sind sie toleranter in 
Sachen des Glaubens, sie sehen, daß der Klassenintematio«* 
nalismus die heiße nationale Liebe nicht ausschließt, besonders 
bei Völkern, welche für volle Gleichberechtigung kämpfen. 
Bei uns beginnen sie sich von der Wiener Führung zu 
emanzipieren und werden auf solche Weise vielleicht unser 
Staatsrecht anders zu beurteilen anfangen, besonders wenn 
der freisinnige und demokratische Charakter des böhmischen 
Volkes ihnen die Garantie bieten wird, daß der böhmische 
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Staat keinesfiaJls eine Burg der Eeaktion und des Feudalis-^ 
mus wäre, und wenn sie selbst einsehen werden, daß die 
Teilung Österreichs in national autonome Gruppen ein admini- 
stratives Monstrum wäre. 

Allen diesen Auffassungen des Staatsrechtes konnte ioh^. 
wie ich schon hervorgehoben, absolut nicht beistimmen. Vor 
allem bin ich außerstande, mich mit Unrecht und Ungerechtig- 
keit zu befreunden, und es war ein Unrecht und eine Un- 
gerechtigkeit, uns den inneren Gehalt des Staatsrechtes zu 
nehmen. Die reale Politik kann sich wohl mit dem versöhnen, 
was sie durch eigene Schuld in einem Kampfe verloren, in 
dem sie sich schwächer gezeigt, allein auch sie kann sich 
mit einer schweren Sünde nicht versöhnen, die ohne jedwede 
Schuld unserseits an unserem Volke begangen worden ist. 
Fürs zweite ist es für mich vom rechtlichen Standpunkt 
absolut zweifellos, daß das Staatsrecht kein Problem ist, 
sondern ein immer bestehender Bechtszustand, auf dem allein 
die Herrschaft des Monarchen in den Ländern der böhmischen 
Krone beruht. 

Sonst hätten wir keinen Monarchen mit einem ßechtstitel, 
sondern einen Monarchen, der nur deshalb herrschen würde, 
weil er Militär und Macht hat. Durch die Verfassung konnten 
für uns Eechtsverhältnisse geschaffen werden, welche uns 
durch die Staatsmacht auferlegt wurden, so daß wir uns 
ihnen als den geltenden Gesetzen fügen und sie beobachten 
müssen, allein durch die Verfassung konnte das geltende 
Secht nicht dort eine Änderung erfahren, wohin die Kom- 
petenz der Verfassung in gar keiner Richtung reichen konnte. 
Ich will nun, daß wir mit diesen Verhältnissen rechnen, ich 
glaube, daß unser Bestreben sein muß, daß die Verfassungs- 
zustände unserem unveräußerlichen Staatsrecht entsprechen» 
Um so mehr, als die moderne Staatsverwaltung so intensiv 
und so tief in das Leben der Staatsbürger eingreift und 
deren Aufgaben so große sind, daß sie vor allem jede Schablone 
und Oberflächlichkeit vermeiden muß. Dies ist aber unver- 
meidlich, ja durch die Verhältnisse direkt erzwungen, wo der 
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Staat solche wirtsohafibliohe, kulturelle, ethnographisohe and 
soziale üntersohiede vorstellt wie bei uns und sie dennoch 
zentralisieren will. Aus diesem Grunde kann die Staatsver- 
waltung nur dort zentralisieren, wo es die moderne wirt- 
schaftliche Entwicklung erfordert, also insbesondere in der 
Verkehrs-, in der Tarif-, in der Bankpolitik, im Münzwesen, 
in der Legislative, soweit sie die rechtlichen Grundlagen des 
Handels und der Industrie betrifft — wenn ich mich so kurz 
ausdrücken darf — dann in allen Angelegenheiten der Wehr- 
macht und der auswärtigen Politik, allein sie mufi individuali- 
sieren, sie muS sich auf gleichgeartete Gebiete in bezug auf 
aUe anderen Zweige beschränken. Und da hat die jahrhunderte- 
lange Geschichte selbst die Grundlagen zu einer solchen 
Teilung gegeben: sie hat natürliche, innerlich ganz homo- 
gene Gruppen gebildet: die Gruppe der Länder der böh- 
mischen Krone, die Gruppe der Alpenländer, von denen aller- 
dings die südslavischen Länder zu trennen wären, und Galizien 
mit der Bukowina. Dann könnten wir in Österreich ein wahr- 
haft intensives kulturelles und wirtschaftliches Leben haben, 
das allen Verschiedenheiten unseres Staatswesens angepaßt 
wäre — und alle könnten glücklich leben, allerdings unter der 
Bedingung, daß in gemischtsprachigen Ländern die freie Ent- 
wicklung und die volle Freiheit des Kulturlebens aller Völker 
durch besondere Nationalitätengesetze absolut garantiert wären. 
Für mich bedeutet somit das Um und Auf der böhmischen 
Politik nur den Weg zur Eestitution des ganzen Inhaltes der 
staatsrechtlichen Individualität der Länder der böhmischen 
Krone in jenem Umfang, der den modernen Macht- und Wirt- 
schaftsbedürfnissen des Staates entspricht, auf daß sich unsere 
Länder kulturell und sozial aufs Intensivste entwickehi können, 
aber auch den Schutz eines mächtigen Staates genießen und 
für ihre Industrieprodukte ein genügend großes Absatz- 
gebiet haben. Wie dieser Weg beschaffen sein soll, ist für 
mich keine Frage des Prinzips oder der staatsrechtlichen 
Treue, sondern nur der Opportunität und des Interesses in 
gegebenen Verhältnissen. 
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Tut eine radikale Politik not, dann sei sie radikal, ist 
eine positive Politik von Vorteil, dann sei sie opportunistisch 
und gemäßigt. In den jetzigen Verhältnissen, wenn ich sie 
beurteüe, wie sie sind, und nicht, wie ich sie wünschte, ist 
es meine tiefe Überzeugung, daß nur jene positive Politik 
richtig wäre, welche dem Volke die ihm im Staate zukommende 
Macht gewinnen will, damit wir so durch unsere Anschauungen 
über die Pflichten eines derart verschiedenartigen und viel- 
sprachigen Staates allmählich das gesamte öffentliche Leben 
Österreichs erfüllen können, und welche uns politisch, kul- 
turell und wirtschaftlich so stärken würde, daß wir keine, 
auch die schwersten Schicksalsprüfungen nicht fürchten müßten, 
und wenn uns keine heimsuchen, daß wir um so wirksamer 
hinarbeiten können auf die Umgestaltung des Reiches im 
Geiste der Gerechtigkeit allen Völkern gegenüber und auf 
die neue Einrichtung der Grundlagen für die Legislative und 
für die Verwaltung unseres öffentHchen Lebens. 

Und ich glaube, daß die überwiegende Majorität unseres 
Volkes eine solche Politik gut heißen wird, wenn diese 
Politik nur aufrichtig sagt, was sie will, und wenn sie nicht 
ihre eigene Mäßigung einzugestehen fürchten wird, wenn sie 
weiß, daß sie ^em Volke zuträglich ist. Daß aber hinter 
dieser Politik die überwiegende Mehrzahl des Volkes stehe, 
ist übrigens auch eine Bedingung für den Erfolg einer posi- 
tiven Politik in Wien, weil n,ur eine starke Partei, nur ein 
starker Klub im Parlament eine solche Rolle spielen kann, 
um den Anspruch auf die Teilnahme an der Staatsverwaltung 
erheben zu dürfen. 



Ein Hachmopt zap deatschen Obepsetzang. 

Ich habe mich also doch entschliefien müssen, meine „An- 
merkungen* auch in deutscher Sprache erscheinen zu lassenl 
Und ich will gerne gestehen, daß ich es sehr bedaure, mich 
dagegen so lange gewehrt zu haben. So erscheint nämlich die 
deutsche Übersetzung viel zu spät nach dem Original und 
alle Freunde der Wahlreform nutzten diese „schöne" Gelegen- 
heit weidlich aus. Ich erkannte meine Ausführungen nicht 
wieder, als ich darüber in den Zeitungen und, was doch 
noch merkwürdiger ist, in den Reden verschiedener hervor- 
ragender deutscher Politiker gelesen habe. Ich glaube, daß 
es nicht ohne Nutzen sein wird, wenn ich hier wenigstens 
ein Beispiel herausgreife und anführe, was nach einem Bericht 
der „Reichenberger Zeitung" vom 6. April 1906 Professor 
Dr. Bachmann über meine Broschüre gesagt hat: 

„Und Herr Kramarsch denkt sich die Sache so: erst die 
öechische Universität in Mähren, dann die innere Amtssprache. 
Die ßechische Unteilbarkeit Böhmens muß erst perfekt gemacht 
werden : noch redet der Staat, redet der Deutsche darein, da' 
darf kein Residuum der deutschen Staatssprache übrigbleiben. 
Die Deutschen sollen die Einheit des Königreiches nicht an- 
greifen, d. h. nichts von der wirklichen Macht in der auto- 
nomen Landesverwaltung, im Landesaussohusse und in allen 
von diesen abhängigen oder beeinflußten Körperschaften, In- 
stituten, Organisationen, Kommissionen usw. begehren, dann 
wolle man ihnen die Selbstverwaltung und eigene Beamte 
gewähren. 
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„Das setzt eine Auseinandersetzung über die Spraohenfrage 
voraus. Herr Kramarsoh aber erklärt: Der Geohe muß im 
ganzen Lande sein Eeoht vor öeohen oder doch des Cechisohen 
völlig mächtigen Deutschen finden. Und nicht jeder im Amte 
stehende Ceche muß deutsch können, was ohnehin seit langem 
nicht mehr der Fall ist. Das Gegenstück dazu wäre natür- 
lich: Der Deutsche muß sein Becht im ganzen Lande vor 
Deutschen finden oder doch vor des Deutschen völlig mäch- 
tigen öechen. Und nicht jeder deutsche Landesbeamte muß 
cechisch verstehen, wozu absolut kein Bedürfnis drängt. Aber 
zu solch einfacher Formel vermag sich der Q-ereohtigkeitssinn 
des Herrn Kramarsch nicht zu erheben. Er denkt an die 
ßechischen Minoritäten des geschlossenen deutschen Gebietes, 
und alle Billigkeit, alles Verlangen nach Versöhnung und 
Entgegenkommen ist dahin. ,Wir können unsere Minoritäten 
in deutschen Gebieten nicht einer deutschen Verwaltung 
preisgeben', und damit ist die Superiorität der öechischen 
Beamten noch im deutschen Gebiete begründet." 

Namentlich die Kunst des Zitierens seitens eines Pro- 
fessors der Geschichte wird wohl mit Recht bewundert 
werden. „Wir können unsere Minoritäten in deutschen Ge- 
bieten nicht einer deutschen Verwaltung preisgeben." Alles 
richtig, nur der Nachsatz wird unterdrückt: ,auf welche 
wir keinen Einfluß hätten," Wer meine Ausführungen liest, 
muß, wenn er nicht politisch „dichten" will, doch zugeben, 
daß ich für alle Beamte beider Nationalitäten die Kenntnis 
der zweiten Landessprache nicht verlange, und zwar ganz 
paritätisch, für die böhmischen und für die deutschen. Ich 
mache nirgends einen Unterschied zwischen deutschen und 
böhmischen Beamten. Die einheitliche Verwaltung, von 
welcher Professor Bachmann spricht, verlange ich nicht aus 
sprachlichen ßücksichten, sondern nur deswegen, um mich 
also ganz deutlich auszudrücken, weil ich leider die Über- 
zeugung habe, daß ohne die Korrektur einer einheitlichen staat- 
lichen Landesverwaltung, welche dieselbe Kraft ihres Auf- 
siohtsrechtes vorzunehmen das Becht und die Möglichkeit 
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hätte, unsere Minoritäten seitens der vollständig unabhän- 
gigen deutschen Verwaltung geradezu einem Martyrium aus- 
gesetzt würden. Professor Bachmann versteht mich sehr gut 
— aber die Prager Herren dürfen ja nicht zugeben, daß ein 
Ceche etwas vorschlägt, was nichts anderes bedeutet als 
volle paritätische Behandlung beider Nationalitäten. Demi 
die einheitliche Staatsverwaltung könnte ja auch die deutschen 
Minoritäten schützen, wenn es nottäte. Die Welt muß eben 
an die Unterdrückung der armen Deutschen durch die ge- 
walttätigen öechen glauben, namentlich jetzt, wo es sich um 
die Wahlreform handelt. Es muß also alles im Keime erstickt 
werden, was die Möglichkeit einer Aussprache für die Zu- 
kunft bieten könnte, und wenn es nicht anders geht, zeigt 
ein Professor der Geschichte, wie man Texte interpretieren 
muß, um Geschichte zu — machen. 

Man wird doch zugeben müssen, daß die zweite Hälfte 
des Satzes für die Feststellung und Charakterisierung dessen, 
was ich will, unbedingt notwendig ist, und wird dieselbe 
unterdrückt, daß es gewiß nicht ohne Absicht geschieht. Die 
Herren sind, scheint es mir, zu eifrig im „Korrigieren". Das 
gleiche Wahlrecht korrigieren sie mit einem vernünftiger- 
weise geradezu undenkbaren Plus, um es unmöglich zu machen, 
und die Zitate aus meiner Broschüre korrigieren sie umgekehrt, 
indem sie dieselben um die Hälfte beschneiden, um die übrigen 
Deutschen ja daran zu hindern, an dem Zustandekommen 
des allgemeinen Wahlrechtes durch ein vernünftiges Kom- 
promiß mitzuarbeiten. Vielleicht wird es auf diese Weise 
bald allen klar sein, daß zwar nicht das Deutschtum, aber 
ganz ernstlich die Kasinopartei durch die Wahlreform bedroht 
ist. Es will mir scheinen, daß nicht einmal alle Deutschen 
darüber unglücklich wären. 

Wie gesagt, dieses eine Beispiel muß genügen. Es 
würde zu weit führen, mich mit der Broschüre, die nicht 
ich, sondern deren Kritiker geschrieben, mich zu befassen. 
Wird über das, was ich geschrieben, eine Diskussion ge- 
führt, werde ich mich daran natürlich gerne beteiligen. Aus 
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allzu durchsichtigen Gründen hat man sich einen wütenden 
Kampf mit Windmühlen arrangiert — nur mit dem gering- 
fügigen Unterschiede, daß der alte Don Quixote ein edler, 
idealer, harmloser Ritter war. 

Es war wahrhaftig nicht die Furcht, die Deutschen 
könnten unsere geheimsten Pläne erfahren, was mich zurück- 
gehalten, meine Broschüre auch dem deutschen Leser zugäng- 
lich zu machen. Einmal können doch noch weit mehr Deutsche 
böhmisch, als es oft zugestanden wird, und dann habe ich 
so wenig Geheimnis aus meinen „Offenbarungen" gemacht, 
daJB einer der ersten, der die Korrekturbogen bekommen 
hat, ein hervorragender deutschliberaler Abgeordneter 
war. Ich habe eben gemeint, daß meine Broschüre nur für 
meine Landsleute geschrieben ist, und zwar zu dem einzigen 
Zweck, um eine gewisse Ordnung und Scheidung der Geister 
in unsere Politik zu bringen. 

Denn all das, was die Deutschen interessieren könnte, 
habe ich ja in meinen Beden zur Wahlreform oder auch 
schon früher angeführt, zum Beispiel unsere Forderung, 
in den Zentralämtem nach unserer Volkszahl vertreten zu 
werden, habe ich eben in einer Polemik gegen den Professor 
Bachmann im "Wahlreformausschusse des böhmischen Land- 
tages mit einer Offenheit vertreten, welche wahrhaftig nichts 
zu wünschen übrig ließ. 

Es konnte mir auch wirklich nicht einfallen, zu glauben, 
daß die Deutschen auf mich warten, um erst darüber auf- 
geklärt zu werden, was die Wahlreform ist und was sie für 
die Zukunft bedeutet. 

Daß eine Wahlreform, welche nicht eine Verhöhnung 
der Gerechtigkeit sein soll, dem böhmischen Volk eine bessere 
parlamentarische Stellung verschaffen muß, kann doch selbst 
ein Analphabet in der Politik wissen, weil selbst dieser wohl 
einmal gehört haben muß, daß die Schmerlingsche Wahl- 
geometrie gemacht wurde, um speziell das böhmische Volk 
in eine künstliche Minorität zu bringen und daß diese löbHche 
Absicht auch der Wahlreform von 1873 nicht fremd war. 
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Mittels verschiedener Kurien kann man eben die natürlichen 
Grundlagen einer Wahlordnung — korrigieren. Aber daß 
auch das allgemeine und gleiche Wahlrecht dazu miß- 
braucht werden kann, um die Minorität zur Majorität zu 
machen, ist eine solche, gelinde gesagt — Ungereimtheit, daß 
sie nicht einmal alle Deutschen mitmachen wollen. 

Daß wir auch an innerer Kraft gewinnen, wenn wir alle 
Volksabgeordnete sein werden, also Abgeordnete, die nur das 
Wohl des Volkes, nicht aber auch die Quelle ihrer privile- 
gierten Stellung vor Augen haben müssen, ist doch mehr als 
selbstverständlich, und das haben wohl die Deutschen auch 
vor Erscheinen meiner Broschüre gewußt und die wahrhaft 
demokratischen unter ihnen haben es sogar als kein Unglück 
angesehen. 

Und daß wir diese Stärkung unserer Position, die jedoch 
keine Gnade für das böhmische Volk ist, sondern sein gutes 
Becht, die Abstellung eines unerhörten Unrechtes, die 
Abschaffung einer der schreiendsten Unehrlichkeiten eines 
Wahlrechtes, welche überhaupt je existiert hat, weil sie das 
soziale durch das nationale Unrecht für uns nur noch steigert, 
zum Vorteile und zur Erhöhung der Machtstellung unseres 
Volkes benutzen werden — das soll die große Offenbarung, 
die sensationelle Enthüllung sein, durch welche die leiden- 
schaftliche Entrüstung der deutschen Provinzjournalistik 
erklärt werden könnte? 

Es ist noch tröstlich, daß man weiß, wie sich die Entrüstung 
aus einer Quelle über alle deutschen Gaue ergossen hat. 

Wirklich, politisch geradezu — unbegreiflich müßten die 
Deutschen sein, wenn sie alles das ohne meine Broschüre 
nicht wüßten. Und wenn sich doch so viele von ihnen so 
ehrlich für das allgemeine, gleiche Wahlrecht ausgesprochen 
haben, so kann es doch nur deswegen sein, weil sie der 
inneren Kraft, der wirtschaftlichen und kulturellen Potenz 
des deutschen Volkes mehr vertrauen als der künstlichen 
Wahlordnung, die ihnen auch bisher die Mehrheit nicht 
gesichert, ja die sie sogar mit weiteren Verlusten bedroht. 
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und weil, sie nnu wissen, daß die Dentsohen krsfb iErer 
AnsEahl und ihrer Maohtmittel in Österreich immer ein Faktor 
sein, werden, mit welchem Begierungen und alle übrigen 
Völker werden rechnen müssen^ und weil sie endlich fühlen^ 
daß das allgemeine, gleiche Wahlrecht kommen wird und 
kommen müS, so glauben sie wohl, dafi es besser ist für die 
Zukimft des deutschen Volkes — und das gilt für uns alle, 
auch die übrigen Völker — kraftvoll die nationale Sache 
mit der reißenden Flut der Volksbewegung in den breiten, 
mächtigen Strom der Volkstümlichkeit hinüberauleiten — als 
einen aussichtslosen Widerstandsversuoh zu machen und 
dann wehrlos fortgerissen zu werden. 

Nun gibt es allerdings unter den Deutschen auch solche 
und die haben meine „Anmerkungen*' als eine willkommene 
Gelegenheit ergriifen, um den Deutschen das Schreckgespenst 
zu zeigen, welches ich angeblich in nicht mehr zurückzu- 
haltendem Siegesjubel vorzeitig enthüllt habe. "Wie sie es 
getan haben, wurde oben gezeigt. Gegen diesen Kampf mit 
willkürlich herausgerissenen und appretierten Sätzen gibt es 
kein Mittel, als an die Objektivität der Deutschen zu appel- 
lieren, welche die ganze Broschüre lesen werden. 

Und damit man ermessen könne, wie künstlich ■ — aller- 
dings auch kunstvoll — die ganze Erregung geschaffen wurde, 
will ich nur noch bemerken, daß der ganze Inhalt meiner 
„Anmerkungen" schon im Sommer von mir skizziert wurde, 
als ich noch keine Ahnung hatte, d€iB das allgemeine Wahl- 
recht so nahe ist. Später, bei der Ausarbeitung habe ich nur 
den Hinweis auf das allgemeine Wahlrecht, dessen Kommen 
nicht mehr zweifelhaft war, und die Partie über die slavische 
Politik hinzugefügt. Und es wird wohl auch niemand zweifeln 
können, daß diejenige Politik, welche ich meinen Landsleuten 
empfehle, geradeso in das alte wie in das neue Wahlrecht 
hineinpaßt und unter der Herrschaft des alten geradeso 
möglich und so notwendig ist, wie in den neuen Verhält- 
nissen, welche trotz aller Widerstandsversuche doch kommen 
werden. 

KramÄf, Anmerkungen zur böhmischen Politik. 10 
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Vielleicht wird jedooh all das, was mit den „Auszügen'^ 
meiner Brosohüre gemaoht wurde, dooh etwas Gutes haben. 
Man wird auoh anderswo, auoh unter den übrigen Deutschen, er- 
kennen, warum es so sohwer ist, in Böhmen zum Frieden zu 
kommen. 

Seit Jahrzenten behaupten unsere deutschen Landsleute, 
daS wir, bevor von einem Ausgleich gesprochen werden 
kann, aufhören müssen, von unserem Staatsrechte zu sprechen. 
Das ist zwar etwas mehr als — unbescheiden, aber um einen 
Ausweg zu finden, plädiere ich für eine positive Politik im 
Parlament, welche losgelöst wäre vom staatsrechtlichen 
Radikalismus, für die Notwendigkeit eines starken, gesunden 
Österreichs — und kann ein Staat überhaupt stark und ge- 
sund sein, wenn nicht alle seine Völker sich in demselben 
glücklich, firei, heimisch fühlen? — will zum Staatsrecht 
durch einen ehrlichen, loyalen Frieden mit den Deutschen 
gelangen — aber das alles ist umsonst. Die alte Leier von 
unserem Staatsrechte, welches ein Grab für die Deutschen 
imd das arme Osterreich, welches ohne dasselbe Staatsrecht 
überhaupt nicht wäre, wird weiter gedreht, und man wundert 
sich nach dieser liebenswürdigen Au&ahme seines Entgegen- 
kommens nicht, wenn man von radikaler Seite wegen der 
allzu , einseitigen" Friedensliebe verspottet wird. 

Vergeblich suche ich eine für beide Völker annehmbare 
Basis für ein friedliches Nebeneinanderleben, indem ich ent- 
gegen den bei uns herrschenden Ansichten über die Zwei- 
sprachigkeit der Beamten dem Standpunkt des praktischen 
Bedürfnisses mich nähere und indem ich für das nationale 
Selbstbestimmungsrecht in kulturellen Angelegenheiten ein- 
trete — mein Entgegenkommen wird im Namen der Deutschen 
von Professor Bachmann in der oben zitierten Weise quittiert. 

Wahrhaftig, die Mäßigung, das Entgegenkommen wird 
einem mehr als schwer, und niemand wird sich wundem 
können, wenn sich auch die aufrichtigsten Freunde eines 
billigen und gerechten Kompromisses unter uns am Ende 
doch nur auf die unbezwingbare Macht der Idee der Gerechtig- 
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keit verlassen und mit jenem Selbstvertrauen, welches wir 
uns in dem langen, harten Bingen um die Bechte unseres 
Volkes doch erworben haben, den Kampf furchtlos weiter- 
fuhren werden. Das gilt auch für die Wahlreform. Man kann 
wohl den Versuch machen, das deutsche Volk neben anderem 
auch mit den »Auszügen^ aus meiner Broschüre dazu zu 
bringen, dafi es unnachgiebig verlange, man möge das all- 
gemeine, gleiche Wahlrecht so einrichten, damit die neun 
Millionen Deutschen in dem neuen Volkshause die Majorität 
über die sechzehn Millionen Nichtdeutschen oder wenigstens die 
Nichtslaven über die Slaven haben — aber man wird sich über- 
zeugen, daß eine solche „Gleichheit* sogar in Osterreich un- 
möglich ist. Das geben wir einfach nicht zu und wir können 
dieis um so eher tun, als es doch aller Welt bekannt ist, daß 
wir, um nur die grofie, gewaltige Beform zu ermöglichen, zu 
Kompromissen bereit waren, welche es den Deutschen er- 
leichtern würden, die neue Ordnung der Dinge zu akzeptieren. 

Aber Kompromisse zu machen, wobei man das gleiche 
Wahlrecht zu einer Karikatur herabwürdigen würde, dazu 
sind wir noch nicht schwach genug. 

Im Gegenteil. Wir können wirklich viel eher warten, als 
man allgemein annimmt. Der Kampf um das allgemeine, 
gleiche Wahlrecht ist in Böhmen keine Parteisache, sondern 
das mächtige Wollen des ganzen Volkes. Und das wird weiter- 
geführt werden, mag unser Volk durch die oder jene Partei 
in Wien vertreten sein. Je länger jedoch der Kampf um das 
gleiche Wahlrecht geführt wird, desto tiefer, leidenschaft- 
licher wird er sein, und wenn dann die Stunde kommt, wo 
dieses schicksalsschwere Problem wird gelöst werden müssen, 
um jeden Preis, weil es sich eben darum handeln wird, den 
sozialen Frieden zu retten — desto größer ist dann die 
Wahrscheinlichkeit, dafi die Forderung nach der wirklichen 
Gleichheit des Wahlrechtes so übermächtig, so zwingend 
sein wird, daß alle die Künsteleien, welche heute gesucht 
werden, um das gleiche ungleich zu machen, einfach unmög- 
lich sein werden. 

10* 
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loh habe in meinen „Anmerkungen** verBuoht, den Weg 
anzudeuten, auf welchem es möglich wäre, ein leidliches 
Nebeneinanderleben in den böhmischen Iiändern herzustellen 
und bin glücklicherweise nicht allein, der eben darin die 
Korrektur der Wirkungen des gleichen Wahlrechtes sieht. 
Heute, wo so viele noch meinen, daS die einzig Wirksame 
Hilfe dagegen ein solcher Widerstand gegen die Wahlreform 
ist, welcher durch eine ausgiebige Mandatsvermehrung er- 
langt werden muß, hat man diesen Versuch entstellt oder 
verschwiegen. Ich habe immer noch keine genügende Ur- 
sache, die Hoffiiung aufzugeben, daß man sich doch noch 
mit demselben etwas ernster befassen wird. Und nach wie 
vor bin ich fest überzeugt, daß der beste Weg dazu eine 
gerechte, gute Wahlreform ist. Man wird sich daher nicht 
wundem dürfen, wenn wir alles daransetzen werden, um eine 
schlechte Wahlreform unmöglich zu machen. Eine gerechte 
Wahlreform ist der einzig sichere Weg zum nationalen Frieden 
und dieser die Voraussetzung zur Gesundung unserer Ver- 
hältnisse. Und daß wir alle, die Völker und das Reich, diese 
Gesundung unbedingt brauchen, das wird wohl jeder zugeben, 
für den die Zerrüttung des Beiches nicht die Voraussetzung 
der Verwirklichung seiner politischen Ideale ist. 

Ostern 1906. 
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